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Vorwort 

Die positive Aufnahme, die das erste Schmelzer Heimatheft gefunden hat, 
ermuntert den Historischen Verein, nun nach Jahresfrist das zweite Heft folgen 
zu lassen. Auch dieses Heft bleibt dem gestellten programmatischen Anspruch 
verpflichtet, von der Gegenwart, von Gegenwartsproblemen her, historische 
"Aufklärung" zu betreiben. 

Mein Beitrag geht zwar sehr weit in die Vergangenheit zurück, greift aber 
mit der Französischen Revolution ein Thema auf, das auch in unserem Raum 
als Freiheitsbewegung Spuren hinterlassen hat. Oswald Schmitt setzt seine 
Kommunalgeschichte von Primsweiler mit der Bettinger und Außener Kommu­
nalgeschichte fort und liefert damit einen weiteren Baustein zur Geschichte der 
heutigen Gesamtgemeinde Schmelz. Elmar Schmitt leistet in seinem Beitrag 
"historische Erinnerungsarbeit' , , indem er sich der Geschichte der Hüttersdorfer 
Synagogengemeinde und dem Schicksal der Hüttersdorfer Juden in der Zeit des 
Nationalsozialismus und danach nähert, damit auch all dem Leid und dem 
Unrecht, das den jüdischen Mitbürgern zugefügt wurde,was nie vergessen 
werden darf. 

Den Mitautoren sei für ihre engagierte und mühevolle Arbeit gedankt. Die 
Gemeinde Schmelz hat uns dankenswerterweise erneut mit einem Druckkosten­
zuschuß unterstützt. 

Dr. Johannes Schmitt 
Vorsitzender des Historischen 
Vereins Schmelz 
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Johannes Schmitt 

" ... der Sklaverei ledig und der französischen 
Freiheiten teilhaftig ... " 
Zur Reunionsbewegung im Oberamt Schaumburg 1792/93 

1. Historiographische Ausgangslage 
Im Jahre 1929 - schon deutlich war im "Saargebiet" die künftige politische 
Auseinandersetzung um das weitere Schicksal des Grenzlandes zu spüren - hat 
Franz Ecker in einer grundlegenden Studie - übrigens der ersten zusammenfas­
senden bis heute - "Das Saargebiet und die französische Revolution (1789 -
1801)" behandelt l . Von eindeutig deutsch-national-konservativer Grundhal­
tung her sollte der Nachweis geführt werden, daß "die französischen Gelüste 
1~lch der Saar und dem Rheine ... nicht erloschen" seien. den Franzosen ein 

" ,historisches Recht' auf das Saargebiet" nicht zustehe, dies auch durch die Er­
eignisse im Zusammenhang mit der Französischen Revolution nicht begründet 
werden könne2 . Eher das Gegenteil glaubte er aus den Quellen dhkiten zu 
können, um französische Gebietsansprüche nach 1919 zurückzuweisen; denn es 
"zeigte sich klar ... , wie deutsch die Bewohner des Saargebietes dachten, fühl­
ten und handelten"3. Abgesehen davon, daß Franz Ecker und seine französi­
schen Kontrahenten in die Wissenschaft politisch-zeitgenössische Kontrover­
sen hineintrugen und damit Geschichte zum politischen Argument umfunktio­
nierten, so zeigten sich von den Ereigniszusammenhängen her doch auch Brü­
che in der Beweisführung selbst: Denn auch die deutsch-nationalen Historiker 
mußten zugeben, worauf die fr;~ilz,ösischen Gegner in ihren Untersuchungen 
pointiert hinwiesen, daß es aucn clq der Saar 1792/93 zu einer Reunionsbewe­
gung gekommen sei: Im Februar 1793 dekretierte der Nationalkonvent den 
Anschluß des pfalz-zweibrückischen Oberamtes Schaumburg und der Gemein­
de Püttlingen im Fürstentum Nassau-Saarbrücken an Frankreich4 • Offensicht­
lich hatte diese Reunionsbewegung wohl auch Rückhalt in jenen Teilen der Be­
völkerung, die einen Anschluß an Frankreich begrüßten. Aber auch hier setzte 
Ecker die Akzente entschieden anders, indem er auf "die Klubisten in Saarlou­
is" hinwies, die "ihren Einfluß auf die nächste Umgebung der Saarterritorien 
auszuüben" suchten, und für ihn galt pointiert: "Die Furcht ... war es vor al­
lem, die die Bewohner auf intensives Betreiben der Franzosen dazu bewog, 
den Konvent um eine Vereinigung mit Frankreich zu ersuchen"5. Diese gleich­
sam "nationale" Ehrenrettung basierte aber wohl eher auf einer Vermutung, 
mußte doch Franz Ecker 1929 "bedauern, daß ein Aktenmaterial über die Ein­
zelvorgänge dieser Entwicklung im Oberamte Schaumburg und in der Herr­
schaft Püttlingen nicht mehr vorhanden ist"6. 



Diese Lücke kann heute zum Teil geschlossen werdell, dl'llll 1I111l" dCIlI Ru­
brum: "den Aufruhr" im Oberamt Schaumburg hctrcllclld, ist im 1,:llldcs:lIl'hiv 
Speyer ein Aktenband erhalten, mit dessen Hilfe sich dil' Sl'hallmhlllgn Re­
unionsbewegung an der Wende von 1792/93 rekonstruiert'lI liißt', VOll A Illallg 
Dezember bis zum 18. Februar, also bis zum Eintrdkn (kr Naduirht VOll dn 
im Nationalkonvent beschlossenen Reunion des Oheramts, liq~t'll l'illl' Reihe 
von Berichten vor, überwiegend vom Amtmann Mosel' stanllllclHI. die alls der 
Perspektive des herzoglichen Beamten die Ereignisse und l'.lIsillllllll'llhallgl' er­
hellen können. Ergänzen läßt sich dies durch die Disklissiolll'll, I ':'(lItl'ltillgl'n 
und Beschlüsse des Pariser Nationalkonvents, der sidl 1IIl'IlIIlIais lIIit der 
Schaumburger Reunionsbewegung beschäftigte. Auch damit hat sirh dil' Re­
gional- und Lokalforschung bis heute noch Ilirht l'illgchcnd 
auseinandergesetzt8 . 

2. Das Oberamt Schaumburg bis zum Beginn der Rcunionslu.·wclCllIIlC 
Das Oberamt Schaumburg war 1787 aufgrund eines AustallsdlVl'rt, agl'S lwi­
schen dem Herzogtum Pfalz-Zweibrücken und dem Küni~rcit'h fo't'allkrl'irh an 
das Herzogtum gelangt, und zwar im Austausch mit Rechten lIlld (idlil'tl'lI in 
der Südpfalz, die für Frankreich in diesem Grenzraum VOll Illilitiirisl.'h strall'gi­
scher Bedeutung waren, während das Amt Schaumhllrg dl'n lo't'illl/OSl'll als 
"une possession sterile" galt9 . Das gewonnene Oheralllt Schalllllhllr~ Wil' ohllc 
Zweifel interessant für das pfälzische Herzogtum, da cs unmittl'lhilr illl das 
Amt Nohfelden anschloß, den pfälzischen Besitz im nürdlidll'n SaalTilllI1l his 
an die Prims erweiterte, und somit umschloß das Herzogtum Pfal/-I'.wl'ilnlik­
ken das Fürstentum Nassau-Saarbrücken im Norden und Ostcll. I )as l'lworhe­
ne Gebiet hatte eine Größe von ca. 150 Quadratkilometern lIlld hl'sal.\ Iladl ei­
ner Landesaufnahme durch den Amtmann Moser vom Jilhre 17l)\ 1\72 llalls­
haltungen mit 3264 Kindern und 784 Knechten und Miigden. illso l'illl' i':illwoh­
nerzahl von rund 600010 . 

Die Übernahme der Herrschaft durch das Herzogtum Pfalz-Zweihrlkkcll, d. h. 
vor allem die Einführung der pfalz-zweibrückischen Rechtsordl1lll1g im IlCLI er­
worbenen Gebiet, ist bis heute noch nicht einmal ansatzweise erforsl.'ht 11. Al­
lenfalls die von Amtmann Moser seit 1787 forcierte Bannrenovat iOIl hilt llellCr­
dings eine ausführlichere Darstellung erfahren. Diese Veründerung hilt grtllld­
legend in die wirtschaftlichen Verhältnisse eingegriffen. wunkll dodl dllrl.'h sie 
die jahrhundertelang bestehende Eigentums- und Agrarordllllllg illJ'olgl' der 
Überweisung von erbeigentümlichem Individualbesitz radikal Ill'scit igt lIlld im 
Verständnis neuerer auf eine Agrarreform abzieIcmkr Vorstellllllgcn 
modernisiert12 . Ob die von der Pfalz-Zweihrücker Verwaltllng lIlld Amtlllilnn 
Moser betriebene Modernisierung auf das Verstündnis und 1':lltgl'gl'llkollllllen 
der Untertanen traf oder ob sich Widerwillen oder sogar Widl'l'stillld liltcnt 
oder offen artikulierten, die in die 1792/93 manifest werdendl' Relilliollshcwe­
gung einmündeten, muß vorerst offen hleihen 1.\. 
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Das Jahr 1789, genauer der Beginn der Revolution im Nachbarland, brachte 
wohl noch keinen bedeutenden Einschnitt für das Oberamt Schaumburg, Es 
gibt bis jetzt noch keine Hinweise auf eine breite Petitionsbewegung oder hefti­
ge soziale Unruhen, wie sie im benachbarten Fürstentum Nassau-Saarbrücken 
und noch stärker in dem Oberamt Blieskastel der Grafschaft von der Leyen er­
kennbar sind, wo seit dem Sommer der "Flächenbrand" der Französischen Re­
volution überzuspringen schien und wo - wie im Falle St. Ingberts - nur eine 
militärische Exekution einen revolutionären Umbruch verhinderte14 . Ähnlich 
undeutlich bleibt, ob die seit 1789 verstärkt im Oberamt Schaumburg zuneh­
menden Wald- und Forstfrevel von ihren Merkmalen her als "Forstunruhen" 
zu qualifizieren sind, die seit dem Sommer 1789 in große Teile des Herzogtums 
Pfalz-Zweibrücken aus Frankreich gleichsam herüberschwappten und in denen 
der schon lange schwelende grundlegende Konflikt der Untertanen mit der 
Herrschaft um den Besitz und die Nutzung des Waldes offen durchbrach15 , 

Möglicherweise wurde das Übergreifen sozialer Unruhen aus Frankreich auch 
durch den Einsatz von militärischen Sicherheitskräften verhindert, die seit dem 
Ausbruch der Revolution im westlichen Teil des Oberamts, zur französischen 
Grenze hin, zusammengezogen und in den einzelnen Ortschaften stationiert 
wurden16. 

3. Das Befreiungsdekret vom 19. November 1792 als Grundlage der Reunions-
bewegung 

Erst im Spätherbst 1792 erreichte die "expansion revolutionnaire" das Ober­
amt Schaumburg, über Nacht gleichsam, unvermittelt und massiv, und zwar 
erst nachdem die französischen Revolutionstruppen die Reichsgrenze an der 
Saar überschritten und weite Teile der sich als neutral erklärenden Reichsherr­
schaften militärisch besetzt hatten,.'E.s war dies die von Europa nicht erwartete 
Folge der Wende von Valmy im sPept,ember 1792, in der sich das revolutionäre 
Frankreich gegenüber den Invasionstruppen Österreichs und Preußens sieg­
reich zeigte und nun seinerseits in "Belgien, in Savoyen, am Oberrhein und an 
der Saar zum Gegenangriff überging. Frankreich verteidigte also nicht nur sein 
Territorium, sondern stand zugleich vor der grundsätzlichen Frage, wie es sich 
den besetzten Gebieten gegenüber zu verhalten hatte, zumal eine massive Re­
volutionspropaganda in dem besetzten Ausland wirkte, im Falle Savoyens En­
de September sogar der Anschluß an Frankreich, die Reunion, begeistert ge­
fordert wurde. 

Der Konvent war zu der Grundsatzentscheidung gezwungen, wie das Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker mit der "expansion revolutionnaire" in Einklang zu 
bringen und wie die Parole: "Friede den Hütten, Krieg den Palästen" in den 
besetzten Gebieten umzusetzen und zu praktizieren sei, auch deshalb, weil 
Frankreich schon 1790 auf jede Eroberung verzichtet und dies auch explizit in 
die Verfassung aufgenommen und somit zu einem Staatsprinzip erhoben 
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hatte 17. Verschärft wurde die Diskussion um d~n l':xport lkr Rcvolution und 
das prinzipielle Selbstbestimmungsrecht der Vülker noch durch dic im KOllv~nt 
und der öffentlichen Meinung kursierende Forderung Ilach dl.'11 .. Iimitcs nalll­
relles", den natürlichen Grenzen am Rhein, in den Alpcnulld ill dcn Pyrl.'n:il.'n, 
die schon Expansionsziel des absolutistischen Künigtums gl'Wl.'Sl.'1l warl.'11 und 
nun erneut proklamiert wurden 18. 

Als schließlich im November General Dumouriez den Sieg von .kmappl.'s er­
rungen und Custine Mainz erobert hatte, setzten Reunionsadrl.'ssl.'n aus dn 
nassau-saarbrückischen Exklave Saarwerden und das R~ulliollshq!,dl1·l.'n dl.'s 
Oberamtes Bergzabern den Konvent gleichsam unt~r Zugzwang: I >il.'sl.'r hc­
schloß am 19. November mit großer Mehrheit das sogenanntl' lklrl'illngsdc­
kret: "Der Nationalkonvent erklärt im Namen der franzüsisdlell Nat iOll, daB 
diese Brüderlichkeit und Hilfe allen Völkern gewührt, di~ ihrl.' l;rl.'il1l.'it wil.'(kr­
erlangen wollen, und beauftragt die ausführende Gewalt, dl.·n (il·lll.·riill'l1 die 
Befehle zu erteilen, die nötig sind, um diesen Völkern Ililfl' zu hringl.'n ulld die 
Bürger zu verteidigen, die wegen der Freiheit unterdrückt wunkn odl'l' l.'S Ilol.'h 
werden"19. 

Mit diesem Dekret erhielt die französische Außen- und Iksatl.un).!.spolitik l'il1l.' 
neue Dimension, denn durch diese Grundsatzentsch~idullg wunk iluch Wl'ilhil1 
Revolutionsbereitschaft geweckt und Revolutionierung im Ausland l'lllIiig­
licht, allerdings beruhte die "expansion revolutionnairl· .. lugkidl lIUdl und 
noch auf dem von Frankreich anerkannten Recht der Vülkl·l. ilnl' Staats IIl1d 
Gesellschaftsordnung selbst bestimmen zu können 2t1 • Das Ikfl'l'illllgsdl'krl'l 
wurde auch die Grundlage für die Reunionshew~gullg illl dl'l' Saal', dil' im 
Oberamt Schaumburg zu Beginn des Monats Dezember l.'insl.·tl.tl.· ulld mit dl'm 
Reunionsdekret vom 14. Februar 1793 einen erst~n Ahsdllul.\ fand. 

..t. Die erste Phase der Reunionsbewegung 
Unter dem Rubrum: "Aufwiegelung der Untertan~n i111 ()hl.·rllmt Sl'haul1lhllrg 
betreffend" berichtete der Amtmann Moser am 6. ()~zelllhl'r iln dil' plall IWl'i­

brückische Regierung, daß seit der Anwesenheit franzüsisdll'" Tnlppl'n im 
Oberamt "unruhige Köpfe" den Bauern "von nellem ühk (il.·sinlHln).!.l·n gq.!.l'n 
ihre Landesherrschaft" beizubringen suchten 21 • D~r Amt malln könnl' lIidll ein­
schreiten, da die "Justiz unter der Gewalt der Waff~1l st ill stdll'll" "IIIS"'l'. I kr 
"berüchtigte Carl Risch" "nebst einem französischen Invalidl'lI III1S (,oldh;ll'h 
bei Bettingen" namens Peter Heck seien die Anführer"·', NadHklll dl'l /\1111-

mann erfahren hatte, daß Heck im Ort Sotzweiler .. die l Jnll"l'sdnilll'lI 1111 /\11-

nahme der französischen Verfassung sammle", habe ~r ihn pl'rs(Hl!il'h illl 1 )01'1' 

Thalexweiler zur Rede gestellt, und Heck hahe ihm s~in VOl'halll'n "'11 dl'l 1,:1'­

klärung eingestanden, "daß er vom Distrikt Saarlollis zur Aushlhlllllg (kssL'l­
ben abgeschickt sei"23. Moser nahm Heck vorb~reitetl.· Sdniltsltld.l· ;Ih, dil' 
seinem Bericht vom 6. Dezember beigefügt sind. Es handdt sirh u'" l'inl' l.islL' 
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sämtlicher Oberamtsgemeinden, in die schon Unterschriften der Gemeinde 
Bettingen und Sotzweiler eingetragen waren24 . Dieser Liste ist ein Schreiben in 
französischer Sprache an den Distrikt Saarlouis beigefügt, in dem nach der 
knappen Darstellung des 1786 ausgehandelten Tauschvertrages das eigentliche 
Reunionsbegehren formuliert ist25 : Man habe im Amt Schaumburg immer den 
brennenden Wunsch bewahrt und immer danach begehrt, "de rentrer dans leur 
ancienne p~trie et de jouir des franchises, droits et constitutions de la republi­
que Francaise ne voulant demeurer Esclaves". Man bitte um den Schutz ("sau­
ve-garde et protection") und um die Gunst als "patriotes fidels a la Nation Ge­
nerale". Diese Erklärung solle der Nationalversammlung mitgeteilt werden mit 
dem unterbreiteten Angebot, einen verlangten Eid zu leisten. Ein knapper 
deutscher Text faßt den Reunionsantrag zusammen: "Sodann die Untertanen 
dermalen begehren, wiederum in den alten Schutz ihres Vaterlandes auf- und 
angenommen, sofort der Sklaverei ledig und der französischen Freiheiten nach 
Inhalt der Konstitution teilhaftig gemacht werden mögen"26. 

Amtmann Moser betonte am Ende seines Berichts noch, daß die Untertanen 
"ohne Aufwiegelung zur Wahl einer anderen Verfassung nicht schreiten wer­
den" und daß "der wüste Aufwiegler Heck" gedroht haben soll, daß die franzö­
sischen Truppen "ohne Unterschreibung der Soumission" im Oberamt "sengen 
und brennen würden"27. 

Zwei Tage später, am 8. Dezember, berichtete Moser nach Zweibrücken, daß 
Heck "sein Vorhaben nicht aufgegeben" habe, sondern daß er und zwei Perso­
nen aus Saarlouis im westlichen Teil des Oberamts die Gemeinden "in den Kir­
chen" versammelten und "allda von den Kanzeln sie zur Erklärung wegen An­
nahme der französischen Konstitution" aufforderten28 , Am Vormittag des 8. 
Dezember seien "diese Aufwiegler" nach Tholey gekommen. Moser ließ Heck 
von dem Kommandanten der ip', Tholey befindlichen französischen Truppen 
"als einen Störer der öffentlich~n;,.::Ruhe" arretieren. In Hecks Begleitung be­
fanden sich die beiden französischen Bürger aus Saarlouis, Gouvy und Soller, 
die Besitzer der Eisenhütte in Bettingen29 . Beide betonten, daß sie es seien, die 
die Schaumburger Untertanen "zur Annahme der französischen Constitution" 
bewegten und zur "freien Deklaration" aufforderten. Soller habe den Herzog 
von pfalz-Zweibrücken als "Tyrann" bezeichnet. Moser erfuhr nun auch Ein­
zelheiten über das Vorgehen von Soller und Gouvy in den Gemeinden Bettin­
gen und Limbaeh: Sie hätten ihr Vorhaben auf "das wegen Ilbesheim und Berg­
zabern ergangene Dekret der Nationalkonvention" - gemeint ist das Befrei­
ungsdekret vom 19. November - gestützt. Sie hätten Zettel in deutscher Spra­
che mitgeführt, die Gemeinden in den Kirchen versammelt, "von den Kanzeln 
ihnen die Freiheit gepredigt" und Nationalkokarden ausgeteilt. Die Gemein­
den Bettingen und Limbach hätten unterschrieben. Soller und Gouvy verließen 
Tholey, um sich an den "General en Chef" - gemeint ist General Beurnonville 
- zu wenden. Moser suchte diesem zuvorzukommen und ließ selbst den Gene-



ral über den Vorfall unterrichten30. Am Nachmittag kehrten Soller und Gouvy 
zurück und erklärten, sich nach Saarlouis zu begeben, sich aber bald wieder im 
Oberamt einzufinden, um, "mit hinlänglicher Autorisation versehen", "ihr 
Vorhaben" weiterzuführen31 . 

Am 10. Dezember meldete Moser der herzoglichen Regierung, daß Soller, 
Gouvy und Heck "allenthalben Unterschriften gesammelt, überhaupt alle 
schlecht gesinnten und viele leichtgläubige Oberamtsuntertanen zur Rebellion 
gegen die jetzige Obrigkeit gestimmt" hätten32. Er war überzeugt, daß der Di­
strikt Saarlouis die Aktivitäten unterstütze und daß die Unterschriften dem Na­
tionalkonvent überstellt werden sollten, um die Gemeinden mit Frankreich zu 
vereinigen. Werde nichts "zur Abhaltung der französischen Attentate" unter­
nommen, so werde es "unmöglich, die gewaltsame Trennung des größten Teils 
des hiesigen Oberamts von den übrigen herzoglichen Landen zu verhindern"33. 
Er sah auch, daß die Franzosen sich "seit der mißlungenen Unternehmung ge­
gen Trier" - gemeint ist der gescheiterte Feldzug Beurnonvilles - wohl aus dem 
Oberamt zurückziehen würden, daß aber andererseits "die Influenz aus Saar­
louis ... dadurch ihre Kraft nicht" verliere, daß also "ohne schnelle militärische 
Gewalt die Rebellion in den Kirchspielen Limbach und Bettingen und desglei­
chen zu Sotzweiler und in einigen anderen Ortschaften nicht mehr zu dämpfen 
ist"34. 

Die herzogliche Regierung in Zweibrücken schlug zunächst als Reaktion auf 
die ersten Berichte Mosers vor, den französischen Gesandten zu informieren 
und ein Kommando von 12 herrschaftlichen Jägern in das Oberamt zu verle­
gen, um durch "Visitationen der Ortschaften" "dergleichen Verführer" "zu 
verscheuchen"35. Auf die weiteren Berichte Mosers hin riet die Regierung da­
von ab, militärisch gegen die Aufwiegler vorzugehen, zumal sich noch 1000 
Mann Freiwillige der Nationalgarden im Oberamt aufhielten. 

Um "jedoch von Saarlouis alle weiteren Aufwiegelungen" abzuwenden, wurde 
der Regierungsrat Cetto nach Saarlouis abgesandt36 . Regierungsrat Cetto reiste 
über Tholey und besprach sich mit Amtmann Moser. Am 16. Dezember be­
richtete er über seinen Aufenthalt in Saarlouis37: Er habe Soller und Gouvy 
"über ihr gefährliches und schlechtes Betragen die lebhaftesten Vorstellungen" 
gemacht. Beide hätten ihr Verhalten mit der Hoffnung begründet, so ihren Be­
schwerden bezüglich der Bettinger Eisenschmelze abhelfen zu können. 10 Ge­
meinden hätten "für die Rückkehr unter französische Hoheit unterschrieben" 
und darin gemäß dem Dekret vom 19. November die Unterstützung des Kon­
ventskommissars Cusset und die des Generals Beurnonville selbst gefunden38. 
Cetto konnte nicht herausbekommen, ob sich die Unterschriften noch bei Sol­
ler und Gouvy befänden oder ob sie schon dem Konventskommissar oder dem 
Konvent überstellt worden seien. Er wandte sich aber auch an den Procureur 
syndic des Distrikts Saarlouis, den Weinhändler Frantz, "der den Ruf eines 
ehrlichen Mannes hat". Denn Gouvy und Soller hätten behauptet, der Invalide 
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Heck "habe von dem Distrikt zu Saarlouis den Auftrag, in dem Oberamt 
Schaumburg Unterschriften zu sammeln". Frantz bestritt eine direkte Einfl~ß­
nahme des Distrikts: Bettinger Gemeindeleute hätten vor einem Monat, "vIel­
leicht auf fremde Anstiftungen, bei dem Distrikt den Wunsch geäußert", "wie­
derum unter französische Hoheit zu kommen". Er habe sie an den Konvent 
verwiesen. Cetto lobte in seinem Bericht ausdrücklich auch das Verhalten Mo­
sers, alles zu vermeiden, was die Untertanen "ungehorsam" und "widerspen­
stig" mache, vor allem aber zu verhindern, daß sich die Franzosen einmischten. 
Fehle den "Übelgesinnten" die Unterstützung, so sei es ein Leichtes, "die Irre­
geführten, welche doch die größte Zahl ausmachen, zurechtzuweisen". 

Versucht man in einem Zwischenresümee die Reunionsbewegung bis zum Be­
richt Cettos zu skizzieren, so werden die einzelnen Determinanten, Handlungs­
möglichkeiten und -spielräume deutlich: Mit Sicherheit kann angenommen 
werden daß erst die Anwesenheit französischer Truppen im Oberamt Schaum­
burg i~ Zusammenhang mit dem Feldzug des Generals Beurnonville nach 
Trier die Reunionsbewegung begünstigte oder vielleicht sogar auslöste. Ver­
mutet werden kann, daß der bei den französischen Truppen befindliche Kon­
ventskommissar Cusset und der General selbst - wie Soller und Gouvy beton­
ten - gemäß dem Befreiungsdekret vom 19. November die Reunionsbewegung 
befürworteten und unterstützten. Die Bewegung selbst ging im Oberamt zu­
nächst wohl von der Gemeinde Bettingen aus, die, wenn man den Äußerungen 
des Distriktsprocureurs Frantz glauben darf, zuerst darum gebeten habe, wie­
der unter französische Hoheit zu kommen, wobei sicher dem ehemals französi­
schen Invaliden Peter Heck aus Goldbach/Bettingen eine führende Rolle 7U.­

kam. Ihm stellte die Gemeinde schon am 1. Dezember eine Vollmacht aus, in 
dem Amt Schaumburg "für ein Begehr aller Gerechtigkeit" zu bitten, wie man 
sie zu Frankreich habe39 . Ob der Distrikt Saarlouis, an den der Reunionsantrag 
gerichtet ist, FormulierungshilfttP"g~liefert hat, bleibt undeutlich. Hier mag. der 
von der Zweibrücker Verwaltung! 1787 nicht übernommene AmtsschreIber 
Carl Risch, der schon sehr früh v~:m Moser als Rädelsführer erwähnt wird, eine 
besondere Rolle gespielt haben. Motor der Reunionsbewegung, die zweifellos 
auch ihre intellektuellen Fähigkeiten einsetzten, waren in dieser Phase bis Mit­
te Dezember die Besitzer der Bettinger Hütte, die französischen Unternehmer 
Soller und Gouvy, denen es nach Ausweis der Amtma.nnsberichte und eig~ner 
Bekundungen bis Mitte Dezember gelang, 10 Gememden zu bewegen, Ihre 
Unterschriften unter den Reunionsantrag zu leisten. Daß bei beiden auch das 
ökonomische Interesse an der Bettinger Schmelze mitgespielt hat, ist unbe­
streitbar und wurde von ihnen selbst dem Regierungsrat Cetto gegenüber zuge­
geben. Die Analyse des Amtmanns Moser vom 10. Dezember ist - vom Ergeb­
nis der Reunionsbewegung her betrachtet - äußerst treffend, wenn er heraus­
stellt, daß die Abtrennung großer Teile des Oberamts kaum noch zu verhin­
dern sei, außer durch die Anwendung militärischer Gewalt. Auf diese mußte 
die herzogliche Regierung aber zumindest so lange verzichten, wie französische 
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Truppen im Oberamt standen, die die im Befreiungsdekret enthaltenen Anwei­
sungen auf Hilfe und Unterstützung sicher realisiert hätten. Die entscheidende 
Frage aber, ob die von Heck, Risch, Soller und Gouvy gesteuerte, auf eine 
Reunion mit Frankreich abzielende Revolutionierung einen Rückhalt in weiten 
Teilen der Bevölkerung hatte, kann nur annäherungsweise beantwortet wer­
den. Da bis Mitte Dezember direkte oder indirekte Hinweise auf eine massive 
Unzufriedenheit der Untertanen und auf konkrete Mißstände fehlen, muß an­
genommen werden, - was auch die Reunionsadresse erkennen läßt - daß eher 
der allgemeine Wunsch ausschlaggebend war, künftig die ökonomischen Vor­
teile, ~ese~lschaftl~~~en Errungenschaften und politischen Freiheiten zu genie­
ßen, dIe dIe franzosIschen Nachbarn in Lothringen besaßen, an das das Ober­
amt .~c~aumburg angrenzte,. z~mal man davon ausgehen kann, daß noch rege 
personhche Kontakte und WIe 1m Falle der Bettinger Eisenschmelze auch öko­
nomische Beziehungen zu Frankreich vorhanden waren. Damit kann auch er­
klärt werden, daß der in dem Reunionswunsch verwandte Begriff "Vaterland" 
("patrie") keineswegs im Sinne des Nationalstaatsgedankens und des Nationa­
lisI?us des 19. Jahrhunderts gemeint war, sondern eher schlicht die Zugehörig­
keit des Amtes Schaum burg zum ehemals lothringischen Teil Frankreichs aus­
drücken sollte .. Dies stellte gewiß ein kräftiges Argument dar, das dem Kon­
vent den Reumonsbeschluß erleichtern konnte. Die Schaumburger Untertanen 
haben demzufolge 1792 auch keine "nationale" Entscheidung getroffen, wie 
~ranz Ecker und seine französischen Kontrahenten aus primär politischen Ab­
sIchten behaupteten, um zeitgenössische Gebietsansprüche zu legitimieren 
oder zurückzuweisen. 

5. Die zweite Phase der Reunionsbewegung 
Hinweise auf eine zu vermutende Unzufriedenheit mit den unter der Zwei­
brücker Herrschaft bestehenden herrschaftlichen, sozialen und ökonomischen 
Verhältnissen des Oberamtes gibt zum ersten Male der Bericht des Regierungs­
rats Colson, der am 18. Dezember von Zweibrücken in das Oberamt Schaum­
burg geschickt wurde, um über "die gegenwärtige Lage" zu informieren40 . Col­
son fügte seinem ersten Bericht ein Verzeichnis "verschiedener Postulaten" an, 
"um deren Gewährung mehrere Untertanen in dem Oberamt Verlangen tragen 
sollen"41. ~.s handelt sich dabei um eine Reihe von Beschwerden, in denen vor 
a~lem die. Anderung ~es Salzgeldes, die Aufhebung der Gestüt-Verordnung, 
dIe BefreIUng vom kIemen Zehnten, die Verminderung der Fronen und insbe­
sonder~ die Aufhebu.ng der Leibeigenschaft verlangt wurden. Colson war sogar 
der Memung, daß "dIesen Beschwerden ohne ein merkliches Opfer von gnädig­
ster Herrschaft" abgeholfen werden könne und daß "die Untertanen über sol­
che Besch~erden spe~ialiter gehört werden" sollten42 . Seine Beurteilung des 
,,!nsurrektlOnswesens m dem Oberamt Schaumburg" war weitaus günstiger als 
dIe durch den Amtmann Moser43 . Die Franzosen zögen sich allmählich aus dem 
Schaumburger Land zurück; österreichische Vortruppen näherten sich Tholey. 
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Die von den Franzosen "verübten greulichen Exzesse" hätten zur Folge, daß 
"die hiesigen Amtsangehörigen bis auf ein paar Lumpen ihren Hang zur fran­
zösischen Nation mehr und mehr verlieren". Die zu Tholey, Sotzweiler, Asch­
bach, Thalexweiler, Limbach, Bettingen, Scheuern und Gresaubach aufgerich­
teten Freiheitsbäume seien "meistenteils nicht durch die Untertanen", sondern 
von den französischen Truppen errichtet worden. Zudem hätten Soller, Heck 
und Gouvy die Unterschriften zur Reunion mit der Drohung erpreßt, daß die 
verweigernden Gemeinden "mit starker und verheerender Mannschaft überzo­
gen werden würden". All dies habe zur Folge, daß die "Insurrektionsfrucht" 
nicht mehr "weiter greife, vielmehr sich unter der Hand von selbst verliere". 
Beweis dafür sei, daß sogar Gemeinden, in denen Freiheitsbäume errichtet sei­
en, noch Petitionen an die Herrschaft richteten, so z.B. Gresaubach und Bet­
tingen, die forderten, daß die "Zehntfrüchte den Brot benötigenden Einwoh­
nern ... überlassen werden mögen"44. 

Am 24. Dezember konnte Regierungsrat Colson nach Zweibrücken melden, 
daß die restlichen noch im Schaumburger Land zurückgebliebenen französi­
schen Kommandos "ihren gänzlichen Abzug nach Saarlouis genommen und 
nun das hiesige Oberamt geräumt haben"45. Als Folge der Niederlage der fran­
zösischen Armee bei Trier zeichne sich nun ab, daß sich "in den verführten Ge­
meinden Parteien" bildeten. Die "Verführten oder Gezwungenen" möchten 
zur vorigen Ordnung zurückkehren, ein Teil überlasse sich dem Schicksal, "die 
Rädelsführer" schließlich stützten sich auf die versprochene französische Hilfe. 
Als Beweis dafür könne gelten, daß sich "geheime Deputierte" der "vornehm­
lich verdorbenen Gemeinde Sotzweiler" bei ihm eingefunden hätten und daß 
"die Verführten dieser Gemeinde" hätten mitteilen lassen, sie würden alles 
versuchen, ihre Gemeindegenossen zur Rückkehr zur Landesherrschaft zu be­
wegen. Hoffnung setzte Colson a,uf die Ankunft der österreichischen Truppen 
im Oberamt. Bis dahin sei es nQlig,. "allen Ernst und Zwang" zu vermeiden und 
"zur Zeit bloß Güte und Geduld":' {anzuwenden. 

Ende Dezember mußte Colson wieder von Tholey nach Zweibrücken abgereist 
sein; bis zum 11. Januar liegen keine neuen Situationsberichte über "Unruhen 
und Insurrektion" im Oberamt vor. 

Am 7. Januar 1793 aber wurde im Nationalkonvent in Paris zum ersten Male 
der Reunionsantrag aus dem Oberamt Schaumburg parlamentarisch 
behandelt46 . Der Abgeordnete Creuze-Latouche verlas als Sekretär einen Brief 
des Innenministers Roland, mit dem er eine Adresse anzeigte, durch die das 
ganze Amt Schaumburg fordere, mit Frankreich vereint zu werden, von dem es 
durch einen Vertrag von 1786 abgetrennt worden sei. Dieser Adresse sei eine 
große Anzahl von Schriftstücken beigefügt, die für den Nationalkonvent den 
festen Entschluß der Einwohner dieser Gegend erkennen ließen, das wieder zu 
werden, was sie nur eine Zeitlang nicht mehr gewesen seien, nämlich Franzo­
sen. Sie würden sagen, sie seien die Kinder, die die Tyrannei aus den Armen 
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ihrer Mutter gerissen habe, und sie zweifelten nicht, daß der Konvent ihnen ih­
re Mutter zurückgebe. 

D~r Kon~ent beschloß, die Adresse und die beigefügten Schriftstücke an den 
DIplomatIschen Ausschuß zur Weiterbehandlung zu überweisen. Bei dieser 
Adresse und den Schriftstücken handelte es sich zweifellos um die von Soller 
Gouv~ und Heck bis Mitte Dezember im westlichen Teil des Oberamtes von l() 
Gememden gesammelten Reunionsadressen und Unterschriftenlisten die 
möglicherweise über den Distrikt Saarlouis oder durch den Konventsko~mis­
sar Cusset nach Paris gelangten47 . 

Am 11. Januar setzte Amtmann Moser die Reihe seiner Berichte über Unru­
hen und Insurrektion im Oberamt Schaumburg" fort48 . Die "Zügellosigk'eit un­
ter. schlec~ten Bauern und ihre Neigung zur Anarchie" verbreite sich immer 
weIter. DIe. angewandten, "der Klugheit angemessenen, gelinden Mittel" 
f~uchteten. lllcht, solange die Untertanen in Saarlouis Gehör fänden. So habe 
;dIe G~meI~?e ~otzweiler, ?ie sich durch Johannes Naumann "als den ärgsten 
AufwIegler leIten lasse, VIer Vorsteher gewählt, die ihre Direktiven vom Di­
strikt .. S~arlouis erhielt~n49. Im ?beramt er~arte man "die baldige Einrückung 
fr~nzosIsc.?er Tru1?pen . DeputIerte verschIedener Gemeinden des Kirchspiels 
BlIesen h~tten beIm Ob~ra~t "zum Teil überspannte Anforderungen" vorge­
bracht. DIe Lage, so resumlerte Amtmann Moser, sei kritisch; fehlten "Mittel 
zur Abhaltung der französischen Influenz" , so werde er die Stellung kaum noch 
halten können. 

Einen ~ag,~päter mel~et~ Amtmann ~oser einen weiteren Höhepunkt der "In­
surrektIOn nach Zweibrucken50 : In emem Tholeyer Wirtshaus hätten sich Ver­
treter verschiedener Gemeinden versammelt. Johannes Naumann habe sie zu­
sam~engerufen, um eine von Carl Risch "in französischer Sprache aufgesetzte 
Erklaru~g um ~ufnahme unter den Schutz der französischen Republik" zu un­
te.rschre.Iben. DIe Vertreter der Gemeinden Marpingen, Alsweiler und des 
Kirchsplel~ Bliesen hätten wohl nicht unterschrieben, sondern "vorher den 
~eg der BI~~e" an den Landesherrn "um Abstellung der sie drückenden Lasten 
emschlagen wollen. Der Amtmann vermutete, daß dies auch für die Gemein­
den Thalexweiler, Aschbach, Dörsdorf und für die Meierei Eppelborn zu gel­
ten ha?e, un? er befürchtete, daß sich auf diese Erklärung hin französische 
KommIssare 1m Oberamt einfinden würden. 

Am 14: Januar mußte Amtmann Moser feststellen, daß es Soller, Gouvy und 
neuerdmgs Jo?annes N~umann gelungen sei, von 10 Oberamtsgemeinden 
"Voll~achten m allgememen Ausdrücken" zu erhalten, daß Naumann mit der 
AufwIeg~lung der ü?rigen Gemeinden fortfahre und daß sogar zwei Deputierte 
nach Pans abgeschIckt werden sollten, von denen einer aus Bettingen stam-
me5! M f d t . I . oser or. er e erneut, mIt a lern Nachdruck gegen die "größtenteils aus 
verschuldeten, lIederlichen und schlechten Leuten" bestehenden Anhänger der 
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Reunion vorgehen und "Oberamts wegen zur Captur von drei oder vier inlän­
dischen Hauptaufwieglern und zur rechtlichen Untersuchung ihrer Vergehun­
gen" schreiten zu dürfen. 
Eine wohl treffende zusammenfassende und analysierende Darstellung der 
Schaumburger Reunionsbewegung lieferte Amtmann Moser selbst am 17. Ja­
nuar, in der er gewissermaßen eine Zwischenbilanz zur "Insurrektion" abgab52 : 

Im Kern richtig war seine Annahme, daß schon "vor Eröffnung des ... Feldzugs 
gegen Trier französischerseits der Plan geheget gewesen sei, das hiesige Ober­
amt vom Herzogtum Zweibrücken abzureißen". Die in diesem Zusammenhang 
dem Peter Heck abgenommenen Schriftstücke und die Tätigkeit der "berüch­
tigten Aufwiegler Soller und Gouvy" deuteten in diese Richtung. Nachdem 
diese "Rebellionsstifter" in ihrer Tätigkeit gestört worden seien, hätten sie die­
se unter Direktiven aus Saarlouis heimlich fortgesetzt. Ihr öffentliches "Haupt­
werkzeug" sei nun der "bekannte Ruhestörer Johannes Naumann von Sotzwei­
ler" geworden. Dessen Anhänger im Oberamt "sind gleichermaßen verdorbe­
ne und notorisch schlechte Untertanen". Naumann stütze sich dabei auf das 
"zur Erleichterung der auswärtigen Revolten ergangene Dekret" des Konvents 
- gemeint ist das Befreiungsdekret -, um "die Rebellionsgrundsätze" zu ver­
breiten. Moser vermutete, daß die bis jetzt unterschriebenen "Vollmachten" in 
Saarlouis zu einer "Haupterklärung" zusammengefaßt würden, die als Grund­
lage dienen solle, "um in die französische Republik inkorporiert zu werden". 
Die "Insurgenten" ließen sich nicht auf "einzelne Gravamina gegen die pfalz­
zweibrückische Verfassung" ein, sie bedrohten sogar die Gemeinden, die nur 
Beschwerden der Landesherrschaft vorlegen wollten, und würden den treu ge­
bliebenen Untertanen "die Benennung von Aristokraten beilegen". Damit soll­
te wohl ausgedrückt werden, daß sie im Gegensatz zu den reunionswilligen 
"Patrioten" als Feinde der Freiheit und Anhänger der alten Ordnung zu gelten 
hätten. ~auma~n. streue zude~~da~ Gerücht aus, daß in.we~ig~.r als drei W?­
chen "dIe franzoslsche Okkuplerung des Oberamts und dIe Emruckung franzo­
sischer Truppen erfolgen würden". "Widerstand" von Seiten der Pfalz-Zwei­
brücker Behörden gegen Naumann und seine Anhänger habe wohl sicher "eine 
militärische Expedition von Saarlouis aus zur Folge". Amtmann Moser sah dar­
in das Hauptargument, um nicht streng gegen die "Insurgenten" vorzugehen. 
Er resümierte auch aus seiner Sicht präzise den Stand der Reunionsbewegung 
Mitte Januar: "Im ganzen sind indessen nur noch die Kirchspiele Bettingen, 
Scheuern und Limbach, welche Soller und Gouvy geworben haben, ferner 
Sotzweiler, Bergweiler und Steinbach, welche in der Folge aufgewiegelt wor­
den sind, als öffentlich und in größter Zahl der Einwohner von der Untertanen­
treue gänzlich abgewichen, bekannt. Aus anderen Gemeinden hat zwar Johan­
nes N aumann dem Vernehmen nach einige, aber sehr wenige Unterschriften 
erhalten, und obwohl die meisten übrigen Gemeinden sich nun mit Sammlung 
ihrer Gravamina beschäftigen und zum Teil ganz absurde Ansprüche" an den 
Herzog "vor sich her tragen, so ist doch ihre moralische Krankheit nicht un-
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heilbar .... und ihre Agitationen sind noch bis zum Frühjahr illl ( ill'isl' 111 hal­
ten, sofern jene abgefallenen Gemeinden wieder zurüekgehradll IIlld Irall/()si­
sche sowohl heimliche als auch gewaltsame Einmisehungt'll IlIriil'kgl'halll'll 
werden können". Davon allein hänge" die Konservation odn dn Vnilisl des 
Oberamtes Schaumburg" ab,53 

Am 19. Januar reagierte die Zweibrücker Regierung auf dic alarlllinl'lldell Ik­
richte des Amtmanns vom 11.,14. und 17. Januar incint'r (il'undsatl.l'ntsl'hei­
dung, die sie dem Oberamt Schaumburg zustellen lid.\~". Dic Regil'l'Illlg ge­
stand ein, es sei "vorauszusehen, daß bei den jetzigen lJlllstiindcn dieses Illsur­
rektionsfieber nicht wohl werde gesteuert werden künnen". Das Dekret vom 
19. November, wodurch der Nationalkonvent "Beistand" und .. Vl'rhrüdnullg" 
"allen jenen Völkern und Untertanen zugesagt, welche sich in I'h'ihl'il I.U sct­
zen suchen, und der an die französischen Generüle ergangt'nl' Ikkhl, die I:rei­
heitsprediger und ihre Proselyten gegen alIc gewaItsallll'n Vorkdll'llngl'n (kr 
Landesfürsten zu schützen", zeigten hinlänglich. daß alk Vorkdll'ullgen schei­
tern würden, die die herzogliche Regierung gegen dil' .. Aufwil'gln" aus Saar­
louis und gegen die "zum wirklichen Aufstand verleitctcn l Jnlt'rt:lIll'nl'inschla­
gen würde". Die Zweibrücker Regierung wies auch darauf hin, daB dil' Adres­
sen aus dem Oberamt Schaumburg im Konvent schon vcrhanddl und all .. das 
Comite diplomatique" überwiesen seien und von diesem in den nikltsll'll Tagen 
ein Antrag über das Schicksal "der pfalz-zweibrückisehcn ullll'r Rl'puhlik ge/o­
genen Lande" zu erwarten sei. Die Sache nähere sil'h "ihrcr Krisl,". Alks sei zu 
vermeiden, was - wie im Falle Bergzabern geschehen dit, I,'ranl.ost'n I.U "ge­
fährlichen Unternehmungen" verleiten könnte. Es sei (kr "Klughl'it" und delll 
"Diensteifer" des Amtmanns Moser anheimgestelIt, .. den Aushrudl :tlkr Mell­
tereien durch zweckmäßige und freundschaftliche Vorstdlungl'n" und .. ange­
messene Mittel" zu verhindern. Jede Woche ohne Schadcn und Nadlll'il sei ein 
unschätzbarer Gewinn. Der Amtmann habe schließlich schon Sorgl' 111 I ragen. 
die Oberamtspapiere, insbesondere die für das Schatzungswesl'n, tll nhalll'n 
und bei eintretender Gefahr wegzuschaffen,5:i. 

Während die Zweibrücker Regierung wohl schon VOll dCIll Vl'r1usl dt's ()hn­
amts ausging, machte sich Amtmann Moser noch Ilollllung, dil' Insul'J'eklion 
steuern zu können. Am 18. Januar mußte er weiterc AufnlhrlllaBnahllll'1l alls 
dem Oberamt Schaumburg melden,56: In Steinbach und Ikllingl'n hiitll'n Ball­
ern gewaltsam die Zehntfrüchte okkupiert, sich dahci auf .. t'illl' dUldl dil' fran­
zösische Nation dazu erteilte Berechtigung" berufen. Im Dorf Winll'rhach, im 
östlichen Teil des Oberamts gelegen, wo sich unter dcn .. wohlhelllilll'lll'1l I,ell­
ten" auch "einige Erzbösewichte" befänden, habc man dt'n 1ll'I'I,oglirhell Ml'in 
des Dorfes abgesetzt und "unter dem Namen einl's gt'lIlCilll'1I SYlldic" l'illl.' eige­
ne Vertretung gewählt. Dort wolle man "noch ZUI' Zcil" die lWl'ihlilckisl'hc 
Herrschaft anerkennen. Von einzelnen Gemeindcn crwartl'tl.' dl.'r Allltlll:illll 
Deputationen, die Beschwerden übermittelten, .. wclche I.UIll Tl'il aullIlllpisdlC 
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Träume hinauslaufen". Von Bettingen sei ein Bauer als Deputierter nach Paris 
abgeschickt worden, um weitere Vollmachten aus dem Oberamt zu überbrin­
gen, denn "als die berüchtigte Adresse übergeben worden" sei, hätten "die 
Aufwiegler nicht aus der Hälfte der Schaumburger Gemeinden Unterschriften 
zu ihrem boshaften Gebrauch sich verschaffen können". 

Noch nach dem 21. Januar war Moser der Meinung, den Abfall des Oberamtes 
verhindern zu können, wenn er "freie Hand im rechtlichen Wege" habe,57, ob­
wohl Johannes Naumann noch ständig Unterschriften sammle und behaupte, 
daß die "französische Okkupierung des Oberamts in wenigen Tagen geschehen 
solle". Ergehe aber in Kürze ein "Inkorporationsdekret" des Nationalkon­
vents so sei das Oberamt nicht mehr zu halten, obwohl noch immer nicht die 
Mehrheit "für die französische Partie vorhanden" sei. Die "Wirkung der Angst 
und falsche Begriffe von der Rechtmäßigkeit des französischen Verfahrens" 
seien dafür ausschlaggebend. 

Am 22. Januar erhielt Moser die Nachricht von einem Lebacher Bauern, man 
habe in Saarlouis durch Trommelschlag bekannt gemacht, "daß 2000 Mann 
Freiwillige ins Bailliage de Schauenbourg marschieren" würden und man sich 
dazu melden solle58 • Es hätten sich aber keine Freiwilligen eingefunden, und 
auch die Nationalgarden seien nicht bereit, das französische Gebiet zu verlas­
sen. Zudem habe dieser Bauer erfahren, daß vier Schaumburger Deputierte 
von Paris zurückerwartet würden. In Saarlouis würden "Anstalten zu einem 
Truppenauszug auf die deutsche Seite getroffen". 

Am 1. Februar berichtete Amtmann Moser, "daß die Gemeinden Bettingen 
und Steinbach den Kornzehnten unter sich verteilt haben", "gleicher Exzesse" 
habe sich Bergweiler schuldig gemacht59 . Andere Gemeinden, namentlich 
Thalexweiler, Aschbach und Dji~dorf, hätten schriftlich darum gebeten, daß 
der Zehnte wegen "Brotnot" teilwiise erlassen werden sollte und in Geld ent­
richtet werden dürfte60 . Da man ihnen von Seiten des Klosters Tholey nicht 
entgegen gekommen sei, habe ein Teil der Thalexweiler Bauern den Kornzehn­
ten unter sich aufgeteilt. Diesem Beispiel könnten andere Gemeinden folgen, 
wenn ihnen nicht geholfen werde, zumal einige "insurgentische Bauern" wegen 
"der Zehntausteilung" beim Distrikt Saarlouis angefragt und den Vorsatz zur 
Auf teilung schon gefaßt hätten61 . 

Auf seine Berichte vom 21. und 22. Januar erhielt Amtmann Moser erneut En­
de Januar eine Anweisung aus Zweibrücken, daß "jetzt die Zeit nicht" sei, auf 
rechtlichem Wege gegen die "Ruhestörer", "Insurgenten und deren Helfers­
helfer" vorzugehen. Alles komme auf den "Kriegsgang" an, insbesondere aber 
darauf, "weIche Truppen allenfalls die Gegend Schaumburg besetzen oder 
durchstreifen werden". Moser wurde noch einmal auf die Grundsatzerklärung 
im Kabinettsreskript vom 19. Januar verwiesen62 . 
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Von Anfang Februar bis zum Konventsdekret vom 14. h:hruar üher die Rc­
union des überamts Schaumburg mit Frankreich liegen kdne weiteren Mel­
dungen und Berichte aus Tholey vor, so daß an dieser Stelle die zweite Phase 
der Reunionsbewegung - von Mitte Dezember bis Mitte Fehruar I 792N.1 -- in 
einem kurzen Resümee zusammengefaßt werden soll. Bis Mitte Dezemher hat­
ten die Franzosen infolge des gescheiterten Feldzuges gegen Trier das ()heralllt 
Schaumburg nach und nach verlassen, die Österreicher rückten vom Nordcn 
her nach, erreichten aber das überamt bis Mitte Fehruar noch nicht"!. Mit llIili­
tärischen Unternehmungen und Streifzügen aus Saarlouis muHte ahn stiindig 
gerechnet werden. In dieser Situation schien der Reunionselan deutlidl vnrin­
gert zu sein: Soller und Gouvy hatten offensichtlich ihre Tiitigkeit eingestellt, 
Johannes Naumann aus Sotzweiler wurde nun zum Motor der Reunionshewe­
gung. Er versuchte, noch weitere Gemeinden im südlichen und üstlichl'n Tcil 
des überamtes zu gewinnen. Aber die Berichte des Amtmannes vom 12. Janu­
ar über ein Treffen von Gemeindevertretern in Tholey verdeutlichen. daß einc 
Polarisierung zwischen den G~meinden sich abzeichnete: Wiihrend die (ic­
meinden im westlichen Teil bei ihrem Reunionsbegehren heharrten. wollll'll 
sich Gemeinden im südlichen und östlichen Teil allenfalls in Petitionen an dic 
Landesherrschaft wenden, damit Mißstände abgestellt würden. Aueh innerhalh 
einzelner Gemeinden schien es bezüglich des Reunionswunsches zu Parll'icll 
gekommen zu sein. Die entschiedenen Anhänger der Reunion setztl'n ihrc 
Hoffnung auf die Verbindung mit Saarlouis und eine eventuelk militiirischc 
Unterstützung von dort, die immer offenkundiger zu werden schien. Dadurch 
waren der Verwaltung des überamts gleichsam die Hünde auch weiter gehun­
den. Sie mußte zusehen, wie in Sotzweiler unter der direkten Ankitllng alls 
Saarlouis nach französischem Vorbild eine neue Gemeindevertrl'lling einge­
setzt und wie in Winterbach der herzogliche Meier durch einen von der (ie­
meinde gewählten Vorsteher ersetzt wurde. In Bettingen. Steinhach und Bcrg­
weiler nahmen Bauern die eingesammelten und noch nicht ahgelieferten 
Zehntfrüchte gewaltsam an sich und verteilten sie. Andere Gemeinden droh­
ten, diesem Beispiel zu folgen. Während einzelne Gemeinden sich in Pl'litio­
nen an die herzogliche Regierung wandten, suchten Johannes Naumann und 
seine Anhänger bis in den Februar hinein weitere Gemeinden oder auch einzel­
ne Gemeindevertreter noch für den Reunionswunsch zu gewinnen. Amtmann 
Moser glaubte die "Insurrektion" steuern bzw. sogar eindümmen Zll künnen. 
wenn er die Haupträdelsführer verhaften lasse und gegen diese eine gerichtli­
che Untersuchung einleiten werde. Aber die Zweibrücker Regierung gah dem 
Amtmann dazu nicht freie Hand. Sie ordnete nur "lindernde" Mittel an, da sie 
- wie im Falle Bergzaberns - bei einem energischen Vorgehen gegen die "In­
surgenten" ein militärisches Eingreifen aus Saarlouis vermutete, das zum allge­
meinen Aufruhr führen könnte. Sie setzte zudem auf den Faktor Zeit und war­
tete, daß sich vielleicht das Kriegsglück noch wenden könnte, ohwohl sie doch 
davon auszugehen schien, daß eine Entscheidung über die Reunionsadresse im 
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Pariser Nationalkonvent unmittelbar bevorstehe, daß also das überamt 
Schaumburg letztlich verloren gehen könnte. 

6. Das Reunionsdekret vom 14. Februar 1793 
Am 5. Februar wurde von dem Abgeordneten Anacharsis Cloots zum ersten 
Male der Antrag im Nationalkonvent gestellt, das Amt Schaumburg - bailliage 
de Schoumbourg - mit der Republik zu vereinen64 : Er begründete dies mit dem 
ausdrücklichen Willen der Einwohner und der Tatsache, daß dieses Gebiet auf 
tyrannische Weise 1786 von Frankreich abgerissen worden sei, ohne daß man 
das Volk gehört habe65 . 9000 fleißige Menschen seien so an Zweibrücken ver­
kauft worden. Die 30 Gemeinden von Schaumburg hätten gegen die Tyrannei 
von Versailles und Zweibrücken protestiert und forderten den Vollzug des Be­
freiungsdekrets vom 19. November des vergangenen Jahres. Ihr Wunsch nach 
einer Reunion sei einstimmig und entspreche der geforderten Form. Die Sou­
veränität des Menschengeschlechts, niedergelegt in der Erklärung der Men­
schenrechte, verlange diese Entscheidung. Die Einwohner von Schaumburg er­
warteten wie ihre Brüder im Departement Moselle mit Ungeduld diese Re­
union. Nachdem Cloots diesen Anschluß ausführlich mit Verweisen auf die au­
ßenpolitische Situation und die militärische Lage begründet hatte, fügte er 
auch das grundlegende Argument an, daß die Rechte der Schaumburger unver­
gänglich seien ("droits eternels"), und er stellte den folgenden Beschlußantrag: 
"Weil die Einwohner von Schaumburg Franzosen waren und dies nur durch ei­
nen Willkürakt unterbrochen wurde und weil sie ihren Willen bekundet haben, 
in den Schoß der französischen Nation zurückzukehren, erklärt der National­
konvent, daß er ihren Willen bttja~t und daß infolgedessen das vorherige Amt 
Schaumburg Teil der französisCheJil Republik wird". Cloots wurde für diesen 
Antrag getadelt, weil er nicht autorisiert sei, für den Diplomatischen Ausschuß 
zu sprechen, und ihm wurde vorgeworfen, keine formellen Schriftstücke - also 
Reunionsadressen - vorgelegt zu haben. Cloots hingegen verwies darauf, daß 
die Schriftstücke vorhanden seien und seit zwei Monaten dem Diplomatischen 
Ausschuß vorlägen, ohne daß dieser sie behandelt habe. Er berief sich darauf, 
daß er der Bitte von Abgesandten aus dem Amt Schaumburg nachgekommen 
sei. Nachdem Cloots den Sitzungssaal verlassen hatte, um die fehlenden 
Schriftstücke herbeizuholen, bestätigte der Abgeordnete Thuriot, daß ihn ein 
"depute extraordinaire" aus dem Amt Schaumburg aufgesucht habe, um ihn 
für die Reunion günstig zu stimmen66 . Dieser habe ihm auch entsprechende 
Schriftstücke gezeigt. Als Cloots zurückkehrte, beschloß der Nationalkonvent 
die Vertagung des Antrages und seine ausdrückliche Überweisung an den Di­
plomatischen Ausschuß mit dem Auftrag, daß innerhalb von drei Tagen Be­
richt zu erstatten sei. 
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Aber erst eine Woche später, am 14. Fehruar 1793, wurdl' von dl'1ll Sprl'chn 
des Diplomatischen Ausschusses, Lazare Carnot. im Rahllll'n l'inl'r grullds:ilz­
lichen Debatte über die Ziele der französischen AlIlkllpolitik das Rl'ulliollshe­
gehren aus dem überamt Schaumburg erneut behandl'It(I': ('amot kgll' zu­
nächst die Grundsätze dar, von denen sich Frankreich bd künftigen Rl'lllliolll'1l 
leiten lassen wolleMl • Diese Theorie über die Reunionen ("t hl;oril' sm ks rl'­
unions du territoire") beruhe auf zwei Prinzipien: dem IlllL'rcssc und del11 
Recht ("l'interet et la justice"). Beide seien durch das Nat ulTl'cht vorgq!,l'hl'11 , 
und daraus lasse sich ableiten, daß jede politische MaBnallll1l' hl'rl'dll igl sl'i. 
die dem Staatswohl diene, und daß jeder Akt, der die Interl'ssl'n l'inl''' andnl'1l 
ohne Notwendigkeit verletze, Unrecht sei. 

Auf eine Reunion angewandt, bedeuteten diese Grllndsiitzl', daH jl'dl' tnrito­
riale Veränderung dem Staatsinteresse zu entsprechen hahe, dal.\ zudl'1lI dil' 
Gemeinwesen, die diese Veränderung vollzögen, ihren frekn Willl'n Iwkulldl'l 
haben müßten oder daß die allgemeine Sicherheit der Repuhlik diL-s l'I'lonk­
re69

. Bei der Anwendung dieser Prinzipien ging Carnot davoll ilUS, daH dn 
Rhein, die Alpen und die Pyrenäen die alten und natürlichl'n (in'n/l'n l;ral1k­
reichs seien ("limites anciennes et naturelles"). Gebiete, dil' inlH.'rhalh dil'sl'r 
Grenzen abgetrennt worden seien, könnten ohne jedes Unrl'cht rl'llllint wn­
den. Frankreich stütze sich aber auf das SelhstbestirnlllungsH:rht dn V(llkn 
und auf das Prinzip der Brüderlichkeit. Von diesen Leitlinien hn "l'i alll:h d;IS 
Dekret vom 15. Dezember 1792 formuliert worden, das gl'n:llll'l"l' l{q,!.l'Ill hir 
ein Reunionsbegehren vorsehe70 . 

Carnot behandelte dann die einzelnen Reunionswünsche , wohei l'I" inshl'solHk­
re der Frage nachging, ob sie mit den entwickelten Prinzipien kOITl'slHIIHlin­
ten. Das überamt Schaumburg sei 1786 noch französisch gl'Wl'Sl'n und dann in 
einem Tausch an das Herzogtum Pfalz-Zweibrücken gelangt 7l . I )il'sl'I" Vl'I't r;lg 
verstoße gegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker: die (il'nwindcn lks 
Amtes Schaumburg könnten sich als frei erklären und nach illl'l'l1l Wunsdl sich 
mit Frankreich vereinen oder von ihm getrennt hleiben. (,egell ihrl' l-:illw;illdl' 
und Proteste seien sie 1786 dem Herzog von Zweibrücken iihl'rgehcn und ei­
nem Joch unterworfen worden, das sie immer als unertriiglich l'lllplulldl'1l hiit­
ten. Ihre Blicke seien ständig auf ihr altes Vaterland gerichtet gewescn ... Kaum 
wurde ihnen das Dekret vom 19. November hekannt, da ergriffen sil' llIit glü­
hendem Eifer die Hoffnung, die ihnen geboten wurde, und sie heciltl'n sirh, ih­
ren Reunionswillen in Urversammlungen auszudrücken. Keine Schikanl' lil'lkn 
die Beamten des Herzogs von Zweibrücken aus, um diesen Fn:ihdtsl'liln aufzu­
halten. Die Patrioten bekamen die ganze Härte und alle müglichen l J ngerech­
tigkeiten zu spüren. Einige Gemeinden sind noch nicht dazu gekollllllcn, ihren 
Willen in der Gesamtheit erkennen zu lassen. Nur ihre Gerneindebeamll'n ha­
ben im Namen ihrer Mitbürger ihre Zustimmung zukommen lasseil. Aher die 
große Mehrheit hat ihren legalen und freien Willen hekundet. und dcr 17~6 
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durchgeführte Tausch war offensichtlich gegen das Souveränitätsrecht des Vol­
kes. Deshalb war der Diplomatische Ausschuß der Meinung, daß Ihr nach Eu­
ren Prinzipien und nach dem Dekret vom 15. Dezember Brüderlichkeit nicht 
diesem Volk verweigern dürft, das sich in Eure Arme wirft, und es geziemt Eu­
rer Würde und ebenso Eurer Humanität, sie der Raserei ihres Despoten zu ent­
ziehen. Dieses Territorium bietet übrigens auch beachtliche Ressourcen unter­
schiedlicher Art: Eisengruben, Wälder und vor allem 20.000 Herzen, die sich 
bis zum Tode der Freiheit geweiht haben"72. Der Konvent beschloß auf Antrag 
des Abgeordneten Carnot, das überamt Schaumburg als Teil des Moseldepar­
tements an die Republik Frankreich anzuschließen. 

Abgesehen von dem rhetorischen Pathos und den Übertreibungen korrespon­
diert der Bericht von Carnot weitgehend mit dem Ablauf der Reunionsbewe­
gung im überamt Schaumburg. üb allerdings der Vorwurf, die Beamten des 
Herzogs von Zweibrücken hätten mit allen Schikanen den Freiheitselan der 
Untertanen zu stoppen gesucht, in dieser Form von den Amtmannsberichten 
gedeckt wird, kann bezweifelt werden. Deutlich wird in diesem Kontext aber, 
daß in Paris nicht von allen Gemeinden Reunionswünsche, hervorgegangen aus 
Gemeindeversammlungen, vorlagen, daß offensichtlich von einigen Gemein­
den nur Willensbekundungen von einzelnen - von Carnot als Gemeindebeam­
ten bezeichnet - abgegeben worden waren. Dies entsprach in etwa dem Stand 
der Reunionsbewegung bis zur Mitte des Monats Januar 1793, als 10 Gemein­
den für den Anschluß an Frankreich gestimmt hatten und Johannes Naumann 
sich bemühte, weitere Gemeinden und einzelne Untertanen zur Reunion zu be­
wegen. 

7. Die Reunion des Oberamtes Schaumburg mit Frankreich 
Am 10. Februar 1793 erfolgten die ükkupation des Herzogtums Pfalz-Zwei­
brücken durch französische TrkJPpen und daraufhin die Flucht des Herzogs 
Karl H. August. Damit trat aucn di.e Reunionsbewegung im überamt Schaurn­
burg in eine entscheidende Phase73 : Am 18. Februar, noch war die Nachricht 
über den Konventsbeschluß zur Reunion nicht im überamt eingetroffen, mel­
dete Moser der herzoglichen Regierung besorgt, daß das "Insurrektionswesen" 
dermaßen zunehme und seine "persönliche Gefahr" so steige, daß er kaum 
mehr "den gewalttätigen Unternehmungen der Hauptinsurgenten" ausweichen 
könne74 • Am 16. Februar sei durch "Carl Risch, Johannes Naumann und deren 
Anhänger der französische Huldigungstag für hiesiges überamt" angesetzt und 
jede Gemeinde aufgefordert worden, durch je vier Abgeordnete in Tholey zu 
erscheinen. Ihre Absicht sei gewesen, "die Amtsstube zu versiegeln" und die 
Beamten abzusetzen. Naumann habe eine Menge Nationalkokarden aus Saar­
louis zur Austeilung mitgebracht. Aber mehrere Gemeinden hätten "noch im­
mer" für die jetzige Landesherrschaft" gestimmt und "mehrere Bauern" "die 
Besitznehmung der oberamtlichen Papiere" nicht zugeben wollen. Daraufhin 
hätten die Aufrührer in Saarlouis "um militärische Unterstützung" gebeten. 
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Zwei Tage später "kamen endlich nach eingeholter Instruktion von Saarlollis 
... ohngefähr 60 durch Johannes Naumann und Pell'r I kek alilgeholl'ne he­
waffnete Bauern aus den Kirchspielen Bettingel1, Thakxweikr lIlld der Meie­
rei Sotzweiler des Nachmittags nach Tholey, um die ... ;\ktl'n zu versicgehl lind 
mich ... gefänglich" nach Saarlouis abzuführen7\ Ikr ;\mtnl:llln Mosl'r floh 
von Tholey nach Zweibrücken. 

Am 21. Februar richtete der General Ligniville, Kommalldierelldn dn Mosd­
armee, von Saarlouis aus eine Proklamation an die I':inwohnl'l des ;\mll's 
Schaumburg in deutscher und französischer Sprache, in dn er illlll'n mitteilte, 
daß sie "mit der zahlreichen Familie der Franzosen vereinigt" sl'il'n"'. Fr er­
warte von ihnen auch einen Beitrag "zur Verteidigung des Vaterlandes lind zur 
Erhaltung der Freiheit und Gleichheit, wie auch zur Vertilgung (kr Tyranlll'n". 
Er forderte sie unter Strafandrohung auf, keine "Früchte lind Hit terlangcn" 
den Feinden zu verkaufen, sondern gegen Entgelt nur in dil' Magal.ine nach 
Saarlouis zu liefern. Schließlich empfahl er ihnen "Einigkcit, Bnadnliehe lind 
besonders Verschonung gegen die Menschen und gegen ihr Figl'nltllll". 

Erst am 16. März ergriffen die Franzosen förmlich Iksitz vom ()hnamt 
Schaumburg durch General Ligniville und einen Kommissar dl'S Distrikts Saar­
louis namens Schroeder. Diese setzten eine Gemeindeverwaltung l'in und ent­
siegelten und übernahmen die Amtsräume. Der Kommissar Schnll'dl'l lid\ die 
Akten des überamts nach Saarlouis bringen 77. 

Aber auch dies war gleichsam nur ein kurzes Zwisdwilspid: 17(J.'N·l ühcl'I.og 
der Krieg das Überamt Schaumburg wie fast die gesamte Saargegl'lHI. I.l'itwei­
se kehrte die Pfalz-Zweibrücker Verwaltung mit dem Amtmann Mosl'r zllJikk. 
Im Juli 1794 mußte er endgültig Tholey verlassen; Frankreich ühl'mahm nlln 
die Verwaltung des reunierten Gebietes, das in die Kantolll.' Ikttingen lind 
Tholey aufgeteilt und dem Distrikt Saarlouis zugeordnet wunk'H. 

8. Zusammenfassende Thesen 
1. Das "Befreiungsdekret" des Nationalkonvents vom 19. Novelllhn 17().~ mit 
dem darin enthaltenen Versprechen, allen freiheitswilligeIl Vi,lkl'm Ikistand 
und Unterstützung zu leisten, wurde die Grundlage für die Reunionshl'wegllng 
im pfalz-zweibrückischen Überamt Schaumburg. Aher erst die ;\nwesl'nheit 
von französischen Truppen infolge des Feldzugs gegen Trier üffnell' dcn rc­
unionswilligen Untertanen einen weiten Handlungsspiclraum, den sie Wr ihre 
Absichten nutzen konnten. 

2. Die Reunionsbewegung ging von den Gemeinden im westlidll'n Teil des 
Überamtes aus. Die Gemeinde Bettingen schien eine gewisse VOITeitcrfllnk­
tion gehabt zu haben. Schon sehr früh sind Verbindungen zum Distrikt Saar­
louis erkennbar, dessen Verwaltung offenbar der Reunionsbewegung Impulse 
gab und diese bis zum Anschluß gewissermaßen steuerte und beriet. 
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3. Anführer und Motoren der Reunionsbewegung im Überamt Schaumburg 
selbst wurden der Invalide Peter Heck, Carl Risch und später Johannes Nau­
mann. Unterstützt wurden sie in der ersten Phase von den Besitzern der Bettin­
ger Eisenschmelze, der französischen, aus Saarlouis stammenden Hüttenbesit­
zern Soller und Gouvy, die - wie es in den Berichten heißt - die Freiheit von 
den Kirchenkanzeln predigten und Nationalkarden verteilten. Sie verhehlten 
auch nie ihr ökonomisches Interesse an einer Reunion. In den meisten re­
unionswilligen Gemeinden waren zudem die gepflanzten Freiheitsbäume sym­
bolischer Ausdruck für die sich zusehends politisierende Bewegung. 

4. Bis gegen Ende des Monats Dezember gelang es den Anführern, 10 Ge­
meinden zur Unterschrift unter die Reunionsadresse an den Konvent zu bewe­
gen: Neben der im überamt Schaumburg gewiß vorhandenen Unzufriedenheit 
mit der pfalz-zweibrückischen Herrschaft waren vor allem das Zugehörigkeits­
gefühl zum nun französischen Herzogtum Lothringen, zum "Vaterland", und 
wohl in erster Linie der Wunsch ausschlaggebend, die ökonomischen Vorteile, 
sozialen Chancen und politischen Rechte zu erlangen, die die französischen 
Nachbarn durch die Revolution erkämpft hatten, schlagwort artig ausgedrückt: 
"der Sklaverei ledig und der französischen Freiheiten teilhaftig" zu werden. 

5. Daß die Reunionsbewegung eng mit dem militärischen Erfolg der Franzo­
sen verknüpft war, wurde Ende Dezember 1792 deutlich, als die französischen 
Truppen das Überamt räumen mußten und die Österreicher nachzurücken 
drohten: Der Reunionselan schien deutlich verringert. Die Gemeinden des 
südlichen und östlichen Teils des Überamts waren nicht bereit, die Reunions­
adresse mehrheitlich zu unterzeichnen, wobei sicher die Furcht vor einer dro­
henden Bestrafung bei unsicherer militärischer Lage mitgewirkt haben mag. 
Die Gemeinden polarisierten sich in "patriotische" und "aristokratische" im 
Sprachgebrauch der Reunionsaph~nger. 

. ~: l 

6. Während in den reunionswilligen Gemeinden Bettingen, Steinbach und 
Bergweiler der schon eingesammelte Zehnte wieder aufgeteilt, in Sotzweiler 
nach französischem Muster und unter Anleitung von Saarlouis eine Gemeinde­
vertretung eingesetzt wurde, wandten sich die reunionsunwilligen Gemeinden 
in Petitionen an das Überamt mit zum Teil "utopischen" Forderungen. Aller­
dings kam es auch hier verstärkt zu Renitenz und zur widerrechtlichen Auf te i­
lung des Zehnten. 

7. Der Verwaltung des Überamts waren während des gesamten Zeitraums der 
Reunionsbewegung gleichsam die Hände gebunden. Ein Einschreiten gegen 
die Anführer, so war die wohl treffende Beurteilung durch die Zweibrücker 
Regierung, hätte nur militärisches Eingreifen und einen allgemeinen Aufruhr 
zur Folge gehabt. Es hat auch den Anschein, daß man schon sehr früh mit einer 
Reunionsentscheidung im Konvent rechnete und das Überamt verloren gab. 
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8. Der Konvent hat am 14. Februar 1793 dcn Reuniollswilll'n alls delll ( )hn­
amt zur Grundlage für seine Entscheidung gcmacht. dil'ses (il'lliel aJl 1,'l"al1k­
reich anzugliedern. Das Überamt Schaumbllrg zühltc zu dl'n nsll'1l reichsdl'ul­
sehen Territorien, die an Frankreich angeschlossen wurdl'll, 

9. Die Entscheidung von Untertanen aus dcm AJllI Schalllllhmg lill dil' Rl'­
ion und Frankreich war keine .. nationale" Option im Si 11 Il\..' di.'S N;,liIlJl;lIislllllS 
des 19. und 20. Jahrhunderts, Die nationalstaatlil'hl' l:ragl'Sll'IIIIJlg, dil' 1-'1';\11/ 

Ecker und seine französischen Kontrahenten an die his" )J'isdll'JI I ;1l'i~~llisSl' und 
Zusammenhänge herantrugen, sind zwar aus dem zeilgen()ssisdll'n Ilori/olll 
verständlich, heute aber obsolet geworden, Dcshalh iSI I.Ulllilllksl l'ill naliona­
listisch geläuterter, vielleicht sogar "objektiverer" /.ugang Ilil 1i.'vollllioll;'J'l'1l 
Umwälzung im Land an der Saar eher möglich. 

10. Verglichen mit der Bergzaberner Rellnionsbcwcgung odn gal Illil der 
Mainzer Republik, hat die Reunionsbewegllng im Oherallll Sdl:llllllhlllg 17!J"}j 

93 zwar eine eher bescheidenere Bedeutung, abcr dcnnoch als 1,'Ii.'iheilshl'wl'­
gung im Zusammenhang mit der Französischcn Rcvolution ihll'n hl'sOJldl'l"l'1l 
Stellenwert im Rahmen der saarländischen Gcschichtc, 

1 F. Ecker. Das Saargebiet und die Französische Revolution (17H') 11'11111 (MIIh'III1I1)',I'1I dl'~ 
Historischen Vereins für die Saargegend, Heft IR), Saarhriil'kl'lI 11):'1) 

2 Ecker (wie Anm. 1), S, 111 in der Zusammenfassung. 
3 Ecker (wie Anm, 1), S, 110, 
4 J. Schmitt (Hg.), Französische Revolution an der Sam, üuclklllllld Mah'llalll'II, ~",II"llllkl'lI 

1989, S. 51 f, 
5 Ecker (wie Anm. 1), S, 51. 
6 Ecker (wie Anm, 1), S, 51, Anm. 204, 
7 Den Hinweis auf diesen Aktenbestand, Landesarchiv Speycr B2 h·lOh, \'1'1I!;lIlkl' Ilil I klill 

Erich Schunk, Saarbrücken. Dem Landesarchiv Speyer und dl'm "n'i":lIl'1l1\' S:I:lIIIIIII", 111 .. "1' 
sondere seinem Leiter, Herrn Gernot Karge, sei für die frculldlichl' Ililk IIl1d I IlIh'l"I 111 111 11 !.! 
gedankt. . 

8 Vgl. die kleinen Aufsätze von Nikolaus Schütz in: Tholey im Walldl'l dl'l l.l'lh'lI. ~I Wl'lIdl'1 
1981. 

9 S. dazu mit Lit. H. Ammerich, Landesherr und Landesverwaltullg. Ikillagl' 1111 1{l'gll'IlIIl)1 VIlIl 
Pfalz-Zweibrücken am Ende des Alten Reiches (Veröffentlichungl'lI dl'l "01111111"1011 1111 Saa' 
ländische Landesgeschichte, Bd, XI), Saarbrücken 19XI, S. 19() 1'1 .. I.ital S 1'1.', \)d :I.N. 
Schütz, Ländertausch am Schaumberg, in: (wie Anm. R), S. 9H ff. 1 >Cr VI'III ag 1,,1 Il' 11 \\'(' 1"1' ;111 
gedruckt bei M. de Chastellux, Le territoire du departement de la MII"l'lk. 111'111111' 1'1 "Idll .. li 
que, Metz 1860, S, 80 f. 

10 S, die Landesbeschreibung durch den Amtmann Moser von 171) I: I,:. 1 >111111111 (1Ig.I, 1 );" ( Ihl'l 
amt Schaumburg nach dem Bericht des Oberamtsmanns Mosl'J' vOlll.lahll' 17111 (\'I'Hllkllllll'h 
ungen des Vereins für Naturschutz und Heimatpflege im Kreise ()tlwl'ill'l, I kll 11. ()lIwl'ilt'l 
1930; vgl. a.N, Schütz, in: (wie Anm. 8), S, 233. 

11 S. dazu die äußerst knappen Hinweise bei A, Zink, Das Oberall1l Sl'halllllhlllf, 1I1l1l'1 IWl'II11lIk· 
kischer Herrschaft, in: St. Wendeier Heimatbuch 11 (1965/6(1), S. 711 7'1-\, 1111 I ;1I11il''':lIl'hi\ 
Speyer sind eine Reihe von Aktenbeständen, mit deren Hilfe dics l'I':IIIll'111'1 WI'IIil'1l kllllilk. 
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12 H. Weyand, Untersuchungen zur Entwicklung saarländischer Dörfer und ihrer Fluren (Veröf­
fentlichungen des Instituts für Landeskunde des Saarlandes, Bd. 17), Saarbrücken 1970; H. 
Weyand, Stückelteilung und Bannrenovation im Oberamt Schaumburg, in: Zeitschrift für 
Agrargeschichte und Agrarsoziologie 20 (1972), S, 161 ff. Im Oberamt Schaumburg bestand die 
sogenannte "Stückelteilung". Die Gemeindemitglieder besaßen entsprechend ihrem Erbe 
ideelle Anteile am gesamten Bann (Äcker, Wiesen, Gärten usw,). Nach einem bestimmten zeit­
lichen Rhythmus wurden diese Anteile aufgeteilt und bis zur neuen "Stückelteilung" bewirt­
schaftet. Die einzelnen Besitzanteile waren zugleich Grundlage für die Abgaben und Leistun­
gen an die Grundherren, Im Laufe mehrerer Generationen war eine extreme Besitzzersplitte­
rung die Regel. 

1 3 V gl. dazu aber ansatzweise N. Schütz, Schreckensherrschaft am Schaumberg 1791/92, in: (wie 
Anm, 8), S. 127, 

14 Dazu neuerdings K. Ries, in: J, Schmitt (wie Anm. 4), S. 55 ff. u. C. Ulbrich, in: J. Schmitt (wie 
Anm. 4), S. 81 ff. Vgl. a. zum "Flächenbrand" der Französischen Revolution E. Fehrenbach, 
Soziale Unruhen im Fürstentum Nassau-Saarbrücken 1789 -1792/93, in: H. Berding (Hg,), So­
ziale Unruhen im Deutschland während der Französischen Revolution (Geschichte und Gesell­
schaft, Sonderheft 12), Göttingen 1988, S, 28 ff. 

15 Dazu neuerdings (ohne erkennbare Hinweise auf das Oberamt Schaumburg) E. Schunk, For­
stunruhen im Herzogtum Pfalz-Zweibrücken zu Beginn der Französischen Revolution 1789 -
1792/93, in: H, Berding (wie Anm, 14), S, 45 - 66. 

16 S. die Hinweise dazu in dem noch nicht ausgewerteten Aktenbestand Landesarchiv Speyer B2 
6624, in dem in genauer Aufstellung der Kosten ein Beitrag der Abtei Tholey wegen "Sicher­
heit" 1789 verlangt wird. Die Tätigkeit der Soldaten innerhalb des Oberamts wird dezidiert an­
gegeben. 

17 Die Darstellung folgt hier weitgehend F. Dumont, Die Mainzer Republik von 1792/93. Studien 
zur Revolutionierung in Rheinhessen und der Pfalz (Alzeyer Geschichtsblätter, Sonderheft 9), 
Alzey 1982, S, 82 ff. Vgl. a.F. Dumont, Wandel von Außen, Zur Rezeption der Französischen 
Revolution im Linksrheinischen, in: Jahrbuch des IMSF 14 (1988), S, 369 ff. 

18 F, Dumont (wie Anm. 17), S. 83 f. u. J. Hansen (Hg.), Quellen zur Geschichte des Rheinlandes 
im Zeitalter der Französischen Revolution, 1780 - 1801, 2. Bd. (Publikationen der Gesellschaft 
für Rheinische Geschichtskunde, Bd. 42), Bonn 1930, Einleitung S, 42 ff. 

19 J. Schmitt (wie Anm, 4), S. 50. Die Bergzaberner Reunionsbewegung, die im übrigen erstaunli­
che Parallelen zur Schaumburger Reunionsbewegung aufweist, behandelt ausführlich G, Thie­
le, Frühe deutsche Freiheitsbewegungen zwischen Elsaß und Kurpfalz, in: A, Reese (Hg,), Ei­
genständigkeit und Integration, Das Beispiel Rhein-Neckar-Raum (Forschen-Lehren-Lernen, 
Bd, 1), Villingen-Schwenningen 1987,.S. 119 ff. 

20 Zum Begriff der Revolutionierung <ljsfüJ1rlich F. Dumont (wie Anm. 17), S. 10 ff. 
21 Der Aktenbestand Landesarchiv Speyet'~2 6406 wird im folgenden B2 6406 zitiert. Die Zitate 

sind orthographisch und grammatikalisch' angepaßt. Bei den Orten ist die heutige Schreibweise 
verwandt. Um den Anmerkungsapparat zu entlasten, sind die Berichte jeweils als Sammelnach­
weise zitiert. Die Zitate selbst sind leicht zu finden, da die Berichte in der Regel nicht sehr um­
fangreich sind. Interessant ist, daß Moser betont, B2 6406, fol. 2, dies geschehe "von neuern". 
Über frühere Versuche ist bis jetzt nichts bekannt. 

22 Von Risch stammt möglicherweise der Reunionsantrag; vgl. a. B2 6406, fol. 57 u. unten Anm. 
50. 

23 B2 6406, fol. 2v. 
24 B2 6406, fol. 3 - 16v; bei Bettingen handelt es sich um eine am 1. Dezember ausgestellte "Be­

vollmächtigung" für Peter Heck, in dem Amt Schaumburg "für ein Begehr aller Gerechtigkeit" 
bitten zu können, "wie sie zu Frankreich haben" (fol. 10), Es handelte sich also noch nicht um 
ein Reunionsgesuch. 

25 B2 6406, fol. 15 - 16, das Zitat ist wörtlich übernommen. Das Französische ist sehr fehlerhaft. 
Man kann annehmen, daß Carl Risch das Reunionsbegehren formuliert hat. Sprachliche Anlei­
hen an das Befreiungsdekret vom 19, November sind nicht erkennbar. 

26 B2 6406, fol. 11. Daß hier unter "Vaterland" natürlich nicht die Nation im Sinne des Nationalis­
mus des 19. Jahrhunderts gemeint ist, braucht kaum erwähnt zu werden, da diese Form des Na­
tionalbewußtseins im Oberamt Schaumburg wohl noch nicht einmal im Ansatz existierte, son­
dern allgemein erst ein Ergebnis der Revolution selbst ist. Vgl. dazu auch F. Dumont, Liberte 
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und Libertät. Dokumente deutsch-französischer IkzidHllIgl'lI illl .Iallll' I /II.'N \, 111: h:lIll'i:\ (, 
(1978), S. 371 u. allgemeiner B. Lomparski, "Patriolislllll~" IIl1d "Vall'lIalld" 1111 I\blll/l'l 1\.111-
bismus 1792/93. Ein Beitrag zur Begriffs- und hkologiq.~l·sl·hidlh" dl" :IIISI'.l·hl·11I1I-1I I H .. 1;1111-
hunderts, Phi I. Diss. Saarbrücken 1974. 

27 B2 6406, fol. 2 und fol. 17. Moser empfahl seiner Regiel"llllg. das VOlgl'lalll'lll' dl'lIl 11:1I1/1)~i­
sehen Gesandten zu berichten "zur Vorbeugung lihk'r Ä\lsil'g\lllg dl'1 Sadll' hl'1 dl'l N:llllIlI:II­
konvention" . 

28 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 20 - 22 v. Vgl. 1.\1 deli Äkllvilall'lI VIIII SIIIIl" I IIl1d (illIl\Y 

noch ausführlich B2 6406, fol. 66 v u. 67. 
29 B2 6406, fol. 20, Moser spricht von dem "älteren SolleI''' \llId delll "sidll'll'lI (illll\v". 1):1 hL'i 

beiden der Vorname fehlt, ist eine Identifizierung nur sehr schwl'l IIlllglidl S /111 1':l1l1l1il' Sol­
ler: M. Moll, Die Distriktverwaltung Saarlouis. Gewaltherrschaft 1\11 /.l·11 dl'l I1 all/lI""~l'hL'11 
Revolution 1790/1795 (Geschichte der Kreisstadt Saarlouis. Bd .. '). Saarhllll' 11)1'111, S .'Itl n.: ILI 

Gouvy dort, S. 219 f. Bei Soller handelt es sich wohlulll Mathias Solkl. dl'l 'pall'l 111 1llIllns­
dorf lebte. S. zu diesem E. Schmitt, Alte Hüttersdorfcr Ilausllallll'lI (V). 111: Allllh('I!l" N:\dl­
richtenblatt der Gemeinde Schmelz 1984, S. 465 ff. Bei (io\lvy kalllll's ,il'h 11111 I kill V Ildl'l Pin­
re Fran<;ois Gouvy handeln: W. Petto, Gouvy. Bild einer franzilsisdll'lI IlIdllSllll'lklllalililiL' an 
der Saar (1716 - 1872), in: Zeitschrift für die Geschichte der Saalgq.~l·1H1 n (1'171)1. S. S7 11. 
(auch mit Hinweisen und Literatur zur Familie Soller). Petto. S. ':i7 ff. gihl alll'h Ilill\wi"'l' I.lIr 
Bettinger Eisenschmelze. Die Geschichte dieser Hütte ist noch nidll l'illgehl'llll l'IIOI,dll. S. 
aber die vielen Hinweise bei 1. Even, in: Schmelz. Vergangl'nlll'il \llId (;l'gl'IIW:1I1 I·ill I ki­
matbuch, Schmelz 1973, S. 124 ff. Für die Bettinger Schmelze gah l· ... im Tausl'hn'lll ;Ig \011 17:-16 
Sonderbestimmungen, die den Abbau der Erze und die Liderllng von Rolll'isl'lI hl'11 alelI: s. da­
zu M. de Chastellux (wie Anm. 9), S. 80 f. Die Beschreihullg lk~ ()IWlalllts dill ('I! AIIIIIII:I1111 
Moser von 1791, E. Drumm (wie Anm. 10), S. 39, kann die iikollollli ... rhl·1I Mollvl' VIIII Soller 
und Gouvy vielleicht verdeutlichen. Von 1787 bis 1790 hatten sie 11 ':ill l.ivIl·S all dll' hl'l/ogliche 
Kasse als Marque de fer (= Eisensteuer) abzuführen, 

30 Moser bat erneut darum, den französischen Gesandten in ZWl'ihrurkl'lI 111 11I11l'llll"hlCI1 IIl1d 
diesen dazu zu bringen, den General Beurnonville zu ersuchen. "VOll alk I llllll'I ... llIl/lIlIg der 
wegen ihren Privatinteressen agierenden Soller und Gouvy ahwsl'Ill'II" (101. ,~,' 11. ,,,, v). ( ;CI1L'­
ral Beurnonville leitete den Feldzug gegen Trier Anfang bis Mittl' Ikzl'lllhl'l 171),'. 1)01 ... llllln­
nehmen scheiterte auf der Pellinger Höhe; die Franzosen mußten dL'1I RlIl·k/ll)!. alllll·ll'lI. Vgl . .I. 
Hansen (wie Anm. 18), S. 625 ff. u. A. Chuquet, ('expeditiol1 de ('uslilll' (I.l· ... glll·lll· ... lk Ia re­
volution, Bd. 6), 3. Auflage, Paris 1905, S. 158 ff. 

31 Moser berichtete dies abends, nachdem er von Tholey geflohen wal. wL'ill'l hl'lllll'I!Il'll'. daß 
man das in Tholey befindliche Bataillon gegen ihn aufwiegele (B2 Milli. 101, ,1,1 v). 

32 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 34 - 35 v. 
33 Moser verweist in diesem Zusammenhang auch auf eine Äußerung Solk .. s. daB dil' "Wiednver­

einigung des Oberamts Schaumburg mit Frankreich nicht zu hinlertreihL'11 Sl·l. wl,il die 1-,111-
schließung der Französischen Republik auf Inkorporation sümtlicher Reichslaillk hi ... all dL'11 
Rhein gerichtet wäre" (fol. 35). Vgl. dazu oben Anm. 18. 

34 B2 6406, fol. 35 f. 
35 B2 6406, fol. 23 - 24 v. Schließlich sollten auf Anordnung des Herzogs nur 4 Jiigl'l nadl Tholey 

geschickt werden (fol. 30 v). 
36 B2 6406, fol. 30 - 31. Der Verzicht auf militärisches Eingreifcn wird auch mil den 1':llahlungcl1 

bezüglich Bergzabern begründet. S. zum Regierungsrat Cctto die Hinweisc 11L'i ÄlIlIlll'lidi (wie 
Anm. 9), S. 211. Cetto war vielleicht sogar entfernt mit Sollcr verwandt. del1n Solkrs Muttcr, 
Anne-Marie, war eine geborene Cetto und stammte aus Zwcihrücken, vgl. M. Moll. Dil' Di­
striktverwaltung, Saarlouis. Gewaltherrschaft zur Zeit der französischen Revolulion 171)()/ 1795 
(Geschichte der Kreisstadt Saärlouis, Bd. 3), S. 218. 

37 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 39 - 40 v. 
38 Bei Cusset handelte es sich um Joseph-Marie Cusset, Mitglied des Konvents. 17':ilJ il1 l.yol1 gc­

boren. Vgl. P. Faure, Cusset, in: Dictionnaire de Biographie franc;aise, Bd. 9. Paris 1%1. S. 
1420 u. sehr negativ im Urteil, A. Chuquet (wie Anm. 30), S. 160 f. 

39 S. oben Anm. 24. 
40 B2 6406, fol. 37; zu Colson selbst s. die Hinweise bei Ammerich (wie Anm. 9). S. 212. 
41 B2 6406, fol. 48. 
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42 B2 6406, fol. 44 v u. 45. 
43 S. auch zum Folgenden B2 6406, fol. 43 - 46. 
44 Als Anlage dem Bericht beigefügt, B2 6406, fol. 47. Das Zitat aus der Petition von Bettingen. 

Colson fügte seinem Bericht noch eine Nachschrift bei, in der er bemerkte, die Gemeinde 
Sotzweiler wolle Deputierte zu ihm senden, um von ihrem Abfall von der Landesherrschaft ab­
zurücken. 

45 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 49 - 50 v. 
46 Archives Parlementaires. Recueil complet des debats legislatifs et politiques des Chambres 

Fran<;aises, Bd. 56, Paris 1899, S. 259 (im folgenden zitiert: AP mit Bd. u. Jahr). Es ist trotz 
Recherchen noch nicht gelungen, die Reunionsadressen in den Pariser Archiven aufzufinden. 

47 Die Post brauchte in der Regel etwa 4 Tage von Saarlouis nach Paris. Rechnet man noch die 
Bearbeitungszeit innerhalb der Behörden dazu, so wäre die Adresse spätestens Ende Dezember 
auf den Weg gebracht worden. 

48 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 53 - 54. 
49 B2 6406, fol. 67: Naumann sei ein "Ruhestörer" ein "inkorrigibler Bösewicht", "durch Schul-

denlast gedrückt". 
50 B2 6406, fol. 57 und 57 v. 
51 B2 6406, fol. 59 - 60. 
52 B2 6406, fol. 66 - 71 v. 
53 Aus diesen Hinweisen läßt sich erschließen, daß wohl folgende Gemeinden die Reunionsadres­

se unterschrieben haben: Bettingen, Außen, Goldbach, Gresaubach, Limbaeh, Neipel, Scheu­
ern, Sotzweiicr, Bergweiler, Steinbach. Das wären insgesamt 10 Gemeinden. 

54 S. auch zum Folgenden B2 6406, fol. 80 - 81 v. Vgl. a. im einzelnen die Referate des Regie­
rungsrats Colson zu den einzelnen Berichten Mosers: B2 6406, fol. 55 - 56, fol. 58, fol. 64 - 65, 
fol. 72 - 72 v. Auf diesen baut diese Entscheidung auf. 

55 Interessant ist auch die Beurteilung dieser Regierungsanweisung durch den Regierungsrat Col­
son, B2 6406, fol. 86: "Amtmann Moser, der ohnehin sehr schüchtern und furchtsam ist, fällt 
vor Kleinmut in Ohnmacht, wenn er das eingehende Kabinettsreskript liest". 

56 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 91 - 93 v. 
57 B2 6406, fol. 94 u. 94 v. 
58 B2 6406, fol. 95 u. 95 v. 
59 B2 6406, fol. 109 u. 110. 
60 Die Bittschrift von Thalexweiler ist als Anlage dem Bericht beigefügt, B2 6406, fol. 112. 
61 Aus K. Heep, Die letzten Jahrzehnte französischer Herrschaft in Saarlouis 1793 - 1815, Saar­

brücken 1934, S. 32, geht hervor, daß am 24. Januar der Distrikt Saarlouis um Unterstützung 
bei der Verweigerung des Zehnten gebeten worden sei. Heep wertete die heute verlorenen Pro­
tokollbücher der Distriktsverwaltun~aus: 

62 B2 6406, fol. 102 u. 102 v. '. _ 
63 Am 22. Januar hatte Moser erwähnt, d~ß·fseit vier Wochen kaiserliche Lieferanten zur Heeres­

versorgung im Oberamt eingetroffen s.eien. 
64 S. zu Cloots, der aus dem preußischen Cleve stammte, das französische Bürgerrecht erhielt, 

Mitglied des Konvents wurde, zur Bergpartei gehörte und sich selbst "Redner des Menschenge­
schlechts" nannte, mit weiterer Literatur B. Jeschonnek, Revolution in Frankreich 1789 - 1799. 
Ein Lexikon, Köln 1989, S. 27 f. 

65 S. auch zum Folgenden AP 58 (1900), S. 228 - 230. 
66 Bei Thuriot handelte es sich um den Abgeordneten Jacques Thuriot de la Roziere, der das De­

partement Marne im Konvent vertrat und zur Bergpartei gehörte; vgl. B. Jeschonnek (wie 
Anm. 61), S. 98. Damit läßt sich auch bestätigen, was aus den Berichten Mosers hervorgeht, 
daß Deputierte aus dem Oberamt Schaumburg nach Paris abgesandt wurden, um sich für die 
Reunion einzusetzen. Am 18. Januar berichtete Moser, ein Bauer von Bettingen sei vor einigen 
Tagen nach Paris abgereist (B2 6406, fol. 93), am 22. Januar, daß vier Deputierte aus Schaum­
burg "heute" aus Paris zurückerwartet würden (B2 6406, fol. 95). 

67 S. zu Lazare Nicolas Carnot: B. Jeschonnek (wie Anm. 61), S. 22 f. (mit weiterer Literatur). 
Carnot war schon im Herbst 1792 ein Verfechter der "natürlichen Grenzen". 

68 S. zum Folgenden AP 58 (1900), S. 546 - 551. 
69 Mit dem Prinzip "allgemeine Sicherheit" ist nun aber doch ein Moment erkennbar, das das 

Staatsinteresse in den Vordergrund rückte. Carnot behandelte auch die Frage (S. 548), wer das 
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Staatsinteresse letztlich definiere: Man müsse dem Gesetz folgen, das in die I kl/l'lI ;t1ll'1 MelI­
schen eingeschrieben sei. "L'honneur national" und "la gcncrosik IraIH,"aisl'" Sl'll'lI alk 11 Vi)l­
kern Garanten für die Gerechtigkeit. 

70 Das Dekret vom 15. Dezember hatte das Befreiungsdekret vom Novl'll1her pra/isiL'1 I IIl1d lorl­
entwickelt; s. dazu J. Schmitt (wie Anm. 4), S. 50 f. und F. DunlOnt (wiL' ;\11111. 17), S. 2HH Ir. 

71 Carnot bezeichnete das Oberamt Schaumburg "la partie infCrielll"l' du haillJ;lgl' dl' Sdl;IIIIll­
bourg, dit le Bas-Office". Damit ist der 1787 getauschte Teil des ehelllaligell ;\ IIlks Srh;IlIIll­
burg gemeint. Schon vorher, 1783, war ein Teil des Amtes Schaumhurg all I'lall l.wL'lIl1l1d,en 
gelangt, der als "Haut-Office" bezeichnet wurde. S. dazu M. de Chastcllllx (wie 1\11111. IJ), S. HO. 

72 Das Zitat folgt J. Schmitt (wie Anm. 4), S. 51 f. 
73 Zu der Besetzung des Herzogtums s. J. Hansen (wie Anm. IX), S. 7.tO. Oh l'ill I.II"alllllll'lIhang 

mit der kurz bevorstehenden Konventsentscheidung vorhanden ist, hkihl IIl1dl'lIllrrlr. 
74 Auch zum Folgenden B2 6406, fol. 114 - 114 v. 
75 So der Bericht Mosers vom 13. April 1793 über die Ereignisse B2 ().tO(I, fol. 1.\(1 Ill ) v; vgl. a. 

den Bericht des Amtsschreibers Zahn vom 5. November: 82 6.tO(J, fol. 2H.t .!I)\ IIl1d dl'lI des 
Waisenschreibers Carl: B2 6406, fol. 292 - 295 v. 

76 S. den Druck in B2 6406, fol. 137 u. 138. 
77 B2 6406, fol. 288 - 291. Im Zusammenhang mit der Reunion kam es wohl/li ;\1I\l'illalldl'lsc!­

zungen wie aus K, Heep (wie Anm. 61), S, 32 hervorgeht, der diL' hellle Vl'Ilorl'lH'1I I'llllokoll­
bücher der Distriktsverwaltung Saarlouis (7, März 1793) auswertete: ..... alK'r hl'lL'lts klll/nach 
der ,Reunion' kam es bei den Urwählerversammlungen zu Unruhen: ,;\uISliilldi"dlL' IHL'digten 
öffentlich gegen die französische Verfassung und gehen von Gellleilllk l.lI (il'l11l'illlk, 11111 die 
Versammlungen für die Wahlen zu hindern, einige haben sich sogar ZII (iewalttakll 11I1lIL'ilkn 
lassen, mehrere Personen zu verwunden', Die Saarlouiser Distriktsbehiink hai dalalllhill den 
General Ligniville um Soldaten, um die Aufständischen in Schach zu halll.'11 IIl1d 111 hn.l'll igL' 11 " . 

78 Die Berichte Mosers gehen bis zum Juli 1794, Sie sind eine bis heute nicht allsgL'SrhllpllL' vor­
zügliche Quelle für die Kriegsereignisse 1793/94 in der Saargegcnd. Der VL'rfa"l'l holtl, diL's in 
einer künftigen Arbeit darstellen zu können. Über die französische Verwaltllllg Ik" ( lhl'l;lIl1ls 
informiert K. Heep (wie Anm. 61), S. 31 ff. u. S. 72. 
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Oswald Schmitt 

Die ehemalige Bürgermeisterei Bettingen und die 
Gemeinden Bettingen und Außen im 19. und 20. 
Jahrhundert 

Eine Darstellung der ehemaligen Bürgermeisterei Bettingen und ihrer Ge­
meinden ohne Betrachtung des territorialen Umfeldes kurz vor und kurz nach 
der französischen Revolution ist nicht möglich, da sich erst aus diesem Ereignis 
mit seinen radikalen gesellschaftlichen und territorialen Umformungen die Ge­
meinde Bettingen und die Bürgermeisterei Bettingen herausbilden,1 

Es ist daher erforderlich, einen kurzen Rückblick über die Zeit vor der Franzö­
sischen Revolution zu halten, Ich will dies an dieser Stelle nur stichwort artig 
tun, weil sonst der Rahmen dieser Abhandlung gesprengt und mehr Verwir­
rung als Klarheit bringen würde, 

Das Oberamt Schaumburg im Herzogtum Lothringen, zu dem die Orte Bettin­
gen, Goldbach und Außen gehörten, kam im Jahre 1766 an Frankreich, Im 
Jahre 1787 fiel durch den Austauschvertrag vom 6, Januar das ganze Oberamt 
Schaumburg an Pfalz-Zweibrücken und damit an Deutschland, Ausgenommen 
von dieser Regelung blieb der "Geisweilerhof" , obwohl die meisten Länderei­
en auf der Gemarkung Außen liegen, Erst 1974 kam der "Geisweilerhof" wie­
der zu Außen ( also Schmelz). 

Die Französische Revolution (14.7.1789) zog bald den österreichisch-preußi­
schen Krieg gegen Frankreich nach sich. 1792 rückten französische Truppen im 
Saarland ein. Ende 1794 war das ganze linke Rheinufer von den Franzosen be­
setzt und blieb es 20 Jahre lang.AP ',. '. 

"." 

Bereits am 14.2.1793 wurde das Obe'ramt "Schaumburg" fest an Frankreich an-
gegliedert. Bettingen wurde vorübergehend Kanton mit Außen, Goldbach, 
Limbach, Gresaubach und weiteren Orten. Durch den Frieden von Luneville 
(1801) wurde das ganze linke Rheinufer französisch und in 4 Departements ein­
geteilt, und zwar 
a) Roerdepartement, Hauptstadt Aachen 
b) Saardepartement, Hauptstadt Trier 
c) Rhein-Moseldepartement, Hauptstadt Koblenz 
d) Donnersbergdepartement, Hauptstadt Mainz. 

Jedes Departement gliederte sich in Arrondissements, diese in Kantone; Bet­
tingen, Goldbach und Außen kamen zum Moseldepartement und zum Kanton 
Tholey. Dadurch war aber die Angliederung an die französischen Verwaltungs­
einrichtungen keineswegs abgeschlossen. Dafür sorgte nun der von der franzö­
sischen Regierung eingesetzte Kommissar, der Elsäßer Rudler. Dieser hatte 
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das Recht, die geltenden französischen Gesetze unverändert oder auch ahgeiin­
dert zu übernehmen bzw. einzuführen. Zunächst schaffte er die Feudalrechte 
(Leibeigenschaft, Zehnten, Fronden usw.) endgültig ah. Zugleich führte er 
aber auch den republikanischen Kalender ein. Wir wissen, daß die erste Tat des 
französischen Nationalkonvents die Abschaffung des Königtums und die Aus­
rufung der Republik (21. September 1793) gewesen ist. Das Jahr 179:' (Septem­
ber 1792 - September 1793) war somit das 1. Jahr der Repuhlik. Dieser Rcvo­
lutionskalender hatte 12 Monate mit je 3 Dekaden (eine Dekade 10 Tage). 
Damit war die bisherige Woche und auch der Sonntag ahgeschafft. Ruhe- und 
Feiertag war jetzt jeder zehnte Tag. Das brachte natürlich gewisse l Jnruhen 
unter die hiesige katholische Bevölkerung. 

Wie bereits angedeutet, setzte in Bettingen die französische Verwaltung hereits 
Anfang des Jahres 1793 ein. Mit diesem Zeitpunkt begann auch dito hihrung 
der Standesregister (Geburten, Heiraten, Sterbefälle) durch den in (kneinzel­
nen Gemeinden eingesetzten Maire (Bürgermeister); his dahin gah es ja nur 
die von den Geistlichen geführten Kirchenbücher. Die amtliche Sprache war 
Französisch und in ihr wurden auch die Standesregister geführt. Da die einhei­
mische Bevölkerung nur Deutsch sprach, setzte man einen franzilsischen Be­
amten, den sogenannten Gemeindeschreiber, ein. Das Amt des Maire war ein 
Ehrenamt ohne Bezahlung und wurde von Einheimischen ausgeübt. 

Ausweislich der heute noch vorhandenen Standesregister aus den .Iahrcn 1794 
bis einschließlich 1814 gab es während der französischen Herrschaft dil' Mairie 
Bettingen mit Goldbach und Außen. Die heute zum Amt Schmelz gl'lliirenden 
Gemeinden Hüttersdorf, Limbach und Gresaubach hatten ehen falls cinc eige­
ne Mairie. Im Mai 1812 wurde die Mairie Gresaubach aufgelöst ulld kam zu 
Bettingen. Die Gemeinde Dorf war keine eigene Mairie, sondern gehilrte zur 
Mairie Neunkirchen (Birkenfeld). 

Der Übergang an Preußen 
Bereits durch den Ersten Pariser Friedensvertrag vom 30. Mai I X 14 und die da­
mit verbundene Zurückverlegung der Grenze Frankreichs auf die VOll 1792 
wurden einige Teile des Moseldepartements, darunter der Kanton Tholey und 
damit auch Bettingen, Goldbach und Außen, aus dem französischen Ilcrr­
schaftsgebiet herausgenommen. Unser Gebiet gehörte jedoch damit noch nicht 
endgültig zu Preußen. Zunächst wurden wir noch von der östcrreichisch-baye­
rischen Administration, hierunter kann man sich eine Art Verwaltungskom­
mission vorstellen, wie sie unmittelbar nach Kriegsende 1945 unter Dr. Neu­
reuther im Saarland eingerichtet wurde, verwaltet. Der Sitz des Gouverne­
ments war zunächst in Kreuznach, später in Worms. Gouverneur war .Iustus 
Gruner. 
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Während der Administrationszeit wurden für die Verwaltung der Gemeinden 
Bürgermeistereien gebildet, und zwar die Bürgermeisterei "Limbach" im Kan­
ton Tholey, Kreis Ottweiler, mit den Orten Bettingen, Goldbach, Außen, Gre­
saubach, Neipel, Lindscheid, Scheuern und Niederhofen. Der Ort Dorf gehör­
te weiter zu Neunkirchen (Birkenfeld) ; Hüttersdorf bildete mit Buprich und 
Düppenweiler eine eigene Bürgermeisterei im Kanton Lebach. 

Der Bürgermeister der Bürgermeisterei Limbach hieß Nikolaus Biehl. Diese 
Neueinteilung schien verwaltungsmäßig zunächst nicht sehr ernst genommen 
worden zu sein, denn nach den Standesregistern des betreffenden Jahres hat 
der Bürgermeister fÜr die Orte Bettingen, Goldbach und Gresaubach und auch 
der Bürgermeister für den Ort Außen die Eintragungen noch in den eigenen 
Registern der vorherigen Mairie vorgenommen und auch bis zum 31. Dezem­
ber 1814 noch in französischer Schreibweise. Ab 1. Januar 1815 wurden dann 
die Register in deutscher Sprache und bei der Bürgermeisterei in Limbach ge­
führt. 

Unter preußischer Verwaltung 
Nach dem Zweiten Pariser Frieden (20. November 1815) begann die preußi­
sche Regierung, die inzwischen auch das von der österreichisch-bayerischen 
Administration verwaltete Land übernommen hatte, intensiv mit ihrer Arbeit. 
Sie bildete zunächst die rheinischen Provinzen und die Regierungsbezirke. Un­
sere Heimat kam zur Provinz "Großherzogturn Niederrhein" mit der Residenz 
in Koblenz sowie dem Regierungsbezirk Trier mit Sitz in Trier. Als Verwalter 
des ehemaligen Saardepartements und Teilen des Moseldepartements wurde 
der Königliche Kommissarius Mathias Simon eingesetzt. Er war es auch, der 
am 6. Januar 1816 die vorgenannten Gebiete in neue Bürgermeistereien und 
Kreise einteilte. Es scheint hier 'ltis~rücklich erwähnenswert, daß der Ort Bet­
tingen, der ja zum Kanton Thoffiy.:tm Kreise Ottweiler gehörte, auch in dem 
von Simon am 13. Januar 1816 in Saarbrücken aufgestellten Verzeichnis der 
"Gebiete, Örter und Plätze" zunächst zum Landkreis Ottweiler geschlagen 
war, und zwar als Bürgermeisterei Bettingen. Auch Hüttersdorf, das zum Kan­
ton Lebach gehörte, erscheint in diesem Verzeichnis als Bürgermeisterei Hüt­
tersdorf im Landkreis Ottweiler. Erst am 1. Juli 1816 wurden die beiden Bür­
germeistereien dem Kreis Saarlouis nachträglich zugeordnet. Dies geschah 
durch die Regierung in Trief. Letztere hatte am 22. April 1816 ihre Verwal­
tungstätigkeit aufgenommen und diese nachträgliche Gebietsregulierung vor­
genommen. Am 21. Juli 1816 wurde Regierungsassessor Schmelzer kommissa­
rischer Landrat im Kreise Saarlouis. Diese Ernennung kann als das eigentliche 
Geburtsdatum des Kreises Saarlouis angesehen werden. Und wenn man so 
will, ist der 1. Juli 1816 der Geburtstag der königlich-preußischen "Bürgermei­
sterei Bettingen" im Kreise Saarlouis, Regierungsbezirk Trier, Rheinprovinz, 
Land Preußen. 
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Ihr gehörten folgende Orte an: Bettingen, Goldhach, Au/kn. (iresauhach, 
Limbach, Dorf. 

Die Gesamteinwohnerzahl betrug 2314. 

Preußische Verwaltung, preußischer Geist, prcußische Zucht und (hdnung wa­
ren eingezogen, an die sich die Bevölkerung crst gewühnen mußte. I lurch die 
kriegerischen Ereignisse in den drei letzten Jahrzehnten war alks ein hilkhen 
drunter und drüber gegangen. Die Bewohner unscrcr lleimat waren so und so 
in Mitleidenschaft gezogen, und es mußte, wie chcn nach jedem Krieg. wieder 
neu begonnen werden. 

Dies war allerdings im Vergleich zu heute doch einc ganz alH.krc Situation. Au­
ßer den wenigen Arbeitern auf der Bettinger Eiscnschmclzc und dCIl paar I ~rz­
gräbern gab es nur Bauern und Tagelöhner sowic cinige Ilandwl'rkcr. Infolge 
von Mißernten waren die Jahre 1816 und 1817 auch noch ausgesprodlclIl' Ilun­
gerjahre. Die dadurch entstandene Teuerung traf gcrade dic Ärmstcn dl'r Ar­
men, nämlich die Tagelöhner, sehr hart. Ein Kornbrot kosh:lL' 2,20 ""'allkcll, 
und der Tageslohn betrug nur 2,00 Franken. Hicr kann man das allL' Sprich­
wort "arm wie eine Kirchenmaus" wohl mit Recht zitieren. lind so ging das Le­
ben dann auch recht und schlecht weiter. 

Die allgemeine WehrpJlicht und Schulpflicht hattcn die Preußen inzwischen 
eingeführt. Was die Schulpflicht betraf, war dics sichcrlich ein ganz enormer 
kultureller Fortschritt, denn bis dahin waren nicht allzuvic1e des I.csens und 
des Schreibens kundig. Obwohl es schon in der zwcitcn Hiilftc des IX . .Iahrhun­
derts die ersten Lehrer in Bettingen und Außen gah, wurde das erste Schulhaus 
in Außen erst 1822 errichtet. Bis dahin wurde der Unterricht in vcrschicdcnen 
Privathäusern abgehalten. In Bettingen wurde im Jahre I X2X das l'rslL' Schul­
haus erbaut. Es stand in der Ambetstraße (es ist hcute abgerissen). 

Im Jahre 1820 wurde die Bürgermeisterei Hüttersdorf, die seit I X I () hcstand, 
wieder aufgelöst. Die Orte Hüttersdorf und Buprich kamen zur Bürgermciste­
rei Bettingen. 

Das Jahr 1822 ließ in wirtschaftlicher Hinsicht eincn ncuen Iloffnungsschim­
mer aufleuchten, als der Berghauptmann Schwarz in Bettingen hzw. Außen 
nach Kupfer und Erz zu schürfen begann. Er errichtetc dann auch ein .Iahr spü­
ter ein Poch- und Erzwaschwerk, das er "Gottesbelohnungshütte" nanntl'. Die­
se Hütte mußte aber leider im Jahr 1840 wegen UnrcntahiliUit wieder einge­
stellt werden. Als Erinnerung an dieses kleine Industricunternehmen sind nur 
noch die Namen "Kopperlöcher" und "Gottesbelohnung" auf dem Bann Au­
ßen geblieben. 

In der gleichen Zeit ging es mit der "Bettinger Eisenschmclzc" rapide hergab. 
Beschäftigte das Werk 1810 noch insgesamt 62 Personcn, so wurde im .Iahrc 
1868 der Betrieb vollständig eingestellt, und am 29. Scptemher I X6 l ) erfolgtc 
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die öffentliche Versteigerung der Werks anlagen nebst Gebäuden und Lände­
reien. Durch die Schließung dieses, wenn auch kleinen Industriebetriebes ver­
loren die dort beschäftigt gewesenen Handwerker, Schmiedemeister , Gießmei­
ster die Eisenarbeiter und die Erzgräber ihren Arbeitsplatz und damit das täg­
lich~ Brot. Auch viele Bauern mußten auf den bisherigen Nebenerwerb, das 
Erzfahren und Beifahren der Holzkohle aus den umliegenden Wäldern, ver­
zichten. Dieser wirtschaftliche Tiefschlag traf die Bevölkerung hart. Die Land­
wirtschaft war nicht in der Lage, die freien Arbeitskräfte aufzunehmen, so daß 
man nach neuen Arbeits- und Verdienstquellen Ausschau halten mußte. 

Lassen wir es hier zunächst einmal mit dem Rückblick bewenden und halten 
fest: 
1. Nach dem Zusammenbruch des Napoleonischen Kaiserreiches bauten die 

Alliierten sofort auf dem linken Rheinufer eine zivile Regierung auf und 
setzten vorerst die genannte österreichisch-bayrische Landesadministrats-
kommission ein. ~ 

2. Im Jahre 1815 erscheint ein in Mainz gedrucktes statistisches Jahrbuch für 
die Deutschen Länder zwischen Rhein, Mosel und der französischen Grenze 
auf das Jahr 1815 herausgegeben von P.A. Müller von der Kreisdirektion 
Alzey. Ein Exemplar befindet sich im Landeshauptarchiv (früher Staatsar-
chiv) Koblenz. .., 
In diesem Buch sind die Kantone, BürgermeIstereIen und Gememden des 
Kreises Ottweiler aufgeführt, u.a. 
V Kanton Tholey 
V 1 Bürgermeisterei Limbach, Bürgermeister Biehl 
V 2 Die Gemeinden: 

Außen 730 Einwohner 
Bettingen 390 Einwohner 
Goldbach ~'75 Einwohner 
Gresaubach 3% Einwohner 
Limbach 380 Einwohner 
Lindscheid 81 Einwohner 
Neipel 90 Einwohner 
Niederhofen 60 Einwohner 
Scheuern 117 Einwohner 

(Dorf verbleibt zunächst bei Neunkirchen, Nahe, Kreis Birkenfeld.) 
VI Kanton Lebach 
VI 1 Bürgermeisterei Hüttersdorf, Bürgermeister Thiel 
VI 2 Die Gemeinde: 

Düppenweiler 542 Einwohner 
Die Gemeinde: 
Hüttersdorf-Buprich 419 Einwohner 

3. Die weitere Entwicklung zur endgültigen Bürgermeisterei Bettingen: Siehe 
Kapitel "Unter preußischer Verwaltung". 
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Die hauptamtlichen Bürgermeister bis 1945 

Groß, Matthias: 1.9.1816-31.12.1822 (geb. am 18.4.176~, lJr-lJr-{iroBvater 
von Johann Groß, Schubertstraße 23). 

Franz, Johann Philipp: 1.1.1823 - 1830: 
Eine Schlüsselfigur beim Vertrieb der revolutionären Schrilt "An lh'ul.\'chlands 
Volk" war der evangelische Bürgermeister von Bettingen' h<'i I,ehach namens 
Philipl! .Franz, ein gebürtiger Saarbrücker, der im Sommer 1833 l)t·,. Zu/iill an 
der Sürmger Grenze gefaßt wurde und 1834 im Gefängnis zu Trier sla,.I>. Ein 
Schlaglicht wirft es auf die Szene, daß er als seinen VerhillduIIgmlllll1l und 
Hauptagenten den inzwischen nach Brüssel emigrierten PSlillerislt'lI des Ilohen 
Doms zu Trier fosef Mainzer nennt. Mainzer, der um 1817//8 Ikrgc!t·\,C lIII der 
Saar war, war wiederum ein namhafter Vertreter des Trierer Rt'/i"'",klerus wie 
sein Freund, ~er vorn:alige Trierer Gefängnisgeistliche Joluuill Allloll Josef 
Hansen, der seme Schriften 1831/32 pseudonym bei Georg Riller ill Zwl'ih,.iicken 
herausbrachte, im November 1832 Pfarrer in Lisdorf, 1838 in Ollwl'ilt'r wurde, 
1848/49 als demokratischer, ab 1852 als katholischer Politikt'r wul ah 1855 als 
Gründer der St. Barbara-Bruderschaften sich hervortat. 2 

Gerold, Johann Georg: 1831 - 1842 (war mit einer Dezes aus Saarlollis verhei­
ratet). 

Franken, Louis Albert: 1842 - 31.3.1851. 

Reusch, Johann Baptist: 1851 - 1880, Bürgermeister Lehach. 

Schütz, Ri<;hard: 1880 - 30.9.1901, Bürgermeister Lehach. Rellsdl lind Schütz 
verwalteten die beiden Bürgermeistereien Bettingen und I,chach in Personal­
union. 

Quint, Friedrich: 1.10.1901 - 30.9.1934. 

Fleck, Leo: 1.10.1934 - Kriegsende 1945. Amtsbürgermeister. 

Der Steckbrief wider den suspendierten ~ürgermeister Philipp .'ranz zu AuHen 
Der unten näher beschriebene Philipp Franz, geboren zu Saarl>rückc'II und 
wohnhaft zu Außen, suspendierter Bürgermeister der Bürgenneistt'rl'i Ikllillgen, 
hat sich der gegen ihn wegen Verbreitung aufrührerischer SchrUtell eilIgeleileIen 
Untersuchung durch die Flucht nach Frankreich entzogen. 

Indem ich dessen Signalelement hierunter beifüge, ersuche ich al/e Mililairs und 
Zivilbehörden ergebenst, ein wachsames Auge auf den flüchtigen Verhrecher zu 
halten, ihn im Betretungsfalle zu arretieren und sofort mir unter sicht're", (ieleite 
vorführen zu lassen. 

Saarbrücken, den 14. Dezember 1832 

Der Königliche Instruktionssekretär, Röchling. 
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I Signal element 
des Philipp Franz, suspendierter Bürgermeister: 
Alter 40 fahre, Größe 4 Fuß 10 Zoll, Haare braun, Stirne erhaben, Augenbrau­
en braun, Augen braun, Nase mittelmäßig und etwas spitz, Mund klein, Kinn 
lang und spitz, Bart braun und schwach, Gesichtsfarbe gesund, Gesichtsbildung 
länglich. 

Besondere Kennzeichen: 
Schwache Blatternarben im Gesicht, sehr auswärts gebogene Beine, auffallend 
klein und mit dem Oberkörper im Mißverhältnis stehend. Er spricht und raison­
niert viel, schnupft dabei unaufhörlich aus einer großen hölzernen Tabakdose, 
an deren Deckel inwendig ein Spiegel angebracht ist und die unten am Boden ei­
nen hölzernen Ring hat, um sie mit dem Finger festzuhaiten. 

Vorstehender Steckbrief wird hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Trier, den 17. Dezember 1832. 

Der Oberprokurator beim Königlichen Landgerichte 

Heintzmann, Geheimer fustizrath.· 3 

Die Beigeordneten der Bürgermeisterei Bettingen 4 

1830 - 1850 Matthias Quinten, Außen. 
5.4.1851 - 12.4.1855 Peter Braß, Faktor auf der Bettinger Schmelz. 
13.4.1855 - 6.4.1883 Johann Even (Urgroßvater von Josef Even und Evens Ma­
riechen). 
27.5.1883 - 6.7.1920 Johann Even, Sohn von dem V.g. Johann Even. 

(Die Schrift dieser beiden Joha~rfEven ist so schön und so gleichmäßig, daß 
man nur an der Unterschrift zwischen diesen beiden Even unterscheiden kann. 
Für Familienforscher sei festgehalten: 

Der 1. Geburtseintrag von Johann Even/Urgroßvater von Josef Even war am 
12.4.1855, Maria Recktenwald, Außen. 
1. Heiratseintrag: 20.3.1856 Peter Heinz aus Bettingen und Anna Klos aus Au­
ßen. 
1. Sterbeakt: 16.4.1855 Nikolaus Geid aus Hüttersdorf. 

1. Geburtsakt von Johann Even (Sohn von Johann Even): 27.5.1883 Kar! Bir­
ringer, Bettingen. 
1. Heiratsakt: 1.6.1883 Johann Momper, Dorf und Maria Redei, Gresaubach. 
1. Sterbeakt: 28.5.1883 Johann Schmitt, Hüttersdorf). 

Als weitere Beigeordnete bis 1900 sind nachgewiesen: 
Josef Dezes vor 1890 und ab 1890 der Lehrer Nikolaus Adam. 



20.2.1902 
Heinrich Gerlach, Hüttersdorf, Gastwirt, wird Beigeordneter (kr Bürb"Crmei­
sterei. 

6.1.1906 
Peter Scherer, Ortsvorsteher in Bettingen, wird Beigeordneter der Bürgermei­
sterei (Vater des späteren Ortsvorstehers von Bettingen, (ieorg Scherer). 

April 1912 
Johann Even, Bettingen, 
Johann Adam, Bettingen (Vater von "Hännes Nikolaus" Zerrstraße), 
Heinrich Gerlach, Hüttersdorf, 
wurden für 6 Jahre Beigeordnete der Bürgermeisterei. 

10.9.1917 
1. Beigeordneter: Johann Even. 
2. Beigeordneter: Matthias Ewen (von 1914 - 1921 Ortsvorsteher von Bettin­
gen, Hausname: De-idern Mätz). 
3. Beigeordneter: Heinrich Gerlach, Hüttersdorf. 

6.7.1920 
1. Beigeordneter: Fritz Baden, Bettingen (Förster Baden). 
2. Beigeordneter: Peter Hager, Post agent (Postagentur in der heutigen Saar­
brücker Str., neben Musikhaus Langenfeld). 
3. Beigeordneter: Heinrich Simmet (1. Bürgermeistereisekretiir). 

30.12.1926 
1. Beigeordneter: Heinrich Simmet, Bettingen. 
2. Beigeordneter: Fritz Baden, Bettingen. 
3. Beigeordneter: Johann Roth, Hüttersdorf (genannt Roth Schüngel, Leiken­
bergstraße ). 

5.2.1933 
1. Beigeordneter: Heinrich Simmet, Bettingen. 
2. Beigeordneter: Rektor Ludwig, Bettingen. 
3. Beigeordneter: Rektor Boos, Hüttersdorf. 

4.9.1935 
1. Beigeordneter: August Ganster, Hüttersdorf. 

Die Amtsgeschäfte der jeweiligen Beigeordneten der Bürgermeisterei Bettin­
gen, die neben der Führung der Standesregister auch die Kassengeschäfte 
wahrnahmen, wurden in den jeweiligen Privathäusern abgewickelt. 

Naeh dem Neubau des Rathauses im Jahre 1904 wurden die Amtsgeschiifte 
zentralisiert mit Ausnahme der Kassengeschäfte. Erst im Jahre 1923 bezog die 
Kasse der Bürgermeisterei den von dem Gastwirt Johann Birringer angemiete­
ten Raum und verblieb dort bis zur Erweiterung des Rathauses im Jahre 1928. 

36 

B ürg{'rmei~terei Bettingcn 

Rathaus 1903/1904 erbaut. Im Jahre 1937 wurde es auf der rechten Seite erweitert. 
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Mit dem Umzug der Kasse vom Hause Even in der Lindenstraße in den Kas­
senraum bei Johann Birringer übernahm Johann Even, Bruder von Rektor Jo­
sef Even und Sohn vom "alten Einnehmer Even", die Kassengeschüfte. 

Das Haus Even in der Lindenstraße wurde im Jahre 1820 von dem Lehrer Ma­
thias Birringer erbaut. Die Amtsgeschäfte der Beigeordneten Even Johann und 
dessen Sohn, ebenfalls Even Johann, sowie die Kassengeschüfte his zum Jahre 
1923 wurden im 2. Stock dieses Hauses und zwar in dem Raum hinter den drei 
linken Fenstern betrieben. Rektor Josef Even, respektvoll "EVCIlS Scholmei­
ster" genannt, nannte diesen Raum bis zu seinem Tod immer noch "Et Büro". 

Auf dem Bild zu erkennen: 
Links der Kassenverwalter ab 1923 -1947 Johann Even mit seinem typischen Hut, dahintl'r die EI­
tern Angela Even, geb. Weber, und Johann Even, der "alt Even" genannt. Der Kassenvcrwalter 
Johann Even war ein Bruder von Rektor Josef Even. 

Die Ortsvorsteher von Außen ab 1900 
26.11.1900 
Ortsvorsteher: Peter Herrmann, 
Ackerer und Gastwirt, Vater vom Schneider Jupp, Haus Reimsbacher Straße 
6, heute noch Gasthaus. 
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2.6.1903 
Ortsvorsteher: Johann Groß, 
1875 geb., Vater von dem noch lebenden Johann Groß, Haus Schubertstraße 
43, heute Gasthaus. Der Vater von Johann Groß sen. war längere Zeit Orts-
vorsteher. 

1.6.1908 
Ortsvorsteher: Mathias Staudt, 
Ehefrau war eine geb. Junker aus Gresaubach, Haus Hohlgasse 8, heute Eigen­
tum von Peter Groß-Herrmann. In diesem Hause war auch mehrere Jahre die 
Poststelle. 

20.11.1913 
Ortsvorsteher: Peter Staudt, 
46 Jahre, ledig, gestorben 1951 in dem Haus, das heute das Schwesternhaus in 
Außen ist. Er lebte vorher in dem Hause Hohlgasse 1, jetzige Eigentümer: 
Eheleute Ziegler-Riga. Diese haben noch eine Glocke (Schelle), die der Orts­
vorsteher für gemeindliche Bekanntmachung hatte und nach der Amtszeit von 
Peter Staudt im Hause geblieben ist. Sie wurde später beim Kappes-Verkauf in 
Hüttersdorf und im Primstal benutzt, wie heute die Alteisensammler es tun. 

6.7.1919 
Ortsvorsteher: Mathias Birringer, 
Ehefrau war eine geb. Staudt, Haus Schmiedeweg 17, Eigentümer des Hauses 
Ww. Mathilde Birringer, geb. Jakobs (Schwiegertochter). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Johann Groß wie Nr. 2 

27.9.1923 . 
Ortsvorsteher: Mathias Birringlr ()vie vor), 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Julius Adam, Weinhändler, Schnapsbrenne­
rei, sonstiger Handel, Schwiegervater von Fritz Göpfert, Haus Blumenstraße 
32, Hauseigentümer Eheleute GÖpfert-Adam. 
Julius Adam war ein Bruder von Nikolaus Adam, Landwirt, genannt Schol­
Neckei, Haus in der Seitenstraße der Robert-Koch-Straße, unterhalb der Hohl­
gasse. 

31.1.1927 
Ortsvorsteher: Mathias Herrmann, 
Haus Marienstraße 17, genannt der Scheier Mätz, das Haus unterhalb des 
Pfarrhauses, Hauseigentümer Eheleute Philippi-Hoffmann. 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Jakob Spang, genannt der Schaum-Jakob 
(Kommunistische Partei), Haus Hohe Straße 25, Hauseigentümer Ww. Groß, 
geb. Spang (Tochter). 
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5.2.1930 
Ortsvorsteher: Peter Erbei, 
genannt der Erbeis Pitche, ledig, Haus Beethovenstraße 5. Erbel Peter hat 
auch die Raiffeisenkasse in diesem Hause geführt, vermutlich bis er als Kriegs­
beschädigter beim Bürgermeisteramt Schmelz eingestellt wurde. 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Stefan Peter Staudt, genannt der Pählen Pet­
ter, Landwirt, ledig bis zum Tode auf Grund eines landwirtschaftlichen Unfal­
les mit dem Traktor auf dem Grundstück am Gischberg, durch das die Gaslei­
tung geht. Das Haus, in dem Stefan Peter Staudt lebte, ist die Hohlgasse 19, 
das seit Jahren leer steht und in dem das Kind Jens Spang, 8 Jahre alt, im Keller 
in den Brunnen gefallen und ums Leben gekommen ist. 

11.3.1933 
Ortsvorsteher: Jakob Spang, 
Kommunistische Partei (Stellvertretender Ortsvorsteher 31.1.1927). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Nikolaus Jung, genannt der Schäfer-Links, 
Haus Trierer Str. 35. 
Als Hitler mit Gefolge den Westwall besichtigte und dabei durch Schmelz fuhr 
(sein Sonderzug soll auf dem Bahnhof in Limbach gestanden haben), hatte das 
Auto plötzlich einen Schaden, so daß es nicht mehr fahren konnte. Es soll dann 
bei Nikolaus Jung in die Scheune gestellt worden sein, bis es an dem anderen 
Tag abgeholt wurde. 

Die Ortsvorsteher von Bettingen ab 1900 
20.8.1902 
Ortsvorsteher J ohann Scheid stirbt. 
(Johann Scheid war Kaufmann und Gastwirt. Ehemaliges Kaufhaus und Gast­
wirtschaft Dittgen, Ecke Saarbrücker Straße und Gresaubacher Straße, heute 
abgerissen). 
Ortsvorsteher wird: Nikolaus Feld (Hoffmanns Kulla). 

6.1.1906 
Ortsvorsteher: Peter Scherer (Vater des späteren Ortsvorstehers Georg Sche­
rer, Haus Bahnübergang in der Ambetstraße). 

14.9.1908 
Ortsvorsteher: Johann Adam, Zerrstraße (Vater von Hännes Nickel). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Nikolaus Feld. 

6.11.1914 
Ortsvorsteher: pens. Bergmann Matthias Ewen (siehe auch Beigeordnete der 
Bürgermeisterei 10.9.1919). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Johann Adam. 

40 

22.4.1921 
Ortsvorsteher: Ackerer und Wirt Johann Dittgen (Hotel Dittgen). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Johann Hermann, Großvater von Amtsrat 
Willi Herrmann. 

9.10.1923 
Ortsvorsteher: Johann Herrmann. 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Peter Kohr (Kohr Pit). 

14.8.1926 
Ortsvorsteher: Peter Frank (1. Haus links am Bahnübergang "Im untersten 
Ecken", heute Haus Witwe Marga Wilhelm). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Georg Scherer, Sohn von Peter Scherer, ge­
nannt Hoffmanns Schorch (siehe oben Ortsvorsteher Peter Scherer). 

30.1.1930 
Ortsvorsteher: Jakob Kohr (Kohr Jäb, Vater von Maria Schütz). 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Nikolaus Adam, Sohn von Johann Adam (sie­
he Ortsvorsteher Johann Adam). 

25.1.1933 
Ortsvorsteher: Georg Scherer, Sohn von Peter Scherer. 
Stellvertretender Ortsvorsteher: Mathias Scheid, Goldbach. 

Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse Mitte des 19. Jahrhunderts 

In diesem Kapitel sollen die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, wie sie 
im 19. Jahrhundert in unserem Raum geherrscht haben, kurz beleuchtet wer-
den. 

Erinnern wir uns, daß in der Blütezeit der Bettinger Schmelz dort 62 Personen 
Beschäftigung fanden. Nimmt man.an, daß ein Beschäftigter rund 6-8 Personen 
ernähren konnte, rechnet man weite,.f'.hinzu die Holzfäller, Köhler und die Bau­
ern, die Erze beifuhren, kann mari! sich vorstellen, welchen wirtschaftlichen 
Einbruch der Niedergang und letztlich die Schließung der Hütte für die hiesige 
Bevölkerung bedeutet hatten. 

Stellen wir an den Anfang die Einkommensverhältnisse der abhängig Beschäf­
tigten im Kreis Saarlouis für das Jahr 1860. 

Über die Einkommensverhältnisse der abhängig Beschäftigten liegen uns aus 
einer Beschreibung des Kreises Saarlouis für 1861 folgende Zahlen vor: 5 

LÖHNE: 

Landwirtschaft (bei 10-12-stündiger Arbeitszeit) 
Knecht 40 bis 60 Rtl. jährlich + Kost und Wohnung 
Magd 24 bis 48 Rtl. jährlich + Kost und Wohnung 
Junge 20 Rtl. jährlich + Kost und Wohnung 
Kost und Wohnung werden jährlich mit 60 bis 80 Rtl. veranschlagt. 
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Tagelohn 
mit Kost ohne Kost 

Mann 6 bis 8 Silbergroschen 10 bis 12 Silbergroschen 
Frau 4 bis 6 Silbergroschen 8 bis 12 Silbergroschen 
Bergleute 

ständiger Bergmann unständiger Bergmann 
Hauer Schlepper 

Jahreslohn 150 Rtl. 140 Rtl. 100 Rtl. 

Hüttenleute Jahreslohn in Rtl. (Reichstaler cl 30 Silbergroschen). 
Meister, Puddlermeister 300 
Meister, Schweißer-Walz-Hammer-

Schmiede-Verzinner 200 bis 240 
Puddler 

I. Klasse 
II. Klasse 

Schweißer und Walzer 
I. Klasse 

II. Klasse 
Schmelzer 
Frischler und Verzinner 

I. Klasse 
II. Klasse 

gewöhnlicher Arbeiter 

200 
150 

170 
140 
150 

150 bis 160 
120 bis 130 
100 bis 120 

Nimmt man danach den Jahresdurchschnittsverdienst mit rund 150 Talern an 
so ergibt das genau die Summe, die ein Haushalt von 6 Personen im Durch~ 
schnitt von ganz Preußen als Lebenshaltungskosten ausmachte. 

Berücksichtigt man noch die Mißernten der Jahre 1845-1850, so mag dies das 
trostlose Bild jener Zeit abrunden. 

Es war der Grund dafür, daß in dieser Zeit über 40 Familien aus Bettingen und 
Außen nach Amerika auswanderten. 

Die sozialen Verhältnisse in der Pfarrei Bettingen im Jahre 1846 

Die Schöffen und "Notabelen" der Bürgermeisterei Bettingen haben am 27. Fe­
bruar 1846 ein "Comite" beauftragt, den in der Gemeinde Außen herrschenden 
Notstand zu untersuchen und die Mittel aufzuzeigen, denselben zu steuern. 

Das "Comite" hat den folgenden Bericht abgestattet: 6 

"Die Gemeinde Außen zählt ca. 238 Haushaltungen. 

Um einen leichten Überblick zu gewinnen, wollen wir diese Haushaltungen in 
drei Klassen einteilen. 
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Klasse I: 

Klasse II: 

Klasse III: 

Zu dieser Klasse zählen wir die Ackerbautreibenden, welche 
Gespanne haben. 
Nur 68 Haushaltungen gehören zu dieser Klasse. 

Zu dieser Klasse zählen wir diejenigen, die keinen Ackerbau 
betreiben, sondern sich als Handwerker oder Tagelöhner er­
nähren. 
Zu dieser Klasse zählen wir 96 Haushaltungen. 

Zu dieser Klasse zählen wir die Bettler, welche auf die Wohl­
tätigkeit ihrer Nebenmenschen angewiesen sind und sich 
meistens vom Betteln ernähren. 
Diese proletarische Klasse zählt 65 Haushaltungen mit 264 
Seelen. 

Die neun unter diesen Klassen nicht gezählten Haushaltungen sind auf der "Bet­
tinger Schmelz" wohnhaft und ernähren sich ohne fremde Unterstützung. 

Aus dieser Aufstellung geht hervor, daß die Gemeinde Außen unvermögend ist, 
ihre Armen zu ernähren, denn auch die zur II. Klasse gezählten bedürfen gegen­
wärtig der Unterstützung. Der Unterstützung bedürftig gibt es also 161 Haushal-
tungen. 
Nimmt man an, daß eine Haushaltung pro Monat auch nur eines Scheffels (rund 
54 Liter, rund 1 Zentner) Mehl bedarf, so wären für diese 161 Haushaltungenfür 
4 Monate 644 Scheffel Mehl erforderlich. Da es an Saat- und Pflanzkartoffeln 
unter diesen beiden Klassen gänzlich mangelt, so wären auch ebenso viele Schef-
fel Kartoffeln erforderlich. 

Erwägen wir, daß die II. Klasse gegenwärtig nicht im Stande ist, für das bean­
tragte Mehl und die Kartoffeln zu. zahlen, und die III. Klasse nie etwas wird zah­
len können, so erlauben Sie urtlq,iß Bitte, dahin wirken zu wollen, daß die II. 
Klasse die erforderlichen Nahrung/mittel zu ermäßigten Preisen gegen Stundung 
bis nach der diesjährigen Ernte, die III. Klasse aber, weil ganz zahlungsunfähig, 
dieselbe aus Staatsfond erhalten. Wir haben die Überzeugung, daß ohne direkte 
Unterstützung des Staates zur Linderung der Notlage in Außen noch in diesem 
Frühjahr herzzerreißende Situationen vorkommen müssen, da jene Gemeinde 
kein Mittel besitzt, um den sich von Tag zu Tag mehrenden Mangel an Nah­
rungsmittel zu steuern. Zudem können wir den Wunsch nicht unterdrücken, da 
es in hiesiger Gegend zu sehr an Gelegenheit fehlt, den projektierten Kirchenbau 
in Bettingen zu beginnen, um manche fleißige Hand zu beschäftigen. 

Es ist ein trauriges Zeichen, unsere Arbeiter scharenweise nach Frankreich aus­
wandern zu sehen und Arbeit zu suchen, da durch das Hin- und Herreisen die 
Arbeitskräfte zersplittert werden und der erhaltene Lohn von den Tagelöhnern 
auf der Reise verzehrt werden muß, während die Mütter und Kinder zu Hause 
dem Hunger preisgegeben sind. 
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Am gleichen Tage untersuchte das "Comite" auch die Notlage in der Gemeinde 
Bettingen und kam zu folgendem Ergebnis: 

"Die Gemeinde Bettingen zählt ungefähr 152 Haushaltungen. Diese Haushaltun­
gen teilen wir in 3 Klassen ein. 

I. Klasse der Ackerbautreibenden 117 
11. Klasse der Handwerker und Tagelöhner 18 

III. Klasse der Bettler 17 
Gesamtzahl der Bedürftigen: 35 
davon 17 aber auf die Wohltätigkeit ihrer barmherzigen Nebenmenschen ange­
wiesen sind. 

Rechnet man auf jede Familie pro Monat ein Scheffel Mehl, so sind dies für 4 
Monate für 35 Familien 140 Scheffel Mehl, und da es auch an Saat- und Eßkar­
toffeln mangelt, etwa die Hälfte Anzahl Kartoffeln ~rforderlich, welche nach .un­
serer Ansicht aus Staatsfond angekauft und an die Armsten gratis, an die wemger 
Armen gegen Zahlungsausstand ohne Zinsen bis etwa nach der diesjährigen Ern­
te verteilt werden müssen. 

Jedoch möchte es rätlich sein, möglichst bald Communal- und Staatsbauten in 
Angriff zu nehmen, um damit Gelegenheit zum Verdienst zu geben, denn es 
kann nicht ganz geleugnet werden, daß viele unserer Arbeiter gerne arbeiten, 
wenn sie Arbeit fänden ". 

Am gleichen Tage untersuchte das "Comite" auch die Notlage in der Gemeinde 
Gresaubach und kommt zu folgendem Ergebnis: 
"Die Gemeinde Gresaubach zählt ca. 104 Haushaltungen. Wir teilen diese Haus­
haltungen in 3 Klassen ein: 

I. Klasse der Ackerbautreibenden 
II. Klasse der Handwerker und Tagelöhner 

III. Klasse der Bettler 
Gesamtzahl der Bedürftigen: 

92 Haushaltungen 
7 Haushaltungen 
5 Haushaltungen 

12 Haushaltungen 

Aus dieser Darstellung gewinnen wir die Überzeugung, daß die Gemeinde Gre­
saubach wohl im Stande wäre, ihre Armen zu ernähren, wenn das Armenwesen 
geordnet und das Betteln nicht mehr geduldet würde. Auf jede arme Familie pro 
Monat ein Scheffel Mehl gerechnet, wären für 4 Monate 48 Scheffel, und da es 
auch an Saat- und Eßkartoffeln mangelt, ebenso viel Scheffel Kartoffeln erfor­
derlich, welche an die Minderarmen gegen Stundung bis zur nächsten Ernte, an 
die Ärmsten aber gratis aus Communalfonds verteilt werden müßten. Für das 
Wohl der arbeitsfähigen Armen spricht das "Comite" nur noch den Wunsch aus, 
daß durch den Angriff von Communalbauten, wozu die in Aussicht gestellte Ver­
größerung der Pfarrkirche zu Bettingen gehört, dieser Klasse Gelegenheit zum 
Verdienst gegeben werde". 

Die Protokolle sind unterzeichnet von dem damaligen Pfarrer Pesch, Braß 
(Peter Braß war Beigeordneter der Bürgermeisterei Bettingen und Faktor 

44 

auf der "Bettinger Schmelz") und Poller (Urgroßvater von Frau Stein rücke , 
war Bäcker, Gastwirt und Kaufmann in Außen, heute Schmitt-Brutty in der 
Schubertstraße) . 
Die Protokolle wurden dem Bürgermeister Franken übersandt. 

Zusammenfassung 

Haushalte 

Außen 238 
Bettingen 152 
Gresaubach 104 

I. Klasse 
Ackerbautreibende 

68 ~ 28 % 
117 ~ 73 % 
92 ~ 88 % 

II. Klasse 
Kleine Handwerker 
und Tagelöhner 

96 ~ 40 % 
18 ~ 12 % 
7 ~ 6 % 

III. Klasse 
Bettler 

65 ~ 27 % 
17 ~ 12 % 
5 ~ 5 % 

Auch der nachfolgende Bericht des Pfarrers Pesch an den Königlichen Staats­
prokurator zu Saarbrücken vom 13. März 1844 wirft ein bezeichnendes Licht 
auf die trostlosen Verhältnisse. 7 

An den Königlichen Staatsprokurator zu Saarbrücken 

Am 23. September v. J. wurde auf der Staatsstraße von Wadern nach Lebach 
zwischen Bettingen und Michelbach der Wagen des Hochlöblichen Bischofs Ar­
noldi mit Steinen beworfen, das Hinterfenster des Wagens zerschmetterte, und es 
wurde mit einem ziemlich schweren Stein in den Wagen geworfen. Nur der Zu­
fall fügte es, daß weder der Hochwohllöbliche Bischof noch der ihn begleitende 
Canonicus Braun getroffen wurde. 

Beide Herren, die auf einer öffentlichen Straße bei Tage nichts dera~t ahnen 
konnten, erschraken natürlich, ließen den Wagen anhalten und dem Ubeltäter 
nachsetzen. Doch jener lief schnell davon. 

In der Nähe weideten 3 Personen·ihr Vieh und waren aus nämlichem Dorf Au­
ßen. Auf die Frage nach dem NdIri~1J des Täters antworteten sie: 'Wir kennen ihn 
nicht'. Bei solch einer strafbaren Handlung von einem meiner Pfarrgenossen 
dürfte ich umsoweniger gleichgültig sein, als der Bürgermeister von Lebach, 
Herr Reusch, mir versicherte, vor etwa 14 Tagen an derselben Stelle, in seinem 
Wagen vorbeifahrend, mit Steinwürfen verfolgt worden zu sein, und er habe es 
der Schnelligkeit seiner Pferde zu verdanken, daß er von keinem Stein getroffen 
worden sei. Auch behauptet der Schullehrer Quinten von Außen, zur selben Zeit 
in seinem Schulgarten mit Steinen beworfen worden zu sein. 

Ich machte daher an der zunächst betreffenden Polizeistelle von diesen Vorfällen 
die Anzeige, gab die Namen der Zeugen und jenen des Täters an. Es muß mir 
und dem Bürgermeister Hochlöbl. Franken auffallend sein, daß diese Sache bis­
her nicht zur Untersuchung gekommen ist. Wenn solche Vergehen ungestraft ver­
übt, wenn öffentliche Straßen bei hellem Tage unsicher gemacht werden dürfen, 
wer dürfte es dann noch wagen, jene Straßen bei der Nacht, wenn die Amtspflicht 
es auch noch so gebieterisch fordert, zu begehen. 
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Aus diesem Wenigen läßt sich auf den sittlichen Zustand der Gemeinde Außen 
schließen, es ist ein sehr betrübender. Ganze Nächte wird in den Schnaps- und 
Schmuddelwirtschaften gezecht, gespielt, getobt und gepoltert. Daher darf man 
sich nicht wundern, wenn Untaten, Brandstiftungen, Diebstähle, wovon Außen 
mehrere traurige Beispiele aufzuweisen hat, an der Tagesordnung sind. Das be­
sagte, ungefähr 238 Feuerstellen zählende Dorf Außen geht mit Riesenschritten 
seinem physischen und moralischen Ruin entgegen, wenn die bestehenden Poli­
zeiverordnungen nicht bald energisch ausgeführt werden. 

Die Verhältnisse in unserer Nachbarschaft 

An dieser Stelle sei ein Blick über die Kirchtürme unserer Bürgermeisterei in 
die Umgebung erlaubt:8 

In den Kreisen Merzig und Saarbrücken hatten tätige Landräte schon in den er­
sten Jahren nach der preußischen Besitznahme den Wegebau energisch in An­
griff genommen und dadurch diesen Kreisen einen Vorsprung gesichert, den der 
Kreis Saarlouis erst in den letzten Dezennien durch erhebliche Anstrengung wie­
der eingeholt hat. 

Von Dillingen, wo der Primsfluß erst im Jahre 1840 überbrückt wurde, bis hin­
auf an den Saarbrücker Kreis glich die Straße einer Sandwüste; von Bau und Un­
terhaltung war keine Rede. Auf dem rechten Saarufer befand sich ein Fuhrweg 
nach Saarbrücken und bei Wadgassen blieb der Postwagen oft im Sumpf und 
Morast stecken. Der Betrieb der Kohlenwerke war damals so unbedeutend, daß 
man davon selbst in der Nähe wenig bemerkte. Der magere Sandboden im Saar­
tale wurde auf die traurigste Weise bewirtschaftet. Kartoffel- und Roggenbau 
wechselten ab mit Brache. Aus den Brachfeldern hackte man die Quecken aus, 
welche dem mageren Vieh als Nahrung dienten. Die Gespanne bestanden ge­
wöhnlich aus einem kleinen Pferdchen, sogenannten lothringer Race (welche 
beiläufig gesagt, durch König Stanislaus, als Herzog von Lothringen, aus Polen 
eingeführt waren). Neben diesem geschundenen Pferdchen war gewöhnlich eine 
kleine, magere Kuh gespannt, und diente für beide als Kummet ein Strohkissen, 
während ein altes Schiffsseil die Zügel bildete; ebenso entblößt von allem Luxus 
war die Tracht der Landleute. Die Familie ging während des Sommers barfuß. 
Die Männer trugen eine leinene Hose, eine Jacke von Tirtei, mit rundem Filzhute 
und langen Haaren, was ihnen ein wildes verwahrlostes Aussehen gab. 

In den 1820ger Jahren schloß die Gemeinde Ensdorf einen Vertrag mit der Gar­
nisionsverwaltung zu Saarlouis, wonach letztere jährlich 60 Thaler zahlte, dafür 
mußte die Gemeinde 1/3 ihres Bannes als Exerzierplatz unangebaut liegen las­
sen, jedoch durfte von ihr eine Herde Gänse darauf getrieben werden. Der Mor­
gen Land kostete damals in Ensdorf 15 bis 20 Franken. 
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Ein leichter hölzerner Wendepflug mit hölzernem Röster und eine leichte hölzer­
ne Egge waren die einzigen Ackerwerkzeuge. Die Kartoffeln gerieten bis zu der 
Zeit, wo die Krankheit auftrat, beinahe ohne Pflege und bildeten fast das aus­
schließliche Nahrungsmittel für Menschen und Tiere, während der Roggen durch 
Magerheit des Bodens und Mangel an Düngung höchst unbedeutende Erträge 
lieferte. 
So sah es in den im Saartale liegenden Sandgemeinden aus, während im Primsta­
le wo der schwere Tonboden vorherrscht, die Erzeugnisse meistens aus Hafer 
u~d Kartoffeln bestanden. Noch zu Anfang dieses Jahrhunderts wurde im Nal­
bacher Tale keine Winterfrucht gepflanzt und das Brot aus Hafermehl bereitet. 
Hier herrschte die Weide wirtschaft, wobei das Vieh während der Nacht in die 
Waldungen getrieben wurde, während das Gespannvieh halbe Tage lang arbeite­
te und den Rest des Tages ebenfalls auf die Weide getrieben wurde. Daß die Heu­
erträge ohne Belang waren, geht schon daraus hervor, daß in Nalbach der Eigen­
tümer einer Stute das Recht hatte, seine Stute mit dem Fohlen bis zu Pfingsten in 
den Wiesen frei umhergehen zu lassen. 

Die Wiesen bestanden damals meistens aus Sümpfen, die mit trockenen Hügeln 
und Hecken durchzogen waren; nur ein kleiner Teil derselben wurde gemäht. 
Der Viehbestand, meistens im Freien lebend, ließ keinen Stallmist entstehen; der 
Acker konnte also nicht gedüngt werden, so daß der Körnerertrag höchst unbe­
deutend war. Auch im Nalbacher Tale waren der Pflug und die Holzegge, wie in 
der Saargegend, die einzigen Werkzeuge zur Bearbeitung des Bodens. Nur bei 
feuchter Witterung konnte die Stoppel und Brache umgebrochen werden, wäh­
rend bei anhaltender Trockenheit der Pflug ruhen mußte. 

Liesdorf, welches gegenwärtig die ganze Gegend des Kohlenreviers bis in den 
Kreis Ottweiler mit Gemüse und Setzlingen zu Kohl und Runkelrüben versorgte 
und seinen teilweise mageren Stthdboden durch Kultur und starke Düngung zu 
unglaublicher Produktion gebracht"hat, war damals ebenfalls noch weit zurück; 
jedoch wurde der Boden etwas besser bewirtschaftet, weil die nahe G~r~isons­
stadt Saarlouis diesem Banne jene starke Düngermasse fast kostenfrel heferte. 
Durch die Marktschiffe, die wöchentlich zweimal von Liesdorf nach Saarbrük­
ken fuhren, bot sich, als der Gemüsebau Fortschritte machte, eine leich~e Gele­
genheit zum Gemüsehandel nach Saarbrücken, der in den folgenden Zelten, als 
die Kohlenwerke und Fabriken einen bedeutenden Aufschwung nahmen, auch 
eine denkwürdige Entwicklung aller Kulturverhältnisse der Gemeinde Liesdorf 
hervorgerufen hat. 
Gegen Ende der 30er Jahre regte es sich endlich auch im Kreise Saarlouis, als der 
Brückenbau Dillingen und der Bau der Straße nach Saarbrücken, die den Kreis 
in seiner ganzen Länge durchschneidet, sowie der Ausbau der Metzer-Busendor­
fer- und Lebacher Straßen in wenigen Jahren zu Stande k~men. I?arauf be~an.~ 
die außerordentliche Zunahme der Kohlenausbeute und dle erwelterte Fabnkta-
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tigkeit nach allen Seiten hin Arbeit, Verdienst und Leben zu verbreiten, und nun 
blieb auch die Landwirtschaft nicht zurück. Der "landwirtschaftliche Verein" 
hatte sich vom Rheine her nach der Saar verbreitet, und da ein einzelner Kreis 
nicht im Stande war, eine Vereinigung von Männern zusammen zu hringen, um 
diesem Vereine Einfluß und Tätigkeit zu verschaffen, so waren die Kreise Saar­
louis, Merzig und Saarburg zusammengetreten, und es gelang der kenntnisrei­
chen Führung tatkräftiger, opferfähiger Männer unter unsäglicher Mühe, hessere 
Ackerwerkzeuge und teilweise auch die Stallfütterung einzuführen. In vielen Ge­
meinden des Kreises Saarlouis gab es bei Beginn der preußischen Herrschaft nur 
Stockgüter der Gestalt, daß die Ländereien des ganzen Bannes alle 9.1ahre, in 
einigen Gemeinden sogar alle 4 Jahre neu umgeteilt wurden. Da also der Besitzer 
wußte, daß er nach Ablauf dieser Jahre wieder ein anderes Feld erhalte, so wur­
den die Felder in den letzten Jahren in jeder Weise ausgesogen. Nach und nach 
gelang es der preußischen Verwaltung, die erbliche Teilung zu ermöglichen, und 
noch dauerte dieser Zustand z.B. in der Gemeinde Düppenweiler und Außen bis 
zum Jahre 1830. Die Ackergüter hatten vor dieser Teilung so wenig Wert, daß 
man ein "Fuß" Land, welches aus etwa 45 Morgen Ländereien ulld eillem sehr 
bedeutenden Anteil an Lohhecken, Wald- und Rottland hestand, zu 500 Thlr. 
kaufen konnte, während 2 Jahre später, als die erbliche Teilung teilweise durch­
geführt und das Kataster angefertigt war, der gleiche Anteil zu 2000 Thlr. ver­
kauft wurde. 
In Außen gibt es noch jetzt ca. 170 Morgen Erbenländereien, dereIl Teilung in 
naher Aussicht steht. 

Die Flächeninhalte der Kulturen gestalten sich folgendermaßen: 

Ackerland 58,0 % 
Gärten 1,0 % 
Weinberge 0,2 % 
Wiesen 11,0 % 
Weiden 2,3 % 
Holzungen 22,0 % 
Oedland 0,1 % 
Gehöferschaftsländereien (aus ziemlich wertlosem Acker und Oedlalld heste­
hend) kommen nur noch in Außen und Gresaubach vor. 

Teilung von Gemeindeländereien zur Nutzung gegen Taxe kOInf1ll'lI h('sonders 
in den Gemeinden Fraulautern, Roden, Pachten und in mehrC'rl'n (;('IlIl'inden 
des linken Saarufers vor, während sie auf der rechten Saarseite (außer hei den 
vorgenannten 3 Gemeinden) in der Regel auf längere Zeit verpachtet werden. 
Auf der linken Saarseite, hauptsächlich auf dem sogenannten Gau, sind die Ge­
meindeländereien in bestimmte, viele Jahre unverändert hleihende I,ose ullter die 
nutzungsberechtigten Gemeindesassen verteilt. Neueintretende Nutzllngsherech­
tigte werden, für den Fall, daß keine Lose verfügbar sind, his zur nächsteIl lJm­
teilung notiert. 
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Die Flächeninhalte der Bänne variieren zwischen 8594 Morgen (Gemeinde Saar­
wellingen) und 437 Morgen (Gemeinde Hochlimberg). Der Verkehr mit Grund­
stücken ist ein sehr reger. Die vielen industriellen Anlagen, Hüttenwerk, Fabri­
ken und die Kohlengruben im Kreise selbst, sowie im benachbarten Kreise Saar­
brücken haben eine dichte Bevölkerung angezogen. Wie in den Kreisen Merzig, 
Saarburg und Trier, so konkurrieren auch hier die Tagelöhner und Handwerker, 
namentlich die Bergleute, fast überall bei den Verkäufen und Verpachtungen der 
Grundstücke. 

Die Einführung des eisernen Saarpfluges, welcher von Merchingen und Merzig 
in den Kreis Saarlouis gelangte, wurde erst nach schwerem Widerstreben und 
Kampf angenommen, denn durch seine Anwendung und durch die des 
Schlumpfpfluges kam man in die Lage, die Felder, welche bis dahin nur etwa 4-5 
Zoll beackert wurden, nach Willkür 8-10 Zoll tief einzubrachen, und die anhal­
tende Trockenheit bot kein ferneres Hindernis für die Pflugarbeit. Mit derselben 
Zugkraft wurde 2/3 mehr, in manchen Bodenarten die doppelte Fläche kultiviert, 
bei geringerer Ermüdung des Gespannes und Führers. 

Die gegenwärtig in der oberen Saargegend bis in die Gegend von St. Wendel ge­
bräuchlichen Ackerwerkzeuge sind: 
1. der sogenannte eiserne Saarpflug, 
2. der eiserne Wendepflug, welcher sich bei der Wendung nach unten umschlägt, 

3. der Schlumpfpflug ohne Vordergestell, welcher besonders zum Abschälen 
von Kleefeldern und stark verwachsener Brache benutzt wird, 

4. der leichte hölzerne Wendepflug wird fast nur noch zum Setzen der Kartof-
feln verwendet (wegen seines geringen Tiefganges); hinzu kommt: 

5. der Häufelpflug ohne Vordergestell und in allerneuster Zeit 
6. einige Exemplare des Untergrund pfluges. 
Auch hat sich 7. und 8. die eisePml.:ßgge und Walze eingebürgert. 

Bewirtschaftungsarten 

Aus der Drei-Felderwirtschaft ist folgende Fruchtfolge entstanden: 

Im guten leichten Boden bestellt man meistens: 
Im 1. Jahre Roggen oder Winterraps (stark gedüngt), 
im 2. Jahre Hafer oder Kartoffeln, 
im 3. Jahre Hafer (mit halber Düngung), 
im 4. Jahre Klee, 
im 5. Jahre Kartoffeln, 
im 6. Jahre Heidekorn. 

Nach Umständen fallen das 2. und 6. Jahr aus, so daß sich die Periode dann auf 
4 oder 5 Jahre beschränkt. 
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Zu schwerem, namentlich Kalkboden, ist eine vierjährige Umlaufzeit vorherr­
schend, und zwar: 
im 1. Jahre Roggen und Spelz, 
im 2. Jahre Hafer oder Kartoffeln, 
im 3. Jahre Klee oder Hackfrüchte (letztere mit halber Düngung), 
im 4. Jahre Brache. 

Das Schiffelland wird im 1. Jahr mit Roggen oder Sommerraps, 
im 2. Jahre mit Hafer, 
im 3. Jahre mit Heidekorn bestellt und bleibt dann 15-60 Jahre eine Zutat von 
Kalk; im übrigen wird es weder gedüngt noch gepflügt. Ist das Schiffelland sehr 
mager, so läßt man das 3. und mitunter schon das 2. Jahr ausfallen. Im letzten 
Jahre wird zuweilen weißer oder schwedischer Klee eingesät. 

Eine gute Ernte liefert je nach der Ertragsfähigkeit der Grundstücke von Weizen 
4-8 Scheffel (1 Scheffel = 54 Liter = 1 Zentner), von Roggen 4-8 Scheffel, von 
Gerste 3-12 Scheffel, von Hafer 4-12 Scheffel, von Heidekorn 4-12 Scheffel, von 
Kartoffeln 10-24 Zentner. 

Die landwirtschaftlichen Arbeiten werden von den Grundbesitzern und ihren 
Angehörigen und Tagelöhnern verrichtet. 

Heute werden im Durchschnitt pro Morgen geerntet: 9 

Weizen: 20 Zentner 
Roggen: 20 Zentner 
Gerste: 25 Zentner 
Hafer: 18 Zentner 
Kartoffeln: 120 Zentner 

Die Gemeindeverfassungen bis 1945 

1. Die Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845. 
Sie regelt erstmals, allumfassend, eingehend und allgemeinverbindlich: 

a. Die Grundlage und das Wesen der Gemeinden und der Bürgermeistereien 
und ihre Verfassungen, 

b. die Gemeindeglieder (Bürger), ihre Rechte und Pflichten, 
c. die Vertretung der Gemeinden, 
d. die Verwaltung der Gemeinden, 
e. die Wahlen zu den Gemeinderäten, 

dd. die Rechte und Pflichten des Gemeinderates, 
deo der Vorsteher, der Unterbeamten, 
df. die Befugnisse und Geschäftsverhältnisse des Bürgermeisters, des Gemein­

derates und der Staatsbehörden hinsichtlich der Verwaltung der Gemeinde­
angelegenheiten, 

f. die Bürgermeistereien, 
g. die Oberaufsicht über die Gemeinden und Bürgermeistereien. 
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Diese Gemeindeordnung blieb mit geringfügigen Ergänzungen, Änderungen 
und Nachbesserungen in Kraft bis 1935. Eine wesentliche Bestimmung (§ 50 
ff.) regelt das Wahlverfahren zum Gemeinderat. Gem. § 50 wurde nach dem 
Drei-Klassenwahlrecht gewählt. 

Die Gemeindeordnung von 1845 schreibt auch vor, daß über die Sitzung der 
Gemeindevertretung schriftliche Protokolle anzufertigen sind. Diese Aufzeich­
nungen sind für die Gemeinden der Bürgermeisterei und der Bürgermeisterei 
selbst nur noch lückenhaft vorhanden. 

Grund: Beim Einrücken der Amerikaner am 17. März 1945 wurde das alte Ra­
thaus besetzt und eine Befehlsstelle eingerichtet. Ein etwas "weltfrem­
der" Beamter hatte vergessen, die Hitlerbilder zu entfernen. Das Ra­
thaus wurde von den Amerikanern "auf den Kopf gestellt". Eine Un­
zahl von Akten wurden in den Panzergraben, der neben dem Rathaus 
war, geworfen und sind dort vermodert. Die Amerikaner sprengten 
auch den Kassenschrank im Rathaus, wobei rund 40.000 Reichsmark 
verschwanden. Für den damaligen Kassenverwalter Johann Even ein 
Schock, den er nur schwer verkraftet hat. 

Dennoch tauchen immer noch Akten auf, die man längst verschollen 
geglaubt hatte. So haben wir in der letzten Zeit die Liste der Ortsvor­
steher von 1900 - 1935 aller ehemaligen Gemeinden der Bürgermeiste­
rei Bettingen gefunden, ebenso die Protokolle über die Grenzziehung 
des Saargebietes nach dem 1. Weltkrieg, soweit es die Gemeinden Bet­
tingen, Außen, Limbach und Dorf betrifft. Vereinzelte Grenzsteine 
findet man noch heute. Erhalten geblieben sind die wertvollen alten 
Kirchenbücher (Tauf-, Heirats- und Sterbedaten von teilweise 1680 bis 
zur Einführung der Standesamtsregister). 

Die Deutsche GemeindeordnuHg'(,~om 30.1.1935 

Sie brachte eine wesentliche Ängerung, insbesondere des politischen Inhaltes. 
So u.a.: 
1. An Stelle des bisherigen Ortsvorstehers tritt der ehrenamtliche Bürgermei­

ster, der auf die Dauer von 6 Jahren berufen wird. 
2. Die Gemeinderäte werden auf 6 Jahre durch den Beauftragten der NSDAP 

im Einvernehmen mit dem Bürgermeister berufen. 
3. Die Gemeinderäte können nicht mehr beschließen, sondern werden nur 

noch vom Bürgermeister gehört. 
(Das sah in der Praxis so aus: "Nach Anhörung der Gemeinderäte beschlie-
ße ich .......... "). 

4. Der Amtsbürgermeister, früher Bürgermeister, war auch gleichzeitig Bür­
germeister der Gemeinde, in der der Verwaltungssitz war. So hatte die 1937 
zusammengeschlossene Gemeinde keinen Bürgermeister, sondern 2 neben­
amtliche Beigeordnete, je einer für Bettingen und für Außen. 
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Das Drei-Klassenwahlrecht in den Gemeinden 

Hier noch einmal zurück zur Gemeindeordnung von 1845. Ich hatte erwähnt, 
daß nach § 50 der Gemeinderat nach dem Drei-Klassenwahlrecht gewählt wird, 
und zwar wie folgt: 

§ 50, Abs. 5 der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 be­
stimmt: 

In den Stadt- und Landgemeinden, in welchen die Bildung der Wählerabtei­
lung für die Wahl zur Gemeindevertretung nach Maßgabe direkter Steuern 
stattfindet, werden diese Abteilungen allgemein in der durch die §§ 1-3 für die 
Wahlen zum Hause der Abgeordneten vorgeschriebenen Weise gebildet. 

§ 50, Abs. 1 der o.a. Gemeindeordnung bestimmt: 

Für die Wahlen zum Hause der Abgeordneten werden die Urwähler nach Maß­
gabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Steuern in drei Abteilungen ge­
teilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abteilung ein Drittel der Gesamtsum­
me der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. 

§ 57 Abs. 1 oder o.a. Gemeindeordnung bestimmt: 

Jede Abteilung wählt für sich eine gleiche Anzahl von Gemeindeverordneten. 

§ 41 oder o.a. Gemeindeordnung bestimmt: 

In jeder Gemeinde hat der Vorsteher ein vollständiges Verzeichnis der zur 
Ausübung des Gemeinderechtes befähigten "Meistbeerbten " (Gemeinderolle ) 
zu führen. 

Eine ministerielle Anweisung vom 3.9.1845 für die Einführung der Gemeinde­
ordnung enthält folgende Bestimmung: 
§ 6 der V. O. : Für jede Gemeinde wird eine Gemeinderolle aufgestellt, in 

der die Meistbeerbten unter Angabe der von ihnen zu bezah­
lenden Steuern in der Reihenfolge namentlich aufzuführen 
sind, daß der am höchsten Besteuerte dem minder Besteuer­
ten oder minder Begüterten vorgesetzt wird. 

Mit diesen Erläuterungen zum Drei-Klassenwahlrecht mag es sein Bewenden 
haben. Bleibt noch zu erwähnen, daß in dicken Kommentaren erläutert wird, 
warum das Drei-Klassenwahlrecht die beste Form ist; einfach deswegen, weil 
derjenige, der die höchsten Steuern zahlt, auch das meiste zu sagen haben soll­
te. 
Nimmt man z.B. an, daß im Jahre 1850 in der Gemeinde Bettingen 150 Wähler 
9 Gemeindevertreter zu wählen hatten. 
Die 150 Wähler brachten insgesamt 900 Thaler an direkten Steuern auf. Die 
900 Thaler wurden zu je 300 Thaler in der 1., 2. und 3. Klasse aufgeteilt. 
Man kann sich gut vorstellen, daß die Einteilung, wie vor geschildert, folgendes 
Ergebnis hätte: 
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Für die Steuerklasse 1, die die höchsten Steuern aufzubringen hatte, waren die 
zehn ersten Steuerzahler schon in der Lage, 300 Thaler aufzubringen. Für die 
Steuerklasse 2, die, wie zuvor dargestellt, weniger zu zahlen hatte (weil sie we­
niger vermögend war), waren z.B. 50 Steuerzahler erforderlich, um die Summe 
von 300 Thalern aufzubringen. Für die Steuerklasse 3 wären nach unserem Bei­
spiel 90 Steuerzahler, nämlich der Rest, nötig gewesen, um 300 Thaler aufzu­
bringen. Daraus ergibt sich eindeutig, daß diejenigen, die das meiste Vermö­
gen besaßen auch "das Sagen" in der Gemeinde hatten. 

Zum Abschluß dieses Kapitels muß man noch feststellen, daß gem. § 55 Abs. 1 
der Gem.Ordnung jeder Wähler dem Wahlvorsteher laut und zu Protokoll er­
klären mußte, wem er seine Stimme geben will. 

(Es ist schon mehr als erstaunlich, daß dieses Drei-Klassenwahlrecht sich prak­
tisch unverändert bis zum Ende des 1. Weltkrieges halten konnte). 

Zeitzeugen berichten 

Lassen wir hier nun einige Zeitzeugen zu Worte kommen, die teils als Ortsvor­
steher , teils als Chronisten die wesentliche Ereignisse festgehalten haben. Ihre 
Berichte sind vollständig erhalten geblieben und werden im Archiv des "Histo­
rischen Vereins" aufbewahrt. 

Im Rahmen dieser Abhandlung muß ich mich auf die die Allgemeinheit inter­
essierenden Aufzeichnungen beschränken. 

Am 22. Februar 1847 schreibt der Ortsvorsteher Heinz von Außen (Urgroßva­
ter von Rektor Franz Heinz) über die sozialen Zustände in Außen an den Bür­
germeister in Bettingen. lO 

Die Gemeinde Außen zählt ca. ~ikllaushaltungen mit 1320 Seelen. Von diesen 
220 Haushaltungen gibt es höchstens 30, die hinreichende Nahrungsmittel besit­
zen, es bleibt also die bedeutende Zahl von 190 Haushaltungen übrig, welche auf 
die Wohltätigkeit anderer Menschen teilweise angewiesen sind. Denn nur 90 von 
denen sind Handwerker und Tagelöhner, die übrigen Haushaltungen sind Bett­
ler. 

Durch das allgemeine Armengesetz vom 31. Dezember 1842 sind die Gemeinden 
verpflichtet, den ihnen angehörigen Armen die erforderliche Fürsorge zu Teil 
werden zu lassen. Aus den obigen Aufzählungen ist ersichtlich, daß es für die 
Gemeinde Außen eine Unmöglichkeit ist, die ihr angehörigen Armen zu unter­
stützen. Die 30 Haushaltungen, die in diesem Jahre ihr Auskommen haben, ha­
ben schon soviel unter die Armen verteilt, daß sie nichts mehr tun können. Es ist 
gewiß an der Zeit, daß die Regierung von den Zuständen, die in Außen herr­
schen, in Kenntnis gesetzt und gebeten wird, Hilfe für unsere hungernden Mit­
menschen zu schaffen. 

53 



In dem Amtsblatt Nr. 5, Seite 42 hat die Regierung schon am 28. Januar dieses 
Jahres verfügt, daß da, wo die eigenen Kräfte der Gemeinde nicht ausreichen, 
der vorgesetzten Behörde Anzeige gemacht werden muß, damit anderweitige 
Hilfe vermittelt werden kann. In derselben Verfügung heißt es, die Gemeinden 
seien auch verpflichtet, Arbeitslosigen im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu helfen. 

Würde doch endlich mit dem Kirchenbau in Bettingen angefangen, damit viele 
fleißige Hände daselbst Arbeit fänden. Als Gemeindevorsteher von Außen habe 
ich es für meine Pflicht gehalten, Ihnen die Anzeige zu machen, und ich bitte Sie 
wiederholt, die Regierung von diesem großen Elend und dieser Not in Außen in 
Kenntnis zu setzen und zu bitten, so schnell wie möglich Hilfe zu leisten, wenn 
viele unserer Armen, die sich schämen zu betteln, nicht verschmachten sollen. 

Am 12. August 1847 schreibt der Vorsteher wiederum an den Bürgermeister 
Franken in Bettingen: 

Wie Ihnen sicherlich nicht unbekannt sein wird, ist im Laufe des Monats Juli 
1845 die ganz baufällig gewesene Kapelle hierselbst teilweise gänzlich zusam­
mengestürzt, so daß kein Gottesdienst, ja nicht einmal die gestifteten Jahrge­
dächtnisse abgehalten werden konnten. Die Mitglieder der Erbenschaft von Au­
ßen sahen sich daher genötigt, aus freiwilligen Privatbeiträgen und aus freiwilli­
gen Hand- und Spanndiensten die Kapelle wieder instand zu setzen. Aus diesen 
Mitteln wurde die Kapelle bedeutend vergrößert und die Mauern mit gutem 
Kalkmörtel ausgeführt und eine solide Dachdeckung aus Schiefer vorgenom­
men. Da davon noch eine Summe von 60 Talern nötig wäre, diese Summe aber 
nicht anders als durch Mittel einer außerordentlichen Holzfällung in den Ge­
meindewaldungen von Außen aufgebracht werden kann, so bitte ich diese außer­
ordentliche Holzfällung genehmigen zu wollen. 

Am 13. März 1848 übergibt der Gemeindevorsteher von Außen das Verzeichnis 
derjenigen Personen, welche bei der Hauskollekte in Außen für die an Hungers­
not und ansteckenden Krankheiten leidenden Oberschlesiern der Kreise Pläß 
und Rybnik den Betrag von 4 Talern und 11 Groschen gespendet haben. (Hier 
bleibt es den Forschungen über die Auswanderungen vorbehalten, festzustel­
len, ob von Außen Familien in die genannten Kreise ausgewandert sind. Mei­
nes Erachtens kann es nur so sein, daß Nachkommen dieser Auswanderer sich 
in ihrer Not an die alte Heimat erinnert und um Unterstützung gebeten haben. 
Wie sonst wäre es zur Sammlung für diese Notleidenden gekommen?). 

27. Januar 1849 
Der Gemeinderat von Außen beschließt, daß das Gehalt von 16 Talern als 
Nachtwächterlohn in Außen nicht mehr weiter gebilligt werden kann und ganz 
gestrichen wird. Nachtwächter war bis zu diesem Zeitpunkt ein Peter Herrmann. 
Von diesem Zeitpunkt hat in Außen kein Nachtwächter mehr fungiert. 
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17. Juli 1849 
Schreiben des Ortsvorstehers von Außen an den Bürgermeister Franken in Bet­
tingen (die Außener hatten die Wahl zum Abgeordnetenhaus boykottiert). 
11. März 1850 
Der Gemeinderat von Außen beantragt beim Landrat in Saarlouis, daß das zur 
Versteigerung anstehende Holz auf dem Stamm versteigert wird. Die Gemeinde 
will dadurch die Kosten sparen, der amtierende Förster Baden soll das Abholzen 
auf dem Stamm überwachen. 

15.07.1850 
Der Ortsvorsteher von Außen schreibt an den Landrat in Saarlouis: 
Der Geisweiler Hof, der früher dem Herrn Baron von Zandt gehörte, jetzt aber 
einer Herrschaft von Metz angehört, liegt ganz auf dem Außener Bann und ge­
hörte auch früher zu der Gemeinde Außen. Später wurde dieses Hofgut auf den 
Wunsch des Herrn Baron von der Gemeinde Außen getrennt und gehört jetzt 
noch zu der Gemeinde Reimsbach, Kreis Merzig. Die Grundsteuer dieses Hof­
gutes sowie die Feldhut werden an die Steuerkasse zu Lebach entrichtet, die an­
deren Steuern fließen der Gemeinde Reimsbach zu, an dessen Bann der besagte 
Hof nicht einmal anstößt. Da nun das gesamte Hofgut schon früher der Gemein­
de Außen gehörte und auch ganz auf dem Bann Außen liegt, so nimmt der ganze 
Schöffenrat für sich in Anspruch, daß der Geisweiler Hof wieder der Gemeinde 
Außen zugeschlagen wird. 

Am 10.01.1851 beschwert sich der Vorsteher von Außen bei dem Königlichen 
Bergamt in Saarbrücken darüber, daß der Hauptmann Schwarze aus Jülich die 
festgesetzte Konzession für Kupfer und sonstige Erzgewinnung auf dem Bann 
Außen nicht mehr gezahlt hat. Die Konzession betrug 3 Taler jährlich und war 
bis 1836 gezahlt worden. Seit dieser Zeit hat Herr Schwarze nichts mehr ent­
richtet, so daß ca. 50 Taler nachzuzahlen sind. Der Vorsteher bittet Schwarze 
anzuhalten, die Konzessionsab~b.~ nachzuentrichten. ' 

29.01.1851 
Der Ortsvorsteher Heinz stellt dem Bürgermeister den neuen Gemeindevor­
steher Matthias Groß (Großvater von Johann Groß) vor. 

1879 
Der Winter 1878/1879 war sehr kalt. Viele Obstbäume auf dem Felde und in den 
Gärten litten durch die große Kälte so sehr, daß sie bei Beginn des Frühjahres 
und im folgenden Sommer verdorrten. 
Auch erfroren vielfach die Kartoffeln in den Kellern, so daß sie für den Genuß 
des Menschen unbrauchbar wurden. 

Die Prims war längere Zeit fest zugefroren, und man konnte ohne jegliche Ge­
fahr mit schwer beladenen Fuhrwerken darüber fahren. 
Als das Eis brach, zeigten sich Eisschollen von über 6 qm Fläche und einer Dik­
ke von 90 cm. 
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1895 
In diesem Jahre wurde die baufällig gewordene Brücke über die Prims, die sog. 
Bettinger Brücke, neu gebaut. Das Oberwerk der Brücke war aus Holz gefer­
tigt. Das Holz hatte im Verlauf der Zeit durch Einwirkung der Witterung, 
mehr aber durch den Feldzug von 1870 so gelitten, daß das fernere Befahren 
der Brücke in diesem Zustand zur Unmöglichkeit gemacht worden war. Die 
Brücke war für den schweren Lastverkehr sogar gefährlich. 1870 hatte die Ar­
mee von "Steinmetz" mit dem gesamten Fuhrpark die Brücke passiert. und die­
sen vielen und großen Lasten hatten derselben stark zugesetzt, so daß sie bald 
darauf in sehr schlechten Zustand geriet. Die Pfeiler der alten Brücke, die soli­
de gebaut waren, blieben in ihrem ursprünglichen Zustand bestehen, und der 
Oberbau wurde erneuert, und dieses allein soll 60.000 RM gekostet haben. Die 
1. Brücke über die Prims war im Jahre 1848 gebaut worden. Die Brückenpfei­
ler bestanden aus massivem Mauerwerk. Diese massiven Pfeiler blieben erhal­
ten, bis die Brücke beim Ende des Krieges 1945 gesprengt wurde. II 

1896 
Eisenbahnbau: Kurt Klein hat den Bau der Eisenbahn im Primstal in einem ge­
sonderten Beitrag eingehend behandelt. Einige Details, die im nachhinein fest­
gestellt wurden, sollen jedoch noch besonders erwähnt werden. 

Schon in den 50er Jahren, als die Trier-Luxemburger-Saarbrücker Eisenbahn 
gebaut wurde, bestand das Projekt einer Primstalbahn. Auch war es seit jener 
Zeit der sehnlichste Wunsch der Primstalbewohner, die Idee verwirklicht zu se­
hen. Die Saarbahn jedoch, mehr aber noch der siegreiche Feldzug von 1870 ge­
gen Frankreich ließen die Primstalbahn mehr und mehr als entbehrlich erschei­
nen. Insbesondere hatte der Feldzug von 1870 durch die Verschiebung der West­
grenze den strategischen Wert einer Primstalbahn sehr verringert. Die Bewohner 
des Primstales ließen indessen nicht nach, durch Petitionen beim Abgeordneten­
hause den Bau einer Primstalbahn zu fordern. Der Wunsch wurde erfüllt, und 
nachdem die Vorarbeiten nach 4 Jahren beendet waren, wurde der Bahnbau 
1896 mit Ernst in Angriff genommen. Bei dieser Gelegenheit wurden 2 Häuser 
im Ort entfernt, welche auf der Bahnlinie lagen, nämlich das Wohnhaus des 
Schreiners Johann Adam, welches früher Eigentum der Familie Schmitt-Ger­
ber war und deshalb auch das alte Gerbershaus hieß, sowie das Wohnhaus des 
Ackerers Peter Schmitt. Pet er Schmitt baute sein Haus in der ehemaligen Wie­
senstraße und hat es dann an die Familie Rassier verkauft (deshalb Rassier 
Haus). Peter Schmitt hatte 2 Kinder, die nach Amerika ausgewandert sind. Er 
ist noch unter dem Namen "Vetter Petter" bekannt und lebte nach dem Ver­
kauf des Hauses bei den Familien Rassier und Braun (Vogelsbücher). Er ver­
starb im Altersheim in Wadern. Beide Eigentümer wurden sogar reichlich ent­
schädigt. Der Schreiner Johann Adam konnte sich das "Badische" Anwesen 
kaufen, und Peter Schmitt war in der Lage, sich ein neues Haus zu bauen. 
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Blick von Bettingen nach Außen. Die Brücke mit ihren Quadratpfeilern ist noch gut zu erkennen. 

Blick von Außen nach Bettingen. Gut zu erkennen die heutige Trierer Straße, die Bettinger Kirche 
und die alte, 1922 erbaute Schule in der Ambetstraße. 
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1895 
Am 28. Juli 1895 ging über die Gemarkung Bettingen und Umgegend ein Gewit­
ter mit Sturm und Hagel nieder, wie es die ältesten Leute bisher noch nicht erlebt 
hatten. Die meisten Häuser des Ortes, auch das Schulhaus, waren teilweise abge­
deckt. Das gleiche war mit der Kirche der Fall. Der Hahn und das Kreuz wurden 
herunter geworfen, viele Fensterscheiben zertrümmert und die Schieferdächer 
zerstört. Das in Haufen auf dem Feld aufgekastete Getreide wurde so durchein­
andergeworfen, daß niemand mehr mit Sicherheit wußte, was sein Eigentum 
war. Die Früchte waren zerhackt, so daß nicht einmal die Saat frucht geerntet 
werden konnte. Der Schreiber dieser Zeilen hatte 3 ha gutes Land mit Hafer be­
sät und erntete nicht einmal ein Gramm. Die Wälder waren übel zugerichtet. 
Ganze Distrikte hatten das Aussehen, als seien die Bäume mit einer Grassense 
abgemäht worden. Das Brennholz wurde infolgedessen sehr billig. Die Obstbäu­
me in den Gärten und an den Wegen waren größtenteils entwurzelt. Mit der Ob­
sternte war es vorbei. Der ganze Schaden, der durch dieses Unwetter in Feld, 
Wald, Wiesen und Gärten, insbesondere auch durch Abschwämmen der Acker­
krume angerichtet wurde, berechnet sich für den ganzen Kreis Saarlouis nach 
100.000den von Marken. 12 

1897 
Das Jahr 1897 war für Bettingen und Umgegend ein ganz besonderes, bedeu­
tendes Jahr: 
Die amtliche Eröffnung der Eisenbahnstrecke Hermeskeil-Wemmetsweiler. Am 
10.12. nach 10 Uhr fuhr der erste Zug von Lebach kommend nach Wadern. Die 
Strecke Wemmetsweiler - Lebach war einige Wochen früher dem Verkehr über­
geben worden. Zum feierlichen Empfang des Zuges hatte sich die Feuerwehr in 
Uniform an den Bahnhof begeben, und ein großer Teil der Einwohner von Bet­
tingen und Außen standen erwartungsvoll daselbst. Die sämtlichen Schulen des 
Ortes Bettingen, geführt von ihrem Lehrpersonal, sollten des freudigen Ereignis­
ses ebenfalls teilhaft werden. 

Noch feierlicher als dieser Tag wurde der darauffolgende Samstag begangen, als 
die vielen Bergleute aus Bettingen und Umgegend zum ersten Mal mit der Eisen­
bahn nach Hause fahren konnten. 

Beim Herannahen eines jeden Arbeiterzuges erschienen am Bahnhof Spielleute, 
welche die Arbeiter empfingen und mit Musik in die verschiedenen Wirtschaften 
geleiteten. Große Freude herrschte allenthalben. 

Während der ganzen Zeit des Bahnbaues sind nur zwei Unglücke vorgekom­
men. Schon gleich im Anfang wurde der zwölfjährige Andreas Birringer, Sohn 
von Nikolaus Birringer, sonntags während des Spielens auf dem Bahnkörper mit 
einem Rollwagen eines seiner Kameraden, jedoch nicht absichtlich, überfahren, 
und er erlag gleich darauf den erlittenen inneren Verletzungen. 

Kurz vor Eröffnung der Bahn erschlugen mehrere italienische Arbeiter infolge 
eines Wirtshausstreites einen von ihnen, der "eid" genannt wurde. Bei dem Bau 
der Bahn waren überhaupt viele italienische Arbeiter beschäftigt. 

1901 
Einem lange bestehenden Bedürfnis wurde mit dem 1. September entsprochen. 
Seit Eröffnung der Strecke Trier - Saarbrücken (1897) war es sehr schwer, nach 
Saarlouis und anderen Orten zu gelangen. Besonders gilt dies für Trier. Dorthin 
konnte man nur morgens nach beinahe 4-stündiger Fahrt und nach langem Auf­
enthalt in Nonnweiler gelangen. Nach Eröffnung der neuen Strecke Bettingen­
Dillingen jedoch ist die Verbindung oberhalb und unterhalb der Saar leicht her­
gestellt, so daß man in einem Tage nach Trier und retour gelangen kann, wäh­
rend man. sonst erst des anderen Tages zurückkehren konnte, es sei denn, daß 
man die Große Umtour Trier - Saarbrücken - Bettingen auf sich nahm. 

01.10.1901 
Mit dem heutigen Tage wurde als 1. Bürgermeister unserer Bürgermeisterei Herr 
Referendar a. D. Quint hierher berufen. Bisher waren die beiden Bürgermeiste­
reien Lebach und Bettingen miteinander verbunden gewesen zum Schaden der 
letzteren, wie die Beschaffenheit der Straßen, der Gemeindehäuser und in 1. Li­
nie des Schulhauses zur Genüge kundtun. Hoffen wir, daß mit dem neuen Bür­
germeister sich die Verhältnisse bessern, insbesondere, daß Zucht und Ordnung 
einkehren. 13 

10.10.1909 
Infolge des Aufbaues des Eisenbahnnetzes in hiesiger Gegend hat die Bevölke­
rungszahl unseres Ortes bedeutend zugenommen. Während früher viele Bergleu­
te, um sich den weiten Weg zur ~jiuge zu ersparen, sich in der Nähe der letzteren 
ansiedelten, bleiben jetzt die einheimischen Bewohner hier. Noch vor einigen 
Jahren betrug die Einwohnerzahl 1300, während sie heute nahezu 1600 beträgt. 
Dadurch hat aber auch die Zahl der Schüler bedeutend zugenommen. 1908 be­
trug dieselbe 265, während sie heute 307 beträgt. 
Mit jedem folgenden Jahr ist eine Zunahme zu erwarten. Durch die stetige Zu­
nahme sind die hiesigen 4 Klassen überfüllt und reichte der Unterzeichnete nach 
genauer Feststellung der Schülerzahl ein Gesuch bei hiesiger Gemeinde zwecks 
Gründung einer 5. Klasse ein. 14 

16.06.1910 
Mit der Gründung der 5. LehrersteIle scheint es nun doch ernst zu werden. Wäh­
rend schon im Oktober 1909 für den Schulhausneubau die Ausschachtungen 
vorgenommen wurden, steht derselbe nun im Rohbau vollendet da. Er faßt nur 2 
Säle sowie 2 Wohnungen für verheiratete Lehrer. Jeder Familie stehen nur 4 
Wohnräume nebst Küche zur Verfügung. Mansarden waren keine vorgesehen. 
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Diese wurden erst auf besonderes Gesuch des Unterzeichneten eingebaut. Aller­
dings recht winklig. Sonderbar berührt es, daß man heutzutage mehr auf das 
pomphafte Äußere der Schulhausneubauten Gewicht legt, dagegen dem Innen­
raum so wenig Aufmerksamkeit zuwendet. 15 

31.07.1914 
Gestern traf in unserem Ort die Nachricht ein, daß über den Bezirk des 16. Ar­
meekorps der Kriegszustand verhängt sei. Wenige Stunden darauf wurde be­
kannt gegeben, daß die 5 Jahrgänge von 1907 -1911 einberufen seien. Innerhalb 
6 Stunden mußten die Mannschaften sich in Metz stellen. Staunen muß man ob 
der Begeisterung, die allenthalben herrschte. Trotz der ernsten Lage wurden 
gleich nach Eintreffung der Mobilmachung patriotische Lieder angestimmt, 
mächtig schallten die Klänge der "Wacht am Rhein" in unserem Ort, und unter 
dem Gesang dieses Liedes begleiteten die Einwohner des Dorfes die mit den um 
10-Uhr-Zug abends abrückenden Mannschaften zum Bahnhof. Morgens um 4 
Uhr zogen die Einberufenen der Orte Gresaubach, Limbach und Dorf zum 
Bahnhof. 16 

Am Samstag, dem 01. August, traf die Nachricht ein, daß der 1. Mobilma­
chungstag der 02. August (Sonntag) sei, der Jahrestag der ersten Schlacht von 
1870. Unverzüglich machten sich die Mannschaften des Dorfes zum Abzug be­
reit. Heute Morgen, den 03.08., rückten die Landwehren des 1. und 2. Aufgebo-
tes ab. 

25.08.1915 
Heute durcheilte unseren Ort die Nachricht, daß feindliche Flieger den Kreis 
Saarlouis heimgesucht hätten. Bald wurde die Meldung bestätigt. Bomben wur­
den abgeworfen auf Fraulautern, Wallerfangen, Dillingen. In Dillingen wurden 
5 Personen getötet und 25 teils schwer verletzt. Wie nachträglich in der Zeitung 
zu lesen war, wurden 4 Flugzeuge zerstört. 17 

09. November 1918 (Die Novemberrevolution in Bettingen und Außen) 

Als eine Schmach unseres Ortes mag an dieser Stelle vermerkt sein, daß auch hier 
nach Vorbilder größerer Städte ein Umsturz geplant war. Von Lebach aus ka­
men mit Musik an der Spitze die Umstürzler nach Bettingen. Am Ausgang des 
Dorfes wurden sie empfangen und unter Absingen des Liedes" Freiheit die ich 
meine" zog die ganze Gesippschaft zur Wirtschaft Klinkner. Nur geringe Teile 
der Bevölkerung beteiligten sich daran. Nun wurde schnell der Arbeiter- und 
Soldatenrat gebildet. Unter Vorantragung der roten Fahne kehrte der Zug 
nach Bettingen zurück und hielt beim Bürgermeisteramt. Von einigen Mitglie­
dern wurde der Bürgermeister nebst seinem Sekretär Simmet durch das Dorf 
geschleppt. Dann fand die Hissung der Revolutionsfahne am Bürgermeister­
amt statt. Dann machten sich die Räte breit. Täglich saßen einige auf dem 
Amt, um alles zu kontrollieren. 
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Die Vorgänge in Außen wurden wie folgt geschildert: 

In der Heimat löste der Umschwung einen blinden Rausch ungezügelter Freude 
aus. Der Kaiser dankte ab, und die Republik wurde ausgerufen. Damit brach 
das am 08. Januar 1871 erstandene Deutsche Reich zusammen. Die Kaiserkrone 
rollte in den Staub, und die Dynastie der Hohenzollern hat aufgehört zu regie­
ren. 
Auch in unserem Ort Außen, der an Heldensöhnen soviele zu beklagen hat, fei­
erte die Revolution ihren Triumpf. Am 09. November um 11 Uhr ging die Orts­
schelle, daß alle Männer sich zu einer politischen Versammlung in der Wirtschaft 
der Ww. Klinkner versammeln möchten. Wir 2 Lehrer, Herr Riehm und ich, gin­
gen auch hin. Zu hundert strömte die Bevölkerung Außens zur Schmelz. Die 
Wirtschaft Klinkner war derart besetzt, daß die Leute nur zur Hälfte hineinka­
men. Alles trug rote Bänder und Bändchen. Es herrschte ein Trubel und Jubel, 
man glaubte Prinz Karneval müßte seinen Einzug halten. Da kam von Bettingen 
über die Primsbrücke her ein Zug marschiert mit Spielleuten an der Spitze. Sie 
sollen von Lebach gekommen sein. Ihnen sprang ein Außener mit roter Fahne in 
tollen Sprüngen wie besessen entgegen. 

Fahnenschwenkend kam der Zug bis vor die Wirtschaft Klinkner. Nach etwa ei­
ner viertel Stunde leerte sich das Lokal, und alles ordnete sich zu einem Umzug 
durch den Ort. Die rote Fahne an der Spitze, die Spielleute dahinter. Es setzte 
sich ein gewaltiger Zug von Männern, Weibern und Kindern auf das Kommando 
"Freiheit Marsch" in Bewegung den Außener Berg hinauf. Es war haarsträu­
bend zu sehen, wie selbst alte Frauen, die keine Ahnung von der Bedeutung des 
Tages und der die Welt erschütternden Ereignisse hatten, sich aufführten. Eine 
Frau sprang in die Höhe und sagte: "Watt hann ich e Fräd". Beim Rückzug 
durch Außen hielt ein Bürger von Außen die rote Fahne dauernd über sich. Es 
war ein Bild, das einem vernünf~e1J Menschen nur Ekel einflössen konnte. So 
sah also ein Volk aus, das diesen fiilfchtbaren Krieg verloren hatte. Der Zug be­
wegte sich nach Bettingen an das. Bürgermeistergebäude. Hier wurde halt ge­
macht, 3 "trudelige" Vertreter von Außen begaben sich auf das Amt und wünsch­
ten, den Herrn Bürgermeister zu sprechen. Sie forderten von ihm, daß er mit sei­
nem Sekretär Simmet den Zug durch Bettingen mitmache. Der Bürgermeister 
Quint erklärte sich dazu bereit, wenn man ihm das Versprechen gäbe, sein Leben 
zu sichern. (Man hatte ihm schon 1916 ein Kreuz aus Holz aus dem Felde zuge­
schickt). Das wurde ihm denn auch zugesichert. Schweren Herzens gingen die 
beiden mit. Als der Bürgermeister auf der Haustüre erschien, wurde der Ruf laut 
"da kommt ja der Hochstapler", die Weiber riefen: "Bring Deine Alte auch mit". 
So wurde denn auch Bettingen durch diesen denkwürdigen Zug geehrt. Zum 
Schluß wurde auf dem Balkon des Bürgermeisteramtes die rote Fahne aufgestellt 
und kündigte den Beginn einer neuen, glücklichen, freien Zeit an. Abends wurde 
dann von gewissen Leuten der Arbeiterrat gegründet, der für bessere Verteilung 
der Lebensmittel Sorge tragen sollte. Es zeigte sich nun schon bald, daß diese 
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durch den roten Trubel geschaffenen Verhältnisse nicht lange bestehen konnten. 
Nach kurzer Zeit siegte die Vernunft doch, und der Arbeiterrat löste sich auf. 

Anmerkung: 
Die geschilderten Vorgänge muß man vor dem Hintergrund der "Novemberrevolution in Deutsch­
land" sehen. Allgemeine Mißstimmung der Soldaten an der Westfront, das Scheitern der Frühjahr­
soffensive 1918, der alliierte Durchbruch im August 1918, die plötzliche Aufforderung der OHL zu 
Waffenstillstandsverhandlungen, der herannahende Kriegswinter 1918 bildeten den Nährboden 
der heraufziehenden Revolution. Hinzu kamen die Nachrichten aus der Heimat über die miserable 
Versorgungslage. Die Heranziehung der Frauen zu Arbeiten in den Rüstungs- und Munitionsfabri­
ken heizte die Stimmung der Soldaten zusätzlich auf. 

Der Spartakus (im Volksmund Spartakes genannt) in Bettingen und Außen 

Der 08. Oktober 1919 ist ein Schandtag für Bettingen gewesen. Der "Auswurf" 
von Außen hielt gegen 6 Uhr abends in der Wirtschaft Sträßer (Dittgen) ohne Er­
laubnis eine Versammlung ab, die kaum eine halbe Stunde dauerte. Dabei sollte 
Stellung genommen werden gegen die herrschende Teuerung, in Wahrheit war es 
nur ein Stelldichein für den Mob. Denn kaum waren alle versammelt, da wurde 
schon das Geschäft von Moses Marx geplündert. Nicht nur die Geschäftsräume 
wurden geleert, sondern auch eine Wohnung. Danach tranken sich die Plünderer 
weiteren Schnapsmut zu, und dann sollte das Geschäft von Jakob Marx daran 
glauben. Zwei Tage vorher war auch der Eisenbahnerstreik ausgebrochen. Auf 
der hiesigen Station versuchte ich tagelang Verbindungen nach Saarbrücken zu 
erhalten. Nachdem mir dieses gelungen war, begab ich mich auf den Heimweg. 
Auf der Kreuzung von Bettingen war das ganze Dorf versammelt. Als ich mich 
nach dem Zweck des Auflaufes erkundigte, wurde mir die Mitteilung gemacht, 
daß Moses Marx schon geplündert sei und nun der Jakob Marx an der Reihe sei. 
Meiner Aufforderung, dieses zu verhindern, kam man nicht nach. Es war die ge­
heime Parole ausgegeben worden, daß nur die Geschäfte und die Bauern ausge­
plündert werden sollten. Darum wurde ich gewarnt, dagegen zu wirken, da ich 
allein nichts ausrichten könne und zudem die Plünderer alle bewaffnet seien. 
Voller Unruh ging ich nach Hause, und bald darauf hörte ich die Fensterschei­
ben des Geschäftes von Jakob Marx klirren. Mittlerweile war es schon 11 Uhr ge­
worden. Gegen 12 Uhr wurde das Geschäft Biehl ausgeräumt. Jetzt endlich raff­
ten sich, wie mir dem anderen Tage erzählt wurde, einige gut gesinnte Bauern 
unter Anführung des Ackerers Feld (Hoffmanns Kulla) auf und schlugen mit 
Knüppeln drein, und so erreichte die Plünderung ein Ende, zumal dann gegen 
halb zwei Uhr telegrafisch herbeigerufene französische Hilfe eintraf. Große Wut 
herrschte über den hier selbst stationierten Wachtmeister Paffrath, der sich den 
ganzen Abend schön fein säuberlich zurückhielt. 

Die Vorgänge in Außen 

... . Im Oktober 1919 machten sich allenthalben neue Zuckungen der noch in 
Krämpfen liegenden Volksseele geltend. Plünderungen von Geschäftshäusern in 
der rohesten und brutalsten Weise waren an der Tagesordnung. Im Nachbarorte 
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Bettingen wurden mehrere Geschäftshäuser (Moses Marx, Jakob Marx, Joh. 
Biehl) ausgeplündert. Auch Außener Bürger beteiligten sich, wie sich nachher 
herausstellte, an diesen unerlaubten Handlungen. Auch für Außen waren Plün­
derungen geplant, die Bauern sollten ordentlich "gerupft" werden. Mehrere Bür­
ger baten und drängten mich, die Gründung einer Bürgerwehr in die Hand zu 
nehmen. Es gelang mir denn auch eine Wehr von etwa 40 Mann aufzustellen, die 
mit Gewehren, Revolvern p.p. bewaffnet war. Bei einbrechender Dunkelheit 
wurde die Wache im vorderen unteren Saale des alten Schulhauses bezogen. 

Von dort aus wurden während der Nacht Rundgänge durch das Dorf gemacht. 
Nach einigen Tagen wurden mir von den Franzosen 45 Karabiner mit Seitenge­
wehr und der zugehörigen Munition zugestellt. Nach etwa vier Wochen wurde 
die Wehr wieder aufgelöst, weil die Franzosen die Waffen wieder einforderten 
und die Angst vor weiteren Plünderungen sich gelegt hatte. 
Von der Plünderung an wurden tagtäglich Haussuchungen abgehalten und eine 
große Menge der gestohlenen Waren zu Tage gefördert, eingesammelt und an die 
beraubten Geschäftsleute abgeliefert. Auch eine Reihe Außener Bürger wurde 
wegen Diebstahl verhaftet und später zu 1, 2, 5 und 10 Jahren Gefängnis bzw. 
Zwangsarbeit verurteilt ... 

Anmerkungen: 
Prof. Dr. Karl Baus, Schmelz, erinnert sich noch gut an diese Ereignisse. Er hält den Ausdruck 
"Schmach", den der damalige Verfasser Rektor Schmitt verwendet, für falsch. Prof. Baus erinnert 
sich, daß nur ein geringer Teil der Bevölkerung, wie Rektor Schmid selbst festhält, sich an den Er­
eignissen beteiligt hat. 
Schmunzelnd erinnert sich Prof. Baus, wie er als junger Bursche von 14 Jahren dabei gestanden 
hat, als "Neckeis Schängel" dem Bürgermeister Quint und seinem Sekretär Simmet, ein unmittel­
barer Nachbar von "Schängei" , rote Bändchen an die Brust heftete. 
So ganz ernst s~hien "Schängei" .di7 Sac~e nicht genommen zu haben. Wer den "Schängei" noch 
gekannt hat, stimmt gerne zu, WIe Ihm dIeses Schelmenstück Freude gemacht hatte. 
Viel ernster schilderte mir Prof. Baus die Arbeit des Arbeiter- und Soldatenrates im November 
1918. Dieser Rat kontrollierte nicht nur auf dem Rathaus, er glaubte einfach alles kontrollieren zu 
müssen. Selbst die Bergleute, die von dejSchicht kamen, wurden aufgefordert, ihre Rucksäcke vor 
dem Rat zu öffnen. Erst vor dem energisch~ri Einschreiten des Vaters von Prof. Baus dem alten 
Baus Pit", mit seinem Bergmannstock (Gremmes) wichen die Kontrolleure. '" 

Gemeinderatswahl 1920 

Vor den Wahlen wurde bei einem ausbrechenden Streit der Gelegenheitsarbeiter 
Irsch von seinen Gegnern überfallen. Nachdem Irsch niedergeschlagen war, er­
hielt er noch mehrere Messerstiche, und an den erhaltenen Stichen ist er an inne­
rer Verletzung gestorben. (Es handelte sich um Johann Irsch, Ehemann von 
Gertrude geb. Schäfer, 44 Jahre alt, Bettingen, geboren in Körprich). 

Die am 11.07. stattgefundene Gemeinderatswahl rief alle Streiter auf den Kampf­
platz. Vier Parteien standen sich gegenüber. Zentrum, Bürgerliche Partei, Mehr­
heitssozialisten und Unabhängige. Hart standen sich die ersten 2 Parteien gegen­
über. 
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Namentlich wühlte Pfarrer Friesenhahn gewaltig, und er wütete gegen die bür­
gerliche Partei, weil diese ihm den Brei zu verderben drohte. Ob der Zweck er­
reicht wurde, wird die Zukunft lehren, denn gewählt wurden: 4 Sozialisten, 2 
Unabhängige, 4 Zentrum und 2 Bürgerliche. 

Es muß hier bemerkt werden, daß Pfarrer Friesenhahn sich mit allen Mitteln da­
gegen wehrte, daß ein Lehrer gewählt wurde. Welche Beweggründe ihn dazu 
trieben, ist unverständlich. Man mutmaßt, daß es seine Anhänglichkeit an den 
Bürgermeister Quint ist. 19 

12.12.1921 
Heute durcheilte die Schreckensnachricht unseren Ort, daß die Saarwellinger 
Pulverfabrik in die Luft geflogen sei. 

Gegen 11.00 Uhr vormittags ertönte ein gewaltiger Knall, und von dem Luft­
druck wurden hier die Schulfenster erschüttert. Wie sich herausstellte, war in der 
Nitrozelle Feuer ausgebrochen. Die Löschung wäre geglückt, wenn die Hydran­
ten in Ordnung gewesen wären. So aber kam das Feuer dem Behälter mit Spren­
göl zu nahe, wodurch die Explosion hervorgerufen wurde. Das Unglück ließ 13 
Tote und 32 Schwerverletzte auf dem Platz. Zehn Opfer hatte Saarwellingen zu 
beklagen, ein Opfer Hüttersdorf und zwei Opfer unser Ort. Am Samstag fand 
die Beerdigung in Saarwellingen, am Sonntag in Hüttersdorf und am Montag in 
Bettingen statt. Beide Verunglückten wurden in einem Grab beigesetzt. Aus allen 
Gegenden waren Trauergäste erschienen. Reden wurden keine gehalten. 20 

Die Verunglückten: 

Mathias Becker, Ehemann von Johanna Zenner, später verheiratet mit Willi 
Risch, Bettingen. 

Johann Groß, Wwer. von Katharina Eckert (Bruder vom "alten ledigen 
Großschneiders Heinrich"), Bettingen. 

Johann Groß, Ehemann von Barbara Schmidt (Wittfrau Bärbel).21 

Aus den Bürgermeistereiratsprotokollen 

08.12.1881 
Der Polizeidiener Johann Gimpel wird zur Anstellung bei der Bürgermeisterei 
für würdig erachtet. 
Ihm folgten die Polizeibeamten der Bürgermeisterei (also Kommunalbeamte ) 
Weidner, Gabriel, Licht, Paffrath. 
1921 wird Nikolaus Ruschel aus Limbach eingestellt und am 01.10.1937 in den 
Ruhestand versetzt. Seit diesem Zeitpunkt gibt es nur noch staatliche 
Polizeibeamte .22 
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14.07.1885 
Der Bürgermeistereirat wird über die Pensionierung des Försters Baden (Vater 
von dem nachfolgenden Förster Fritz Baden) gehört. Der Bürgermeistereirat 
erklärt: 
Nach unserer Ansicht ist der Förster Baden noch sehr rüstig und so gut zu Fuß 
wie kaum ein Förster in der Umgebung. Derselbe kann seinem Dienst, wenn er 
will, ausgezeichnet nachkommen. Ebenfalls ist es ein Irrtum anzunehmen, der 
Förster Baden käme wegen seines vorgerückten Alters seinem Beruf nicht mehr 
nach. Wir können uns für seine Pensionierung nicht aussprechen und glauben, 
wenn der Förster Baden seine Nebengeschäfte aufgibt, er mehr Zeit erübrigt, als 
zur Aufsicht unseres Waldes nötig ist. 

12.02.1890 
In Erwägung, daß der stellvertretende Standesbeamte Even aus Bettingen öfter 
abwesend ist und der andere stellvertretende Standesbeamte Dezes wegen seines 
Alters, besonders zur Winterzeit, öfter das Zimmer hüten muß, hat sich das Be­
dürfnis herausgestellt, einen 3. stellvertretenden Standesbeamten einzustellen, 
und wir schlagen den Lehrer Nikolaus Adam vor, er wird auch vom Landrat be­
stätigt. 

06.07.1891 
Der Bürgermeistereirat bewilligt zu den Grunderwerbskosten für den Bahnbau 
1.000 RM. Der Betrag ist auf die Gemeinden zu verteilen. 

09.10.1893 
Dem Arzt Dr. Pöhling wird die Armen- und ImpfarztsteIle in Bettingen übertra­
gen. 

23.01.1919 
Als Bedienstete werden genannt: Sekretär Kern, Assistent Trouvain, Gehilfe 
Gorges, Gehilfe Leidinger (Ley)osef genannt, aus Goldbach), Einnehmer 
Even. 

28.07.1919 
Ausgliederung der Bürgermeisterei Bettingen aus dem Kreis Saarlouis wird abge­
lehnt. 

27.12.1919 
Der Einnehmer a. D. Even erhält für die geleisteten Dienste 1.000 RM. 

11.01.1922 
1.000 RM Spende für die Opfer von Saarwellingen werden bewilligt. (Siehe U n­
glück auf der Pulverfabrik Saarwellingen am 12.12.1921). 
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17.05.1923 
Es wird mit dem Gastwirt Johann Birringer (Warken Schengel, Vater des späte­
ren Standesbeamten J osef Birringer) wegen Anmietung eines Kassenlokals ver­
handelt. Es handelt sich dabei um den Anbau an der Gastwirtschaft zur Seite 
der Lindenstraße, der Anbau wird die, ,Hott" genannt. Die Kasse zog aus dem 
Hause des bisherigen Einnehmers Johann Even in der Lindenstraße in das an­
gemietete Anwesen ein und verblieb hier bis zum Rathausanbau im Jahre 1928. 

17.11.1925 
Der Förster Fritz Baden wird in den Ruhestand versetzt. 

02.02.1926 
Förster Franz Becker wird Nachfolger von Baden. Er baut in der Borbetstraße 
ein eigenes Forsthaus. Mit dem Kaufmann Biehl soll über den Ankauf eines 
Geschäftshauses für Bürozwecke verhandelt werden. 

23.03.1926 
Die Angelegenheit Beschaffung von Büroräumen wird vertagt, bis zur Klärung 
wird auch die Sache Bauamt zurückgestellt. Der Antrag der Saarbrücker Zeitung 
und des Lebacher Anzeigers auf Anerkennung als Publikationsorgan wird abge­
lehnt. 

13.04.1926 
Mit dem Kaufmann Marx soll über den Ankauf des Hauses verhandelt werden 
(es handelt sich um das Anwesen Lindenstraße 2). 
Mit dem Baumeister von Schaffhausen soll verhandelt werden, ob ein Anbau am 
Rathaus möglich ist. 

21.09.1926 
Anbau an das bestehende Amtsgebäude wird beschlossen. 

Ein besonderes Schlaglicht auf das Verhältnis des Bürgermeistereirates zu ih­
rem Bürgermeister wirft folgende Episode: 
Am 28.11.1926 beschließt der Bürgermeistereirat unter Vorsitz des 1. Beige­
ordneten wie folgt: 
Den beiden Jubilaren (Quint und Simmet) soll ein Geschenk gemacht werden. 
Ein öffentliches Fest soll veranstaltet werden, alle Vereine der Bürgermeisterei 
werden eingeladen, die Kosten sollen durch freiwillige Spenden aufgebracht wer­
den (es handelt sich dabei um das Jubiläum des 25jährigen Bestehens der Bür­
germeisterei Bettingen). 

Der Bürgermeister Quint läßt in das Beschlußbuch folgendes eintragen: 
An den Herrn Beigeordneten Baden 
Wie ich aus dem soeben am Privateingang abgegebenen Protokollbuch der Bür­
germeisterei entnehme, hat heute eine Sitzung des Bürgermeistereirates stattge-
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funden, in der als Punkt 2 'Feier des 25jährigen Bestehens der Bürgermeisterei' 
behandelt worden ist. Infolge meiner derzeitigen Beurlaubung war die Festset­
zung der Tagesordnung ohne mein Wissen und mein Zutun erfolgt. Wenn ich im 
Dienst gewesen wäre, wäre Punkt 2 nicht auf die Tagesordnung gesetzt worden. 
Zu dem Beschluß selbst möchte ich bemerken, daß nach den heutigen Verhält­
nissen zur Begehung des 25jährigen Bestehens der Bürgermeisterei kein Anlaß 
vorliegt. Für meine Person lehne ich jede Feier, Geschenke usw. ab. Ich bitte den 
Bürgermeistereirat sobald als möglich hiervon Kenntnis zu nehmen. 

03.11.1927 
Das Projekt für den Rathausneubau wird anerkannt. Mit dem Gemeindebauamt 
Wadgassen, Baumeister Schon, wird verhandelt, das Projekt mit geringen Prei­
sen durchzuführen. Die Ausschreibung des Anbaues soll sofort erfolgen. Weitere 
Verhandlungen mit dem Kaufmann M arx werden nicht mehr geführt. 
Die Einstellung eines Gemeindebaumeisters wird vorerst abgelehnt. 

26.02.1934 
Das Bürgermeistereiratsmitglied Josef Biehl gibt bekannt, daß sich die bürgerli­
chen Parteien aufgelöst haben und unter der "Deutschen Front" zusammenge­
schlossen sind. 

10.05.1935 
Bei der Aufsichtsbehörde wird Antrag gestellt, die Stelle des in den Ruhestand 
getretenen Bürgermeisters bald wieder zu besetzen. Der 1. Beigeordnete Simmet 
(Oberamtmann) ist 60 Jahre alt 'fln4 will in den Ruhestand. Ein Herr Waldura, 
Kommissarischer Leiter des Arbeitsamtes, Außenstelle Bettingen, wird vorge­
schlagen. 

04.09.1935 
Die Sitzung wird geleitet von dem neuen 1. Beigeordneten August Ganster. Die 
Amtsältesten schlagen als Bürgermeister Leo Fleck aus Tholey vor. Der Beige­
ordnete Ganster wird ersucht, bei dem Kreisleiter der NSDAP für alsbaldige Be­
stellung zu sorgen. 
(Leo Fleck war Volkswirt aus Tholey. Daß er der NSDAP angehören mußte, 
war mehr als selbstverständlich. Ein bezeichnendes Schlaglicht auf die Verhält­
nisse wirft die Aufforderung an Ganster, den Kreisleiter für alsbaldige Bestel­
lung zu beauftragen und nicht etwa den für solche Aufgaben zuständige Land­
rat). 
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Es folgen einige wichtige Beschlüsse des Gemeinderates Bettingen:23 

17.09.1884 
Der Bürgermeister erläutert das Gesetz vom 5. Juni 1883 über die Krankenversi­
cherung der Arbeiter. Anweisung zur Ausführung dieses Gesetzes vom 
16.11.1883. Nach § 4 dieses Gesetzes hat die Gemeinde Bettingen die Gemeinde­
krankenversicherung einzuführen. Der Gemeinderat ist jedoch der Meinung, 
daß die Ortskrankenkasse sich nicht einführen lasse, weil eine zu geringe Anzahl 
von versicherungspflichtigen Personen vorhanden ist. 

25.05.1886 
Der Gemeinderat beschließt über die Verwendung der Polizeistrafgelder von 
786,99 RM wie folgt: 
200 RM für Reparatur am Schulhaus, 
150 RM für die neuen Schulbänke, 
200 RM neuer eiserner Trog für den Brunnen in Goldbach, 
200 RM für Wiesenwehr in der Bettinger Wiese. 

09.09.1887 
Für den Bau der Eisenbahn bewilligt die Gemeinde Bettingen 2.000 RM zu den 
Grunderwerbskosten. 

23.06.1889 
Folgende Feuerwehrgeräte werden angeschafft: 
30 m Schlauch 
2 Paar Messingverschraubungen 
50 Feuereimer 
12 Karabinerhaken 
3 Beleuchtungslaternen 
1 Einhakleiter 

insgesamt: 

78RM 
17 RM 

115 RM 
18RM 
16RM 
18 RM 

259RM 

Da unsere Gemeinde, wie aus beiliegender Nachweisung ersichtlich ist, in ärmli­
chen Verhältnissen lebt, so bitten wir, daß uns aus Provinzialmitteln 50 Mark be­
willigt werden. Da wir das Bedürfnis einer geschulten Feuerwehr einsehen, so be­
schließen wir, die Einnahmen der Hundesteuer 1889 der Feuerwehr zuzuführen. 

12.07.1890 
Der Antrag auf Marktgenehmigung am Dienstag nach dem 3. August wird ge­
stellt. 
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03.11.1890 
Die Vertretung, die für den Forst Bettingen, Außen, Gresaubach und Limbach 
zuständig ist, beschließt die Pensionierung des Försters Fritz Baden. Die Pen­
sionierung beginnt am 1.10.1890. Für ihn wird sein Sohn Friedrich Jakob Ba­
den, Förster in Barweiler, Kreis Adenau, gewählt. 

02.07.1891 
Für den Bau der Eisenbahnlinie Hermeskeil-Wemmetsweiler stellt die Ge­
meinde Bettingen das Gelände aus Gemeindeeigentum kostenlos zur Verfü­
gung. 

09.05.1910 
Für den Ausbau des Weges nach Gresaubach, Länge etwa 1200 Meter werden 
veranschlagt: 
Packlage mit Kies 
Anfuhr 
Sand 
Walzen 
Grabenaushub 

insgesamt: 

1.500,00 RM 
1.100,00 RM 

60,00 RM 
300,00 RM 
100,00 RM 

3.060,00 RM 

Der Neubau der Schule ist mit einem Kostenaufwand von 37.000 RM bereits in 
Angriff genommen. Hierfür sind erforderlich: 20.000 - 25.000 RM Darlehen 
(es handelt sich um die neue Schule in der heutigen Saarbrücker Straße). 

Der Wasserleitungsbau ist bereits beschlossen. Der Kostenanschlag bewegt 
sich bei 60.000 RM. 

rl.12.1910 
Zur Deckung der Ausgaben für den Schulhausneubau wird bei dem Gutsbesit­
zer Nikolaus Fries aus Gresaubach ein Darlehen von 25.000 RM aufgenommen 
bei 4%iger Tilgung. 

16.05.1912 
Der Wege ausbau von Gresaubach wird der Fa. Dittgen zum Preis von 2.419,00 
RM übertragen. 

06.07.1912 
Die Kosten der Hausnumerierung werden von der Gemeinde übernommen. 
Die Numerierung erfolgt durchgehend ohne Straßenbenennung. 
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26.08.1912 
Geländeankauf für die Wasserversorgung wird beschlossen (es handelt sich um 
die Grundstücke am Wölzenhorn, hier wurde der Brunnen gefaßt und dann in 
einen Hochbehälter im heutigen Industriegebiet an der B 268 geleitet). 

14.04.1913 
Der Schneider Matthias Schmitt liefert die Feuerwehruniformen (Matthias 
Schmitt war der Großvater von Helmut Schmitt, genannt Kewes). 

14.04.1914 
Mit dem Jakob Bernarding wird ein Abkommen getroffen über die Anlage ei­
ner Sandgrube "Am Kirchberg" (es handelt sich um das heutige Anwesen 
Scheid Arnold und seiner Schwester (man kann heute noch deutlich feststellen, 
wie tief das Grundstück abgetragen worden ist). 

22.11.1919 
Der Gemeinderat setzt die Lustbarkeitssteuer wie folgt fest: 
1. an Silvester, Fastnachtssonntag und -Montag, Pfingstmontag, 2 

Tage der Hauptkirmes und 2 Tage der Martinikirmes pro Tag 
3.Fastnachtstag und Ostermontag 
an allen anderen Tagen 
Jeder bis jetzt bestehende Verein erhält eine Tanzlustbarkeit zu 
einem Satz von 
jedoch nur dann, wenn weder Eintrittsgelder noch Kosten erho-
ben werden. 

2. Für eine künstlerische Veranstaltung für den Tag 
3. Für ein Konzert oder eine Theaterveranstaltung durch einheimi-

50RM 
100RM 
300RM 

50RM 

50RM 

u~~~~ ~RM 
durch fremde Vereine 300 RM 
Für Gesangs- und deklamatorische Vorträge 50 RM 

4. Veranstaltung von Seiltänzen 30 RM 
Schiff-Schaukel oder Karussell 200 RM 
für das Halten einer Würfelbude oder Drehapparat 100 RM 
für eine Schießbude 100 RM 
Öffentliche Belustigungen der vorher nicht genannten Art 30-50 RM 
für das Maskieren mit oder ohne Gesichtsmaske für den Tag 5 RM 

Gleichzeitig beschließt der Gemeinderat den Erlaß der Gemeindehundesteu­
erordnung, und zwar 10 RM jährlich pro Hund. 

28.07.1919 
Die Gemeinde Bettingen übernimmt den gesamten Friedhof in Bettingen al­
lein, wenn die Gemeinde Außen bedingungslos und kostenlos Gelände abtritt 
(es handelt sich um den Friedhof in Bettingen, auf dem die Toten der Pfarrei 
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Bettingen mit Gresaubach und Außen beerdigt worden sind). Mit Ausscheiden 
von Gresaubach und Außen aus der Pfarrgemeinde Bettingen wurden eigene 
Friedhöfe in Gresaubach und Außen angelegt. 

20.10.1919 
Erstmals wird über die "Plünderungsschäden" (siehe hierzu "Spartakus in Bet­
tingen und Außen") verhandelt. Es soll abgewartet werden, was in dieser Sa­
che geschieht. Der Bau von Wohnungen für französische Polizeibeamte wird 
abgelehnt, da die Gemeinde kein geeignetes Gelände hat. 

21.12.1919 
Über die Plünderungssache Moses Marx wird erneut verhandelt. Ein Ergebnis 
ist jedoch im Protokollbuch nicht festgehalten. 

15.03.1920 
Geländeverkauf an die Firma Groß (heutige Bettinger Hartsteinwerke ) Flur 1, 
Parzelle Nr. 409/258,28,20 AR, Preis 10 RM pro Rute (1 Rute = 14 m2 , es han­
delt sich hier um den ersten nachweisbaren Verkauf von Gelände an die Bettin­
ger Hartstctll werke). 

14.12.1920 
Der Antrag der Gemeinde Außen auf Anschluß an die Bettinger Wasserleitung 
wird vorerst zurückgestellt. Es sollten 15 Jahre vergehen, bis die Verhandlun­
gen zwischen Bettingen, Außen und Hüttersdorf zur Bildung des Wasserver­
sorgungszweckverbandes Schmelz-Hüttersdorf kamen. 

19.12.1921 
Der Vorsitzende wird beauftragt, Schritte zu unternehmen, daß allmonatlich 
ein Krammarkt und jede Woche ein Schweinemarkt abgehalten werden kann. 

19.05.1922 
Der Gemeinderat befaßt sich erneut mit der Marktfrage, nachdem der Antrag 
vom 19.12.1921 nicht genehmigt worden ist. Der Gemeinderat hat folgenden 
Beschluß gefaßt: 
Er müsse sein lebhaftes Erstaunen darüber zum Ausdruck bringen, daß Ermitt­
lungen über das Bedürfnis von Bettingen zur Abhaltung eines Marktes stattge­
funden haben, ohne daß man es auch nur für nötig gehalten hat, bei diesen Er­
mittlungen der Gemeinde Gelegenheit zu geben mitzuwirken, um auf alle für die 
Prüfung des Bedürfnisses in eine der Interessen der Gemeinde nachhaltig wir­
kenden Weise hinzuweisen. Der Gemeinderat bittet, daß ihm diese Feststellungen 
mitgeteilt werden, damit es ihm möglich wird, diese auf ihre Richtigkeit zu über­
prüfen. Der Gemeinderat weist dann darauf hin, daß man Gemeinden, die in 
weit günstigeren Verhältnissen stehen und Märkte schon in früheren Jahren ge­
habt haben (z.B. Eppelborn und Wemmetsweiler), die Genehmigung ohne Be­
denken und anstandslos erteilt hat. 
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06.07.1922 
Franz Bernarding erhält das zum Neubau erforderliche Gelände Flur 14 Nr. 
857 aus 106 und andere zum Preise von 4,50 RM pro Quadratmeter (es handelt 
sich um die heutige Eisenecke Hoffmann). 

Der Plünderungsprozeß Marx Moses, Jakob Marx und Hedwig Marx hat sich 
über mehrere Jahre erstreckt. Am 12.5.1923 hat der Gemeinderat einem Ver­
gleich zugestimmt. Moses Marx erhält 5.000 RM, Jakob Marx erhält 8.500 RM 
und Hedwig Marx erhält 2.500 RM. Gegen die Plünderer wird nicht weiter vor­
gegangen. 

14.10.1923 
Der Markt ist genehmigt, Markttag ist der Freitag jeder Woche. 

14.09.1927 
Brückenbau Michelbach: 
Der Brückenbau am Bahnhof Michelbach wird eingehend beraten. An der Be­
ratung hat sich auch ein Vertreter der Bettinger Hartsteinwerke GmbH betei­
ligt, und der Gemeinderat kam einstimmig zu folgendem Beschluß: Dem Bau 
der Brücke wird zugestimmt unter der Voraussetzung, daß die Deckung der Ko­
sten der beteiligten Körperschaften (Gemeinde usw.) sicherzustellen ist. Eine Be­
lastung der Gemeinde Bettingen durch Bau und Unterhaltungskosten in einer die 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde beeinträchtigenden Weise darf nicht befürchtet 
werden. Der Vorsitzende soll in dieser Frage durch Verhandlungen mit den be­
teiligten Körperschaften Klarheit schaffen und demnächst dem Gemeinderat 
hierüber Bericht erstatten. 

21.09.1927 

Die Erwerbslosen werden in der Gemeinde mit Straßenbauarbeiten beschäf­
tigt, wobei ein Stundenlohn von 3 Franc 50 festgelegt wird. Desgleichen wurde 
beschlossen, in Goldbach ein Pumpenhaus zu errichten. 

10.03.1928 
Es wird beschlossen, daß der Weg nach Limbach vorwiegend durch Arbeitslose 
ausgebaut wird. 

Im Namen der Zentrumsfraktion beantragt das Mitglied Baden folgende Reso­
lution wegen des Straßenbaus nach Gresaubach einzutragen: Schon vor mehre­
ren Jahren hat der Gemeinderat beschlossen, daß der Weg nach Gresaubach, der 
die einzige Verbindung von Gresaubach nach Bettingen darstellt, als Kreisstraße 
ausgebaut und auf den Kreis übernommen werden möge. Bis heute wartet der 
Gemeinderat noch auf ein Projekt. Noch viel weniger ist an einen Ausbau zu 
denken. Statt dieses Weges wurde aber ein vollständig neuer Weg nach Gresau-
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bach vom Kreistag beschlossen, und es findet sich dieser Ausbau auch bereits in 
der Ausführung. Die Kosten, die dem Kreis dafür entstehen, sind dem Gemein­
derat nicht bekannt, doch dürfen sich die Gesamtkosten über 2 Millionen Fran­
ken belaufen. Wenn dieser Weg bis Lebach durchgeführt ist, werden geschäftli­
che Beziehungen zu Bettingen, die von altersher bestanden, vollständig gelöst, 
und der ganze Verkehr wird sich nach Lebach hinziehen. Es kann und darf nicht 
der Wille eines Kreises sein, eine seiner Gemeinden zu benachteiligen, während 
die andere durch dieselbe Baumaßnahme bevorzugt wird. Der Weg von Bettin­
gen nach Gresaubach hätte bedeutend geringere Kosten als der nach Lebach ver­
ursacht. Die Gemeinde Bettingen, die doch sicherlich ihren Anteil an der Kreis­
steuer bezahlt wie die übrigen Kreisgemeinden auch, hat bisher noch zu keinem 
gemeinnützigen Zweck Kreisbeihilfe erhalten, und doch glaubt sie, daß sie die­
selben Ansprüche wie die anderen Gemeinden des Kreises haben kann und darf. 
Der Gemeinderat beschließt daher erneut, daß der Weg nach Gresaubach als 
Kreisstraße ausgebaut und übernommen wird. Der Gemeinderat bittet den Kreis­
tag dringend, diesen Wunsch doch endlich durchzuführen und den Straßenbau 
in das nächste Straßenbauprogramm aufzunehmen. (Dieser Wegeausbau: Bet­
tingen - Gresaubach bzw. dessen Projektierung zog sich über Jahre hin. Der 
Verfasser kann sich noch gut entsinnen, daß die Straße bereits festgelegt und 
abgesteckt worden ist. Die Straße sollte vom heutigen Hof Schedler, Dyon, 
ausgehen und in Bettingen neben dem Autohaus Jenal in die B 268 einmün­
den). Es kam, wie es kommen mußte. Ehe die Bettinger Gemeinderäte hin und 
her verhandelt hatten, hatte die Gemeinde Lebach den Bau der Straße Gresau­
bach nach Lebach über Rümmelbach, Niedersaubach durchgesetzt. 

03.05.1928 
Zur Behebung der Arbeitslosigke~t wird die Primsregulierung dringend befür­
wortet. 

29.07.1928 
Die Firma Dittgen erhält den Auftrag zur Regulierung der Prims, wobei alle 
Arbeitslosen der Gemeinde Bettingen beschäftigt werden müssen. 

10.02.1932 
Als Wandergewerbetreibende werden aufgeführt: 
1. Susanna Haben (Haben Sus, wohnte in der Goldbacher Str. neben Anna 

Alexander) . 
2. Maria Wagner (Hunnessen Mie genannt). 
3. Alexander Anna (Mutter von Anni Erbei). 
4. Katharina Mohr (Mohr Kat, Schwester von Alexander Anna). 
5. Anna Klos (Mutter von Walter Klos). 
6. Anna Boggian (Mutter von Frau Erika Krämer) wohnte in Goldbach in der 

Ambetstraße. 
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16.03.1933 
Es wird erneut um den Ausbau des Weges entlang der Bahn zum Hartstein­
bruch Horst beraten. Es handelt sich um die heutige Ambetstraße. 

Die Mitglieder der NSDAP-Fraktion stellen den Antrag auf Unterstützung 
derjenigen, die sich zum freiwilligen Arbeitsdienst ins Reich begeben. Mit 9 ge­
gen 5 DKP-Stimmen erhalten sie einmalig 100 Franken. 

25.11.1933 
Der Vorsteher Georg Scherer gibt bekannt, daß sich die Fraktion des Zen­
trums und der bürgerlichen Fraktion zur "Deutschen Front" zusammenge­
schlossen haben. 

01.02.1935 
Der Beigeordnete Ludwig eröffnete die erste Sitzung nach der siegreichen Volks­
abstimmung und dankt der Bevölkerung sowie den Gemeindevertretern und der 
Verwaltung für den restlosen Einsatz bei den umfangreichen Arbeiten. Sodann 
wird die Annahmeerklärung der Ehrenbürgerschaft des Führers verlesen, wofür 
die Vertretung einstimmig dankt. 

Die Pflanzung von 2 Eichen zum dauernden Andenken an die Rückkehr ins 
deutsche Vaterland wird einstimmig beschlossen. 

Der Gemeinderat beschließt hierzu, an die Straßenbauverwaltung heranzutreten 
und um Überlassung des vor dem Anwesen Jenal gelegenen, ungenutzten Platzes 
zu bitten. 

Sodann werden die Straßen umbenannt: 
1. Bahnhofstraße in "Adolf-Hitler-Straße" 
2. Friedrich-Ebert-Straße (Zerrstraße) in "Von-Hindenburg-Straße" 
3. Marktstraße in "Horst-Wessel-Straße" 
4. Marktplatz in "Horst-Wessel-Platz" 
5. Gresaubacher Straße in "Hermann-Göring-Straße" 
6. Mühlenbergstraße in "Jakob-Johannes-Straße" 
7. letztlich wurden für die Anbringung des Transparentes: "Wir kehren heim" 

die Kosten von der Gemeinde übernommen. 

01.04.1935 
Bezüglich der Primsregulierung beschließt der Gemeinderat den Beitritt zu der 
"Genossenschaft der Primsregulierung" und die Beteiligung an dem für die Ge-

. samtkosten notwendigen Anleihebetrag vorbehaltlich eines noch später zu ver­
teilenden Vereinbarungsmaßstabes. Die Bildung der Genossenschaft der Ufer­
eigentümer ist bald durchzuführen. 
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03.09.1935 
Die Frage der Wasserversorgung zwischen Bettingen, Außen und Hüttersdorf 
wird erörtert und wie folgt beschlossen: 
Der Gemeinderat ist mit dem Projekt einverstanden. Zur Durchführung dessel­
ben beschließt der Gemeinderat, mit den beteiligten Gemeinden Außen, Hütters­
dorf und Primsweiler gemeinsam einen Zweckverband zu bilden und das erfor­
derliche Darlehen von 240.000 RM aufzunehmen, das auf die einzelnen Gemein­
den anteilmäßig zu verteilen ist. Die Gemeinde Primsweiler ist dem Zweckver­
band jedoch nicht beigetreten. 

Zur Erinnerung werden hier die Ergebnisse der vorletzten "freien" Gemeinde­
ratswahl aufgezeigt. Besonders zu vermerken ist dabei, daß in Bettingen die 
"Bürgerpartei" nicht kandidierte. 

Die kommunistische Partei brachte es im Aufwind auf stattliche 25 %. 

Bettingen 

Außen 

Bettingen 

Außen 

Resümee: 

Bettingen: 

Außen: 

Gemeinderatswahl 1926 

Wahlberechtigt abgegebene Stimmen gültig 

1056 770 72,09% 724 94,02% 

1312 829 63,18% 801 96,73% 

2368 1599 67,52% 1525 95,37% 

Zentrum Bürgerpartei Kommunisten Verschiedene 

350 48,34% 98 13,54% 276 38,12% 

246 30,71% f23'. 15,30% 200 24,97% 232 28,96% \ ... r 
596 39,08% 123 8,07% 298 19,54% 508 33,08% 

Die Wahlbeteiligung betrug rund 73%. Für heutige Ver­
hältnisse eine geringe Wahlbeteiligung. 
Ungültige Stimmen: relativ wenige. 

Die Wahlbeteiligung lag rund 10% unter der von Bettingen. 
Die Zahl der ungültigen Stimmen lag noch etwas höher 
als in Bettingen. 
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Einige Angelegenheiten der Pfarrei St. Stephan sollen noch festgehalten 
werden24 . Wenn ich Pfarrer Pesch (1843 -1859) in einem anderen Zusammen­
hang erwähnt habe, so muß man seinem Wirken in der großen Landpfarrei 
Bettingen nachspüren. Hierzu zitiere ich Prof. Dr. Karl Baus25

. 

1843 - 1859: Pfarrer Valentin PESCH 
Das Problem der Erweiterung der Pfarrkirche hatte Cannive seinem Nachfolger 
überlassen, dem erst 36 Jahre alten, energiegeladenen Valentin Pesch, der sich 
noch manch anderen Aufgaben gewachsen zeigen sollte. In ihm tritt eine der pro­
filiertesten und eigenwilligsten Persönlichkeiten vor uns hin, die je die Geschicke 
der großen Landpfarrei Bettingen zu lenken hatten. Der vom Oelwerhof in der 
Pfarrei Preischeid (Kreis Prüm) stammende selbstbewußte und geweckte Bau­
ernsohn hatte spielend die Gymnasialklassen und das Studium der Theologie 
hinter sich gebracht. Da er beim Abschluß seiner Studien erst 21112 Jahre alt war 
und somit noch nicht das erforderliche Weihealter besaß, ging er noch für ein 
Jahr an die Universität Bonn. Mit päpstlicher Dispens empfing er dann im Alter 
von 221/2 Jahren die Priesterweihe, wurde bereits mit 27 Jahren Pfarrer in Hei­
denburg und trat am 21. Juni 1843 mit jugendlichem Schwung seine Stelle in Bet­
tingen an. Schon am folgenden Tag schrieb er die erste Seite eines "Journal", in 
das er Abschriften aller wichtigen "Kirchen- und Schul-Sachen" eintrug, die er 
entweder verfaßt hatte oder die bei ihm eingingen, eine erstklassige Quelle, deren 
zweiter Band (für die Jahre 1854 bis 1859) leider bis heute nicht w~edergefunden 
werden konnte. Schon in kürzester Frist hatter er sich einen guten Uberblick über 
alle brennenden Probleme der Pfarrei verschafft, die bei seinem Amtsantritt etwa 
3100 Seelen zählte. Ohne Zögern und mit unleugbarem Geschick packte er sie 
der Reihe nach an. 

Zunächst wandte er seine Aufmerksamkeit den kirchlichen Gebäuden und dem 
sonstigen Besitz der Pfarrei zu. Schon im zweiten Jahr seiner Tätigkeit führte er 
eine durchgreifende Renovation der Außener Kapelle durch, bei der nur der alte 
Turm erhalten blieb. In der von ihm erneuerten Form blieb die Kapelle denn 
auch bis zu ihrer Umwandlung in die Notkirche von 1914 bestehen. Weit mehr 
lockte ihn aber der Erweiterungsbau der Bettinger Pfarrkirche, für den manche 
Vorverhandlungen zu führen waren. Diese wurden von Pastor Pesch mit überle­
gener Umsicht geführt, wobei ihm eine ausgezeichnete Kenntnis s?wohl ~er 
kirchlichen wie der staatlichen Bestimmungen zur Verfügung stand. Dle ErweIte­
rung der Kirche war nur in der Form möglich, daß man in den saalartig langge­
zogenen Hallenbau vor dem Chor ein Querschiff einschob und dem Gotteshaus 
so die Form eines Kreuzes gab. Weiteren Raum gewann man noch durch eine 
großzügig angelegte Empore, die direkt an den Turm anschloß. Den Plan ent­
warf die staatliche Baubehörde in Saarlouis bei einem Kostenanschlag von 8000 
Talern. Es ist ein Genuß, die Stellungnahme von Pastor Pesch zu diesem Plan zu 
lesen und zu beobachten, mit welchem Geschick er ihm wünschenswert scheinen-
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de Verbesserungen vorschlägt und sie auch durchsetzt. Dabei war ihm der dama­
lige Landrat von Saarlouis eine willkommene Hilfe, der den Bettinger Pfarrherrn 
stets hochschätzte und auch seinen Anliegen vielfache Förderung zuteil werden 
ließ. Weniger gut waren die Beziehungen zu dem damaligen Bettinger Bürger­
meister Franken, der gegen den Erweiterungsbau eingestellt war und dem Pastor 
auch sonst manche Schwierigkeiten zu bereiten suchte. Den genehmigten Bau­
plan hielt er vier Monate lang auf dem Bürgermeisteramt zurück, bis der Pastor 
an höherer Stelle wirksame Beschwerde einlegte. 

Die Pfarrei hat ihren Pastor bei dem Vorhaben mit Begeisterung unterstützt, zu­
mal bei der gerade im Baujahr 1847/48 vorhandenen Arbeitslosigkeit vielen Fa­
milienvätern durch die Mitarbeit am Neubau eine willkommene Verdienstmög­
lichkeit geboten wurde. Nach einem Jahr war das Werk vollendet, und die Ge­
meinde begrüßte mit Jubel den Bischof Arnoldi, als er am 26. Mai 1850 zur Kon­
sekration nach Bettingen kam. 

Des weiteren war Pastor Pesch ein äußerst exakter und kluger Verwalter des Kir­
chen- und Pfarrvermögens. Unter ihm haben die wohlhabenderen Familien der 
drei Gemeinden der Pfarrei eine beachtliche Zahl von Stiftungen für Jahrge­
dächtnisse gemacht; die dabei eingezahlten Stiftungs kap italien legte er in Wertpa­
pieren oder Grundbesitz für die Kirche an und schaffte damit in etwa Ersatz für 
den Besitz, der durch die Französische Revolution verlorengegangen war. So 
ließ er 1846 durch den Kirchenvorstand eine über drei Morgen große Wiese aus 
dem Besitz der Bettinger Schmelz für 300 Reichstaler ankaufen, die einen guten 
Pachtzins einbrachte: diesem Erwerb folgte 1859 ein ähnlicher für 190 Taler. 
Den Pfarrgarten vergrößerte er durch Ankauf einer kleinen Wiese, von der aller­
dings ein Teil dem Erweiterungsbau der Kirche zum Opfer fiel. Nach der Sorge 
der Kirche gehörte das besondere Interesse des Pfarrers Pesch den Schulverhält­
nissen seiner Pfarrei. Nach dem avs 4en protestantischen Gebietsteilen übernom­
menen Brauch der preußischen Sch{:Uverwaltung wurde auch in den Rheinlanden 
meist der jeweilige Pfarrer zum Qrtsschulinspektor bestellt, das Vertrauen der 
Regierung übertrug Pesch aber auch dazu noch die Schulinspektion für einen 
größeren Bezirk, zu dem u. a. die Orte Lebach, Limbach und Hüttersdorf gehör­
ten. Den damit gegebenen Aufgaben und Pflichten hat er sich mit solcher Begei­
sterung, Gewissenhaftigkeit und Sachkenntnis gewidmet, daß jede Darstellung 
der Schulverhältnisse an der unteren Prims um die Mitte des 18. Jahrhunderts 
seinem Wirken eine zentrale Bedeutung zuschreiben muß. Hier können nur eini­
ge Hinweise für seine Tätigkeit an den Schulen seiner Pfarrei gegeben werden. 
Bei seinem Amtsantritt mußte er feststellen, daß etwa 50 Prozent der schulpflich­
tigen Kinder am Unterricht teilnahmen, die übrigen wurden von ihren Eltern oft 
UliS den geringfügigsten Gründen zu Hause behulten. In wenigen Wochen bot 
sich ein völlig neues Bild dar. Pesch verlangte vom Lehrpersonal pünktlichste 
Einsendung der Versäumnislisten, die er dann mit seiner Stellungnahme an das 
Bürgermeisteramt weiterleitete, und in unentschuldbaren Fällen bestand er uner-
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bittlich auf der Bestrafung der säumigen Eltern. Durch unermüdliche Teilnahme 
am Unterricht der einzelnen Klassen suchte er sich ein begründetes Urteil über 
die Qualitäten der Lehrpersonen zu bilden. Wer seine Pflicht tat und gediegene 
Leistungen aufwies, hatte an ihm einen entschiedenen und einflußreichen Förde­
rer, wer nachlässig oder seiner Aufgabe nicht gewachsen war, fand keine Gnade 
bei ihm. Man kann es nachfühlen, daß mancher Lehrer unter diesem Schulin­
spektor zuweilen gestöhnt hat, aber eine Tatsache mag sie doch immer wieder mit 
ihm versöhnt haben: wenn sie ihn in einer Notlage um seine Hilfe angingen, hat 
er sich selten versagt. Zahlreich sind die Gesuche, die er für seine Lehrer an die 
staatlichen Behörden schrieb oder befürwortete, und in den meisten Fällen hatten 
sie auch Erfolg. Es ist ergreifend zu lesen, wie er einem hoffnungslos an Tuber­
kulose erkrankten Lehrer aus Limbach beistand. Jahr für Jahr kam eine Eingabe 
an den Landrat nach Saarlouis, in denen er die Mittel für Bücher und sonstige 
Schulutensilien für arme Kinder erbat. Das Interesse für die Schulen suchte er in 
der Öffentlichkeit durch besonders feierliche Gestaltung der jährlichen Ab­
schlußprüfungen zu wecken: den betreffenden Termin gab er von der Kanzel 
herab bekannt und lud dabei Eltern und Verwaltung dazu ein. In Bettingen und 
Außen wurden unter seiner Amtsführung je eine neue Klasse eingerichtet, die die 
Lehrerinnen Helena Jung aus Merzig bzw. Maria Ehses aus Zeltingen übernah­
men. Es ist kein Zweifel, daß das Schulwesen der Pfarrei Bettingen unter Pastor 
Pesch eine deutliche Entwicklung nach oben zu verzeichnen hatte. 

Nach dem Gesagten kann es nicht verwunderlich scheinen, daß Pastor Pesch 
auch sonst innerhalb der Pfarrei ein strenger Hüter von Zucht und Sitte gewesen 
ist. Er war nicht der Mann, der Verstöße gegen die Disziplin in und außerhalb 
der Kirche einfach hingenommen hätte. Als einmal ein junger Mann aus Hütters­
dorf den Sonntagsgottesdienst störte, hat er ihn unverzüglich der Polizei gemel­
det und auf einer strengen Bestrafung bestanden. Mit Entschiedenheit hat Pesch 
auch die Erfüllung seiner Pfarrerrechte gefordert wie z.B. Instandhaltung des 
Pfarrhauses durch die Gemeinde. Als die wohlhabendste seiner Gemeinden, 
Gresaubach, einmal die ihm zustehende Abgabe an Brennholz nicht leistete, hat 
er für unser heutiges Empfinden allzu schroff nicht eher geruht, bis ihm dafür ei­
ne entsprechende finanzielle Entschädigung gewährt wurde. Die Pfarrei war sich 
ohne Zweifel im klaren darüber, daß sie einen strengen Herrn hatte, den man ge­
wiß mit allem Respekt grüßte, wenn er auf seinem eigenen Pferd durch den Ort 
auf die Filialen zu seinem Dienst oder zum Besuch der Schulen ritt. Er war noch 
der Typ des Seelsorgers mit den Überzeugungen aus der Zeit des Absolutismus, 
dem der Führungsanspruch innerhalb seiner Pfarrei eine Selbstverständlichkeit 
war. Grundsätzlich wurde allerdings dieser Anspruch in den damaligen ländli­
chen Verhältnissen auch ohne viel Widerstreben bejaht. 

Dieses Bild des strengen Pfarrers Pesch wird aber erfreulich gemildert durch ei­
nen echt priesterlichen Zug seines Wirkens, den der Chronist pflichtgemäß schil­
dern muß. Pastor Pesch hatte ein warmes Herz für die Armen und hat sich un-
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entwegt für die Besserung ihrer Lage bemüht. Abgesehen von den wenigen gutsi­
tuierten Bauernfamilien in seinen Gemeinden und den reichen Besitzern der 
Schmelzer Werke, lebte die größte Mehrheit der Angehörigen seiner Pfarrei gera­
de um die Mitte des 19. Jahrhunderts in gedrückten Verhältnissen. Es ist bezeich­
nend, daß die Sonntags kollekten in der Bettinger Pfarrkirche, die damals etwa 
für die Witwen verstorbener Lehrer, für arme Theologiestudenten, für den Köl­
ner Dombau gehalten wurden, oft gar nichts, hier und da einige Silbergroschen 
einbrachten. Als Mitte der vierziger Jahre eine bedrohliche Hungersnot einsetzte, 
berief Pfarrer Pesch aus eigener Initiative eine Kommission ein, die unter seinem 
Vorsitz einen Plan aufstellte, wie den notleidenden Familien seiner Pfarrei gehol­
fen werden könnte. Er teilte diese Familien in zwei Klassen ein und forderte in 
einer eindrucksvollen Eingabe an die Regierung in mutiger Sprache für die eine 
Klasse unentgeltliche Lieferung von Mehl und Korn, für die andere Klasse das 
Gleiche zu einem wesentlich verbilligten Preis, dessen Zahlung zudem noch zu 
stunden sei. Über 40 Familien der Pfarrei sind damals nach Amerika ausgewan­
dert. Pastor Pesch stand ihnen mit Rat und Tat zur Seite. Bei armen Familien 
verzichtete er auf die ihm zustehenden Gebühren für Taufen, Begräbnisse oder 
Dispensgesuche. Vielleicht spürt mancher Leser dieser Chronik den gleichen 
Wunsch, der dem Chronisten beim Studium seines Wirkens kam: diesen Pastor 
von Bettingen hätte ich kennen lernen mögen! 

Die rastlose Arbeit in der großen Pfarrei, zu der zeitweise noch die Verwaltung 
der Pfarrei Limbach hinzukam, hatte die Gesundheit von Pfarrer Pesch so ge­
schwächt, daß er im Frühjahr 1859 einen bedrohlichen Zusammenbruch seiner 
Kräfte erlitt. Mit seinem gewohnten Geschick erreichte er damals die Einrichtung 
einer dauernden Kaplansstelle in Bettingen und hoffte, infolge dieser Erleichte­
rung seine alte Schaffenskraft wiederzugewinnen. Da aber keine entscheidende 
Besserung eintrat, meldete er sich.im Sommer des Jahres auf die kleine Pfarrei 
Besch, wo er acht Jahre blieb. FiJ's~arb als Pfarrer von Polch auf dem Maifeld 
am 9. Juli 1880. . ~.: f 

Schreiben des Kirchenrechners von Außen vom 6. Dezember 1847: 
Gemäß Verordfl.l:!:ng des bischöflichen Generalvikariats von Trier vom 31. 0 kto­
ber 1846 macht der Unterzeichnete Sie hiermit aufmerksam, daß die Obligation* 
zum Nutzen der Kirche von Bettingen vom 13. Januar 1818 bald 30 Jahre alt 
wird. Sie werden hierdurch aufgefordert, bis längstens zum 10. Januar 1848 der 
Kirchenfabrik einen neuen Akt zu geben oder ich fände mich notgedrungen, 
durch einen Gerichtsvollzieher einen Akt zustellen zu lassen. 

Das Schreiben ist gerichtet an den Pfarrer von Bettingen und an den Kirchen­
rechner Lenhof von Bettingen. 

* Unter dem Begriff "Obligation" muß man hier wohl verstehen daß die Ge­
meinde Außen der Pfarrei St. Stefan gegenüber die Verpflichtun'g zu Geldlei-
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stungen eingegangen ist. Dafür hatte die Pfarrei die Pflicht zur Betreuung der 
Pfarrangehörigen der Gemeinde Außen. 
Anscheinend war der Vertrag der Pfarrgemeinde St. Stefan sehr zuträglich, 
und sie sah daher keinen Anlaß zur Änderung. 

Denkschrift der Pfarrei "St. Stephan" zum The­
ma "Kirchenkampf"25 
Hoher Reichstag! 

Seit mehr als 18 Jahren steht nunmehr das Gesetz in Kraft, durch welches der Or­
den der Gesellschaft Jesu "und die ihm verwandten Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen" vom Gebiete des Deutschen Reiches ausgeschlossen wurden. 

Dieses Gesetz bezeichnete den Beginn jenes unglückseligen Kampfes, welcher 
soviel Unheil und Verbitterung im deutschen Vaterlande zur Folge gehabt hat 
und lediglich den zersetzenden Bestrebungen der Gegenwart zu Gute gekommen 
ist. Das Gesetz wurde erlassen gegen den entschiedenen Einspruch der ihrer Kir­
che treuen katholischen Bevölkerung des Deutschen Reiches, welche auch später 
keine Gelegenheit versäumt hat, diesen ihren Einspruch zu erneuern. 

Zu dem von dem Konflikt zwischen Staat und Kirche am schwersten betroffenen 
preußischen Staate hat seitdem eine Revision der kirchenpolitischen Gesetzge­
bung der 70er Jahre stattgefunden, welche zwar einen dauernd befriedigenden 
Zustand nicht hergestellt, aber doch die mit dem Rechte und der Freiheit der ka­
tholischen Kirche unverträglichsten Bestimmungen beseitigt und ja den Zugang 
zum Frieden wieder eröffnet hat. Auch an der kirchenpolitischen Gesetzgebung 
des Deutschen Reiches sind Änderungen vorgenommen, namentlich ist das Prie­
sterausweisungsgesetz nach wiederholten dahingehenden Beschlüssen des 
Reichstages endlich aufgehoben worden. 

Eines der schlimmsten Überbleibsel aus einer Kampfesperiode, deren völligen 
Abschluß alle Freunde des Vaterlandes nur herbeisehnen können, ist das Gesetz 
vom 1. Juli 1872. 

Durch dasselbe werden Orden vom Deutschen Reiche ausgeschlossen, welche 
sich des größten Ansehens unter der katholischen Bevölkerung erfreuen, deren 
Mitglieder durch wissenschaftliche, seelsorgliche und soziale Tätigkeit im Deut­
schen Reiche wie in den auswärtigen Missionen reiche Verdienste sich erworben 
haben und deren Wiederzulassung gerade unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
von den wohltätigsten Folgen sein würde. Es ist uns nicht unbekannt, daß in ei­
nem Teil der nichtkatholischen Bevölkerung ein künstlich und geflissentlich ge­
nährtes Vorurteil besteht. Aber dies kann unmöglich die Aufrechterhaltung eines 
gehässigen Ausnahmegesetzes rechtfertigen, welches mit den den Bürgern durch 
die Reichsverfassung und die Landesverfassung gewährleisteten Rechten unver-
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einbar ist. Und nicht das kann bei Beurteilung einer Einrichtung der katholi­
schen Kirche entscheidend sein, wie Andersgläubige über dieselbe denken, son­
dern darauf kommt es vor allem an, daß die deutschen Katholiken in den durch 
das sogenannte Jesuitengesetz verpönten Ordensgenossenschaften segensreiche 
kirchliche Körperschaften schätzen und verehren und deren Dienste nicht ent­
behren wollen. 

Am 1. Oktober d.J. ist das Ausnahmegesetz wider die Sozial-Demokratie erlo­
schen. Wir können es nur billigen, daß dieses Gesetz, welches außerhalb des ge­
meinen Rechtes sich bewegt und nach unserer Überzeugung der Sozial-Demo­
kratie nur zur Kräftigung gereicht hat, außer Wirksamkeit gesetzt worden ist. 
Um so nachdrücklicher aber müssen wir angesichts der Aufhebung jenes Geset­
zes verlangen, daß auch das Gesetz vom 4. Juli 1872 nunmehr beseitigt werde. 

Die ausgewiesenen sozial-demokratischen Agitatoren, zu deren Bekämpfung 
man die schärfsten Maßregeln für zulässig erachtet hat, werden von allen Seiten 
nach Deutschland zurückkehren, und den Angehörigen katholischer Orden soll­
te die Rückkehr noch ferner verwehrt bleiben! Die Führer der Sozial-Demokratie 
werden mit verstärktem Eifer ihre volksverführerische Agitation in Stadt und 
Land wieder aufnehmen, und hoch verdienten Ordensmännern und Ordensfrau­
en soll es dagegen nach wie vor verboten sein, im Deutschen Reiche ihrem hohen 
Berufe zu leben! 

Wir bedürfen der Tätigkeit dieser Orden gegenwärtig in ganz besonderem Maße. 
Immer bedrohlicher wird der Ansturm gegen Altar und Thron, gegen alle Auto­
rität in Staat und Kirche, gegen die Grundlagen der gesellschaftlichen Ordnung. 
Der Seelsorge-Klerus reicht zumal in den rasch anwachsenden großen Städten 
nicht mehr aus, um die religiöse Verwilderung breiter Volkskreise, welche die 
Abwendung von Zucht und Sitte zur Folge hat, zu verhindern; er bedarf in den 
katholischen Gegenden der Ergälizu,ng und Unterstützung durch Ordensgenos­
senschaften, wie die Jesuiten, Reäemptoristen und Lazaristen, welche vor ihrer 
Austreibung durch eine unduldsame und kurzsichtige Gesetzgebung, namentlich 
in den dichtbevölkerten Industrie~Bezirken, soviel zur Erhaltung eines guten 
Geistes unter der Arbeiterbevölkerung beigetragen haben. Und wie kann man es 
verstehen, daß die Väter vom hl. Geiste, über deren Wirksamkeit in den afrikani­
schen Kolonien die bedeutendsten Forscher der verschiedensten religiösen Rich­
tungen allen Lobes voll sind, im Deutschen Reiche auch ferner Niederlassungen 
nicht sollen besitzen, nicht einmal ein Haus zur Ausbildung deutscher Missiona­
re für die deutschen Schutzgebiete sollen errichten dürfen. 

Wir sind uns bewußt, nicht nur ein Recht und ein Interesse der katholischen Kir­
che im Deutschen Reiche zu vertreten, sondern auch im wohlverstandenen Inter­
esse unseres Vaterlandes, wie die Zeitverhältnisse es jedem Einsichtigen zum Be­
wußtsein bringen müssen, zu handeln, wenn wir die eben so ergebene wie drin­
gende Bitte aussprechen: 
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Hoher Reichstag wolle die Initiative ergreifen, damit baldigst das Gesetz vom 4. 
Juli 1872 außer Wirksamkeit gesetzt werde. 

Unterschrieben von: 
Kaas, Pfarrer 
Klauck, Vorsitzender des Kirchenvorstandes 
Reinhardt, Mitglied des Kirchenvorstandes 
Dezes losef, Mitglied des Kirchenvorstandes 
Groß lohann, Mitglied des Kirchenvorstandes 
und weiteren 118 Bürgern der Pfarrei. 
Der Antrag ist am 9.2.1891 im Reichstag eingegangen. 
Es handelte sich offensichtlich um eine vorgedruckte Eingabe. Der gleiche 
Wortlaut, in gleicher, vorgedruckter Schrift befindet sich noch in vielen Pfarr­
archiven des Bistums Trier. 

Antwort des Reichstages vom 12.4.1892 
Die anliegenden, bei dem Reichstage eingebrachten Petitionen sind wegen 
Schlusses der Session nicht mehr zur Beratung und Beschlußfassung im Plenum 
des Reichstages gelangt. 

Indem ich mich beehre, dem Adressaten hiervon Mitteilung zu machen, bemerke 
ich zugleich, daß nach § 70 der Geschäftsordnung des Reichstages Petitionen mit 
dem Ablaufe der Sitzungsperiode, in welcher sie eingebracht und noch nicht zur 
Beschlußnahme gediehen, geschäftlich als erledigt zu erachten sind und demzu­
folge bei dem Beginne einer neuen Session ohne weitere Veranlassung nicht wie­
der aufgenommen werden können. 
Der Direktor 
Knack 

Damit hatte der Antrag seine Erledigung gefunden. 

Die Schlacht um Bettingen*26 

Das Oberkommando der Wehrmacht gibt bekannt: 
"Die Ortschaften Schmelz und Limbach wurden nach harten Kämpfen aufgege­
ben. " 

17. März: 
Höchste Alarmbereitschaft! Die Panzersperren werden geschlossen. Der Ameri­
kaner steht vor Michelbach. Die ganze Nacht waren ununterbrochen Wagen die 
Lebacher Straße hinunter gerollt. 
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Deutsche "Absetzbewegung" ! 
Am Morgen des 17. März rückten die" Verteidiger Bettingens" in die Wirtschaft 
Dittgen ein. Abgespannt und müde stützten sie sich zum Teil auf ihre Gewehre, 
zum Teil auf Knüttel, die sie irgendwo aufgerafft haben. Jämmerlich sehen sie 
aus, schmutzig und übernächtigt humpeln sie in die Wirtschaft Dittgen. Sie kön­
nen ihre Ausrüstungsgegenstände kaum noch tragen. 

Schon Tage vorher stieg die Spannung der Bevölkerung aufs höchste. Man sah 
die zurückflutenden deutschen Truppen, das Schießen hörte man immer näher, 
dazu kamen die Berichte von der Einnahme nahegelegener Ortschaften. Man er­
wartete die Amerikaner in Kürze. Am 17. war es endlich soweit. Wir hatten vor 
unserem Haus ein "Loch". Darin sollte ein Volkssturmmann zu stehen kommen, 
der mit einer Panzerfaust die Panzer, die etwa durch die Sperren kommen wür­
den, vernichten sollte. Da aber die Panzer von der anderen Seite kommen muß­
ten, erübrigte sich das und der "Panzerfäustling" überließ das "Loch" gerne den 
Soldaten. Auch der Volksstürmler, der weiter oben an einer Panzersperre stehen 
sollte, hatte schon vorher erklärt, er zöge sich in die "Zittatell" zurück. 

Jetzt stehen in dem "Loch" drei Soldaten. Da das "Loch" nur für einen bestimmt 
war, standen sich die drei wahrscheinlich gegenseitig auf den Füßen. Als Ab­
wehrwaffe hatten sie ein leichtes Maschinengewehr. Man hört von fern MG- und 
Gewehrfeuer. Die Leute richten sich in den Kellern ein. Unsere Nachbarschaft ist 
in den Stollen gezogen. Um ein Uhr geht die Brücke hoch; es kracht und das 
Haus bebt, aber da wir das vorher wußten, hatten wir die Fenster geöffnet und so 
sind nicht viele Fensterscheiben entzwei. 

Im "Loch" steht ein ganz junger Soldat, höchstens 18 Jahre alt. Die Leute stehen 
herum, bereit, in den Stollen oder ihre Keller zu gehen. So um zwei Uhr schreit 
das "Soldätchen" auf einmal im ;,Loch" mit einer ganz hellen Kinderstimme: 
"Unteroffizier, da hinten komm~n(4ie Panzer vollbesetzt mit Infanterie!" Wirk­
lich sieht man fern am Horizont über den Außener Berg in Richtung Außen eine 
lange, lange Kette von Panzern fahren. 

Es sind kaum mehr deutsche Soldaten zu sehen. Sie haben eine "Frontverkür­
zung" in Richtung Tholey vorgenommen. Unsere drei Soldaten zogen sich, wie 
wir später hörten, auf den Hügel hinter unser Haus zurück. So ungefähr eine 
Stunde nach dem Mittagessen geht es plötzlich los: rattattatt, klack, klack, wuih­
wumm: Maschinengewehrfeuer, Gewehrfeuer, Artillerie, Abschüsse, Einschlä­
ge, alles durcheinander. Da ist's nun freilich geraten, den Keller aufzusuchen. In 
diesem Stil geht es den ganzen Nachmittag bis zum Abend. Ein paarmal kracht 
es so bedenklich, daß wir glauben, unser Haus sei getroffen. Wenn es einen Au­
genblick still ist, geht einer von uns an die Haustür oder vorn in die Stube und 
schaut nach dem Stand der Dinge. Kurz vor Dämmerung schleicht ein deutscher 
Soldat durch den Ort, ein Späher! Von der Schmelz her hört man Panzer rollen. 
Ein Teil der Amerikaner ist nach Hüttersdorf zu gefahren. Anscheinend haben 
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sie vor, in breiter Front die Prims zu überqueren. Kaum sind wir oben, um unser 
Abendessen zu vertilgen, da fängt die Ari wieder an zu schießen. Aussichtsloser 
Fall! Es bleibt uns nichts anderes übrig, als im Keller zu essen. Schnell ist das 
Nötige unten. Wir hocken um den Pellkartoffeltopf und lassen uns die Kartoffeln 
mit Specksoße gut schmecken. Meinen Eltern, meiner Schwester und mir ist das 
ja weiter nicht ungewöhnlich, denn in den letzten Wochen daheim hatten wir so 
manches Mal im Keller essen müssen. Nach dem Essen machten wir uns Nacht­
lager zurecht und legten uns schlafen. Morgens um halb zwei hörte plötzlich die 

Artillerie auf zu schießen. Um 7 Uhr ging einer von uns nach oben und kam mit 
der Nachricht wieder, die Amerikaner seien da. Wir schauten uns dann hinter 
den Läden die "Befreier" an. Wie wir hörten, waren die Soldaten schon um halb 
zwei Uhr ins Dorf gekommen, hatten Feuer gemacht und sich häuslich niederge­
lassen. 

Rund um uns her waren viele Granaten eingeschlagen. Das hatten wir den drei 
Soldaten mit ihrem MG zu verdanken. Wir hatten eine Phosphorgranate vor den 
Stall bekommen, sie hatte einige Pflanzen und einen Baum versengt. Der Stall 
hat weiter keinen Schaden gelitten. Eine Phosphorgranate ist an den Giebel ge­
schlagen, hat aber die Mauer nicht durchbrochen, vor dem Haus waren mehrere 
Trichter. Die Wirtschaft Dittgen neben uns hatte auch ins Haus- und ins Scheu­
nendach je einen Treffer bekommen. Auch gegenüber sind zwei Granaten in 
Scheune und Stall und eine in den Misthaufen gefahren; damaliges Bauernhaus 
Johann Dezes "lang Däs" genannt (Ecke Saarbrücker- und Mühlenbergstraße). 
Im Dorf sind nur wenige Häuser, die gar nichts abbekommen haben. Einige wa­
ren vollständig zerstört und eine ganze Reihe unbewohnbar. Rund um die Kirche 
waren eine Reihe Häuser getroffen. Die Kirche selbst hatte einen Treffer rechts 
über dem Altar in der Decke und einen im Glockenturm. Die Fenster waren zum 
Teil entzwei. Es war nur ein Glück, daß so viele Granaten im freien Feld explo­
diert sind. Im Grunde war der ganze Prassellange nicht so schlimm, wie bei uns 
ein einziger Fliegerangriff. 

An die fremde Besatzung gewöhnte man sich allmählich. Die Amerikaner betru­
gen sich ja ganz anständig, mit einigen Ausnahmen. Fast alle Häuser hatten ja 
Einquartierung. Bei uns waren auch ein paarmal Quartiermacher, aber als sie 
meine alte Tante und meine kranke Mutter sahen, da zogen sie wieder ab. 

Aber man mußte von Herzen froh sein und Gott danken, daß es in allem so gut 
ab gegangen ist. 

Das war die Schlacht um Bettingen. 
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" Verfaßt von Renate Finger, Urenkelin von Ortsvorsteher Josef Dezes. Renate Finger, wohnhaft 
in Saarbrücken, verbrachte ihre Schulferien meist in Bettingen bei ihrer Großtante, der ledigen 
Fr!. Maria Dezes. Bei der Evakuierung Saarbrückens im Monat November 1944 kam sie ganz 
nach Bettingen und erlebte hier das Kriegsende im Hause Maria Dezes (heute Drogerie und an­
dere Geschäftshäuser im Rosengarten). 
Der Ortsvorsteher Josef Dezes war eine herausragende Persönlichkeit in Bettingen in der zwei­
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts. 
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Elmar Schmitt 

Die Synagogengemeinde Hüttersdorf 
- Das Schicksal der Hüttersdorfer Juden 

Die Verbreitung der Juden 
Die ersten Juden kamen mit den Römern in das damalige Gallien. Sie hatten 
römisches Bürgerrecht, denn schließlich war Judäa eine römische Provinz mit 
römischem Statthalter. 

Die Juden dürften sich im römisch gewordenen Gallien vor allem in den Städ­
ten am Rhein angesiedelt haben, wo bald Judengemeinden als Keimzellen der 
späteren Ausbreitung entstanden. So ist in Köln schon für das Jahr 321 eine jü­
dische Gemeinde nachgewiesen, und in der gleichen Zeit können wohl auch 
schon die ersten jüdischen Händler in der Trierer Gegend aufgetaucht sein. 

Wurden die Juden von den Römern zunächst als gleichberechtigt angesehen, so 
änderte sich im 4. Jahrhundert, als das Christentum Staatsreligion geworden 
war, die staatsrechtliche Stellung der römischen Juden. Von diesem Zeitpunkt 
an war die Ehe zwischen Christen und Juden verboten, sie verloren die Ehre, 
als Soldat dienen zu dürfen, und das Recht, öffentliche Ämter und Ehrenstel­
len zu bekleiden, wurde ihnen entzogen. Den Christen wurde der gesellige 
Verkehr mit Juden untersagt. 

Derartige einschränkende Maßnahmen konnten die Ausbreitung der Juden in 
unserer Gegend aber nicht nachh~ltig und auf die Dauer beeinflussen, um so 
weniger als diese Beschränkung~n(4ür das ganze römische Weltreich galten. 
Selbst der Sturm der Völkerwanderung hat es nicht vermocht, daß die kleinen 
Kolonien der Juden vernichtend· getroffen wurden. Sobald wieder ruhigere 
Zeiten einsetzten, erhielten die jüdischen Gemeinden wieder Zuzug aus Gal­
lien, wo die Juden 5 - 10 Prozent der Bevölkerung ausmachten. 

In der fränkischen Zeit änderte sich im Verhältnis zu den Juden nicht allzuviel: 
Zwar wurde der Jude von den Franken verachtet, weil ihm das Waffentragen 
verboten war, und er behandelte ihn, dessen rassisches Wesen er als fremd 
empfand, nicht wie einen Angehörigen des eigenen Volkes. Der Jude stand un­
ter Fremdenrecht. Da dem Franken aber auch das Handeln und Feilschen als 
eines Kriegers unwürdig galt, so besorgte das eben der Jude, und dieser hat bis 
in die Karolingerzeit den Handel und den Geldwechsel als sein Monopol be­
trachten können, das ihm von niemand streitig gemacht wurde. Die rechtliche 
Stellung der Juden war im ganzen Mittelalter zahlreichen Schwankungen unter­
worfen. Unter den Karolingern ging es ihnen gut. Schon Karl der Große hatte 
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Juden in Hofstellung beschäftigt und den Juden seines Reiches darüberhinaus 
zahlreiche Vergünstigungen gewährt. Das gilt auch für die folgenden J ahrhun­
derte. In Worms und Mainz findet man die ältesten jüdischen Friedhöfe 
Deutschlands mit Grabsteinen aus dem 11. Jahrhundert und in Speyer das Ju­
denbad für rituelle Waschungen als Bestandteil einer Synagoge aus dem Jahre 
1104. 

Seit den Christen das Geldleihen gegen Zinsen allgemein verboten wurde, hat­
ten die Juden das Geldgeschäft lange Zeit fast ausschließlich in Händen 1. Als 
im 14. Jahrhundert Wuchermethoden vorkamen, verschlechterte sich ihre so­
ziale Stellung immer mehr. 

Im Erzbistum und späteren Kurfürstentum Trier sind die Juden schon sehr früh 
nachzuweisen. Zunächst ausschließlich in der Stadt Trier ansässig, sind sie im 
13. Jahrhundert auch in anderen Städten zu finden, so beispielsweise im saar­
ländischen Berus. In St. Wendel ließen sich die ersten Juden zur Zeit des Kur­
fürsten Balduin, etwa um das Jahr 1358, nieder. 

In der von dem französischen König Ludwig XIV. im Jahre 1680 gegründeten 
und nach ihm benannten Festung Saarlouis waren bald nach der Gründung Ju­
den zu finden. Auf besondere Erlaubnis des Gouverneurs, des Grafen Thomas 
von Choisy, ließen sich 1695 die Juden Heyem, Jakob und Cerf Worms eine 
Schlächterei in der Festung bauen. Ihrem Wirken war zunächst ein kurzes Ziel 
gesetzt, denn bereits am 26. Juli 1710 erschien eine königliche Verordnung, 
nach der alle Juden, nachdem sie ihr Eigentum verkauft hatten, die Stadt- und 
Bannmeile von Saarlouis verlassen mußten. Aber schon 1715 erhielten die Fa­
milien der beiden Juden Heyem und Cerf Worms durch Vermittlung des Her­
zogs wieder die Erlaubnis, sich in Saarlouis niederzulassen. 1740 verkauften die 
beiden Juden ihre Schlächterei, blieben aber wohnen und zogen später ohne 
Genehmigung weitere verwandte jüdische Familien nach Saarlouis. 

Ein genaues Jahr festzulegen, seit wann jüdische Personen in Hüttersdorf leb­
ten, dürfte schwerfallen. Die sonst als Quelle zur Verfügung stehenden Kir­
chenbücher können nicht herangezogen werden. Man muß nach anderen Ar­
chivunterlagen suchen und andere Quellen erschließen. 

In den Schaumburger Notariatsakten findet sich unter dem Datum 31. Oktober 
1724 eine Sühnevereinbarung zwischen Mathias Didier (Dittgen), Ackersmann 
aus Gresaubach und den Juden der Hüttersdorfer Synagoge, also 1724!! Wie aus 
der leicht modernisierten Fassung zu ersehen ist, wohnten die dort auftreten­
den Juden nicht in Hüttersdorf, sondern in Bettingen, Cast el und Marpingen, 
bezeichneten sich aber als Sprecher ihrer Synagoge in Hüttersdorf, woraus mit 
Sicherheit auf hiesige jüdische Familien-Wohnplätze geschlossen werden 
kann2 : 

»Sühnevereinbarung zwischen Mathias Didier (Dittgen) und den Juden der 
Hüttersdorfer Synagoge vom 31. Oktober 1724 
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Heute, am 31. Oktober 1724, erscheinen vor mir unterschriebenem und ge­
schworenem Tabellion General des Herzogtums Lothringen, wohnhaft im Amt 
Schaumburg zu Tholey, die nachgenannten Personen: 

Mathias Didier, Ackermann zu Gresaubach, einerseits, sodann der Jude Fried­
rich Broch, Faktor der Bettinger Schmelze, der Jude Joseph Ploch, Faktor der 
Kupferschmelze in Cast el und der Jude Isaak Joseph, wohnhaft zu Marpingen, 
Bettingen und Castel. 
Die drei Juden erklären sich als Sprecher ihrer Synagoge Hüttersdorf. Sie brin­
gen vor, daß der Mathias Didier habe verlauten lassen, daß die Juden ungefähr 
am 27. September, als sie ihren ,langen Tag' hatten, in ihrer Synagoge eine Art 
Geißelung Christi veranstaltet hätten. - Sollten eine Comparaison einer Geiße­
lung oder Immitation einer Geißelung Christi gehalten haben -. Dieses habe 
der Mathias Didier auf Hörensagen wider das gemeine Wohl ausgestreut, als 
sei es wirklich geschehen, und die oben genannten Juden und ihr Anhang seien 
daran beteiligt gewesen. Wegen dieser Reden hätten sie den genannten Didier 
vor das Amt beschieden. Didier habe sich dem unterworfen und solle nun sa­
gen, wieso er diese Nachricht aus Hörensagen anderen Menschen weitergege­
ben habe. Didier erklärte, er habe damit eigentlich nichts Böses tun wollen und 
in Gesellschaft einen Witz machen wollen, und er könne seine Aussagen in kei­
ner Weise belegen oder verteidigen. 

Damit haben die genannten Kläger und Comparenten sich vor mir und den ge­
genwärtigen Zeugen verglichen. Der Didier bedauert seine Verfehlung und 

. verpflichtet sich, die Behauptungen nicht mehr aufzustellen, und wenn es auch 
nur zum Gaudi sei. In dieser Form haben die Juden die Entschuldigung ange­
nommen, und alle Beteiligten haben unterschrieben. 
Mathias Didier, Ackermann zu Gresaubach, 
Friedrich Broch, Jud, Faktor der>< SC,hmelze Bettingen (in hebräischer Schrift), 
Joseph Ploch, Jud, Faktor der Ktpf~rschmelze Castel (in hebräischer Schrift), 
Isaak Joseph, Jud, Marpingen, Bettingen und CasteI, (dto). 
Bourguinon, Prokurator im Amt Schaumburg, 
Pierre le Noire, archipretre des Bannes Theley, 
Seyler, Tabellion (Notar)« 

Juden im Bereich des Herzogtums Lothringen 
Unsere Nachbardörfer Bettingen, Außen, Goldbach - die ehemalige »Meierei 
Bettingen« - gehörten jahrhundertelang zum Herzogtum Lothringen. Hier galt 
ein anderes Recht als in der »Freien Reichsherrschaft Hüttersdorf-Buprich«. 

Das lothringische Gesetzbuch hieß »Coutumes Generales du Duche de Lorrai­
ne pour les Baillages de N ancy, Vorge et Allernagne« und stammte vom 17. 
März 1594, später ergänzt durch zahlreiche Zusätze und wesentlich geändert im 
Jahre 1707. Zur Religionsausübung galt folgendes: Die katholische Konfession 
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war die einzige unumschränkt geduldete. Alle anderen Konfessionen wurden 
unterdrückt, obwohl diese Regelung nicht ganz durchgehalten werden konnte. 
Es kam vor, daß ein lothringischer Herzog sogar einen jüdischen Finanzmini­
ster berief, vermutlich mit dem Hintergedanken, auf dem Kreditweg an das 
dringend benötigte Geld der sehr wohlhabenden großen jüdischen Gemeinde 
in Metz heranzukommen. 

Aus dem Jahre 1698 stammte ein Erlaß, der in Lothringen alle Religionen, au­
ßer der katholischen, verbot. Durch Arret vom 5. August 1700 sollten die An­
dersgläubigen kurzerhand ausgewiesen werden. 

Der Arret wurde aber selbstverständlich, wie so viele andere auch, nicht durch­
geführt. Man wußte in den Regierungskammern, welche verheerende Folgen 
es gehabt hätte. Es wurden Listen angelegt, welche Juden während der langen 
Machtvakanz in Lothringen zugewandert waren, die heute noch interessante 
Forschungen über die Herkunft der Juden erlauben. Als nach zwanzig Jahren 
die Liste stand, sollten diejenigen das Land verlassen, die nicht aufgeführt wa­
ren. Im gleichen Jahr 1721 wurden die jüdischen Kultverhältnisse in Lothrin­
gen neu geregelt. Danach gab es nur eine Hauptgemeinde in Boulay/Bolchen, 
die für das ganze Herzogtum zuständig war. Daraus dürfte resultieren, daß das 
jüdische Bethaus in Hüttersdorf dort und nicht in dem lothringischen Bettingen 
errichtet wurde. 

Aus dem Jahre 1753 stammt eine umfangreiche Liste über die 180 jüdischen 
Familien, welche Mitte des 18. Jahrhunderts, nach Orten genau festgelegt, im 
Herzogtum zugelassen waren. Außen und Bettingen sind nicht darunter, ob­
wohl die Schmelze von Juden betrieben wurde und Juden dort wohnten. So tra­
ten die Betreiber der Schmelze in den zahlreich erhaltenen Urkunden mit 
Wohnsitzen wie Saarlouis, Metz, Freisdorf und Busendorf auf. Die Liste ist ei­
ne Fundgrube für jüdische Familienforschung. 

Jüdische Familien in Hüttersdorf 
Die bisher frühesten Erwähnungen jüdischer Familien für Hüttersdorf stam­
men aus Gerichtsakten aus dem Jahre 1747, die im Staatsarchiv Koblenz la­
gern. Dort wird der Schutzjude3 Wolf Levi genannt, der gegen den Balthasar 
Baseler aus Hüttersdorf klagt. Der Kläger, also der genannte Jude, ist seinem 
Vorgeben nach ein Medikus, ein Arzt, der behauptet, er hätte des Beklagten 
Eheweib Margret von einer gewissen Leibskrankheit kuriert, ihm stehe noch 
der Lohn aus. Trotz mehrmaliger Mahnung habe Baseler nicht gezahlt, wes­
halb er sich genötigt sehe, die Sache vor Gericht zu bringen. Der Beklagte ge­
steht, daß er sich bei der Krankheit seiner Ehefrau des Klägers bedient habe, 
der durch Aderlaß und sonstige Medikamente versucht habe, seine Frau zu ku­
rieren. Die Kur sei aber von so kleiner Wirkung gewesen, daß die Patientin 
kurz nach einem kleinen Intervall wiederum rückfällig geworden sei, und nicht 
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gänzlich, wie der Kläger sage, kuriert gewesen sei. Außerdem habe der Kläger 
dem Beklagten versprochen, daß er im verhofften Falle der Kurierung seiner 
Frau keinen anderen Lohn verlange, als ein beglaubigtes Testat. Den bisheri­
gen Aderlaß habe er mit vier Kopfstück hinlänglich belohnet ..... 

Diese Textstelle belegt, daß Wolf Levi 1747 als Arzt in Hüttersdorf wirkte. 
Vermutlich wohnte er schon vor diesem Zeitpunkt im Ort. 

1731 ist das Geburtsjahr von Josef Mayer, verheiratet mit Moses Levi Freud­
chen, geboren um 1737. Diese jüdische Familie ist in einem Familienregister 
des Pfarrers Bracken aus dem Jahre 1781 aufgeführt. Fünf Söhne und drei 
Töchter hat das Paar. Im gleichen Register erscheint auch die Familie des Ja­
kob Isaac, der um 1733 geboren sein muß. Dieses Ehepaar hat zwei Söhne und 
eine Tochter. 

In einer Prozeßsache aus dem Jahre 1761 in Hüttersdorf klagt der hochgräfliche 
hunolsteinische Schultheis Johannes Croon gegen den Juden Leyser Salomon, 
Handelsmann in Hüttersdorf. Nach den Ausführungen war der Jude verpflich­
tet, jährlich einen Zuckerhut für die gnädige Herrschaft zu liefern. Der jüngst 
gelieferte Zuckerhut sei bei näherem Augenschein nicht in Ordnung gewesen. 
Ein großes Stück des Zuckerhutes sei abgeschlagen gewesen. Die Ehefrau des 
beklagten Juden erscheint in Abwesenheit ihres Mannes vor dem Gericht und 
sagt aus, daß sie nicht selbst den Zuckerhut gekauft habe, sondern der jüdische 
Schulmeister. Später wird festgestellt, daß man allein an der Verpackung gese­
hen habe, daß der Zuckerhut nicht in Ordnung gewesen sei, und der Jude wird 
zu einer Strafe von einem Goldgulden und dem Ersatz, d.h. der Beischaffung 
eines anderen Zuckerhutes verurteilt. Erstmals ist von einem jüdischen Schul­
meister die Rede. In einem Prozeß von 1761 wird in Hüttersdorf ein Jude na­
mens Geißel genannt, der gegen den Juden Josef Levi aus Saarwellingen klagt. 

Ein Isaac Levi aus Hüttersdorf ~t als Jude Soldat in der napoleonischen Ar­
mee und machte den Rußlandfeldiiig mit. In Rußland hat er den Soldaten­
dienst quittiert und leistete den russischen Untertaneneid. 

Seit der Preußenzeit liefern die Standesamtsregister Angaben über jüdische 
Bürger. Schon früh taucht der Familienname Kahn auf, der in der späteren 
Hüttersdorfer Familiengeschichte noch eine gewisse Rolle spielt. Ein Selig­
mann Kaan ist 1771 geboren, wirkt als Handelsmann in Hüttersdorf und unter­
schreibt als Zeuge bei verschiedenen Geburten von jüdischen Kindern. 

Die Judenemanzipation 
Die Emanzipation der Juden war keine Bewegung, die allein von ihnen selbst 
ausging, sondern mehr eine solche von außen. Schon die amerikanische Verfas­
sung von 1787 hatte mit ihrer Parole von der Gleichberechtigung aller vor den 
Gesetzen eine Bresche in die alten Anschauungen gelegt. Das wurde dann für 
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Europa aus dem gleichen Motiv in der französischen Revolution getan. Bereits 
am 27. September 1791 erließ die Nationalversammlung in Paris ein Dekret, 
durch das alle früher zum Nachteil der Juden ergangenen Verfügungen für den 
Bereich des französischen Staates aufgehoben wurden. Jeder Jude, der den 
Bürgereid leistete, erhielt alle Rechte eines französischen Staatsbürgers. Im 
Gefolge der französischen Revolution sehen wir häufig Juden, die sich auf Kauf 
und Verwertung der geplünderten Schloßeinrichtungen und Klostergüter spe­
zialisierten. Es ist bekannt, daß Juden das Schloß der Grafen von der Leyen in 
Blieskastel kauften und als Steinbruch benutzten. Ähnliches gilt für die Abtei 
Wadgassen, die von den Franzosen parzellenweise verkauft wurde. Häufig wa­
ren Juden Abnehmer, so auch in Ottweiler. Das Schloß La Motte bei Lebach, 
das jahrhundertelang Sitz der Herren von Hagen war, ist durch einen Juden in 
den Jahren nach 1862 abgerissen worden. Der Bankier Abraham Mayer aus 
Mainz, später in Saarlouis wohnhaft, ließ den Hauptbau niederreißen, so daß 
nur noch der Torbau stehenblieb. Eine weitere Domäne der jüdischen Betäti­
gung war der Viehhandel. 

Napoleon änderte an der bürgerlichen Gleichstellung der Juden so gut wie 
nichts. 

In Preußen hatten die Juden normale Rechte, lediglich Staatsämter und die 
Ausübung der politischen Rechte blieben ihnen versagt. Auch die Ehe zwi­
schen Juden und Christen blieb vorerst noch weiterhin verboten. Die Verord­
nung, wonach der Jude erbliche Familiennamen annehmen mußte, ist erst auf 
ein Dekret vom 28. Juli 1808 der preußischen Regierung zurückzuführen. 

Die Entwicklung der jüdischen Einwohnerschaft in Hütters­
dorf - Buprich 
Der kath. Pfarrer Dr. Johannes Bracken, der von 1781 bis 1805 in Hüttersdorf 
wirkte und dessen Aufzeichnungen interessante Einblicke in die damalige Zeit 
erlauben, führt folgende Statistik jüdischer Einwohner in seiner Pfarrei Hüt­
tersdorf - Buprich: 

Jeweiliger Stichtag: 24. Juni 

Jahr Juden Gesamte Jahr Juden Gesamte 
Einwohner Einwohner 

1781 14 727 1787 17 685 
1782 13 750 1788 15 696 
1783 15 712 1789 14 712 
1784 14 710 1790 16 673 
1785 12 686 1791 16 687 
1786 14 688 1792 14 700 
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Aus anderen Quellen (Statistische Materialien zur Geschichte der jüdischen 
Bevölkerung, bearb. v. Werner Knopp, Koblenz 1975) 
geht 1lL' rvor, daß im Jahre 
1806 22 
und 
1808 21 
Juden im Ort lebten und zwar 
1806 in Hüttersdorf: 
4 verh. Männer 
3 verh. Frauen 
3 Knaben 
2 Mädchen 
in Buprich: 
2 verh. Männer 
1 verh. Frau 
4 Knaben 
3 Mädchen 

1808 in Hüttersdorf und Buprich: 
3 verh. Männer 
1 Witwer 
8 Knaben 
3 verh. Frauen 
1 Witwe 
5 Mädchen 

1833 
in Buprich: 
10 Juden bei einer Gesamtbevölkerung von 
in Hüttersdorf: tp (" ~ 
11 Juden bei einer Gesamtbevölkerung von 
in Bettingen: 
3 Juden bei einer Gesamtbevölkerung von 

437 

615 

595 

Jüdische Verhältnisse in Hüttersdorf in der Mitte des 19. Jhd. 
Die königlich-preußische Regierung erließ am 23. Juli 1847 ein Gesetz über die 
Verhältnisse der Juden. Sinn des Gesetzes war es, die israelitischen Bewohner 
gewisser Distrikte zu jüdischen Gemeinden zu vereinigen und ihnen »Corpora­
tions-Recht« zu verleihen. Bestehende Verhältnisse sollten berücksichtigt wer­
den. Nach der bis dahin geltenden französischen Gesetzgebung hatten die be­
stehenden Judengenossenschaften derartige Rechte nicht. Es waren praktisch 
Vereine von Privatpersonen. Der übliche Name »Gemeinde« war nicht zutref­
fend, denn sie konnten namens der Gemeinde weder irgendwelche Vermögen 
erwerben noch Verpflichtungen übernehmen, klagen oder verklagt werden. 
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Die in den einzelnen Ortschaften ansässigen Juden hatten aber - oft seit langer 
Zeit - zur Ausübung ihres Kultes eigene Einr~chtungen geschaffen und dazu' 
gemeinsames Vermögen angesammelt oder gemeinsam Verpflichtungen über­
nommen. Ohne »Corporations-Recht« waren für diese Vermögen oder Ver­
pflichtungen die Rechtsregeln des Privatverkehrs maßgebend, was sich bei 
Streitigkeiten immer häufiger negativ bemerkbar machte. Die preußische Re­
gierung wollte mit diesem Gesetz ähnliche Verhältnisse schaffen wie bei den 
Zivilgemeinden. Die Durchführung des Gesetzes stieß bei der jüdischen Bevöl­
kerung jedoch auf Schwierigkeiten, die sich jahrelang hinzogen. 

Vor der Bildung der Synagogengemeinden waren die Landräte aufgefordert, 
eine Art »Bestandserhebung« in ihren Kreisen durchzuführen. Das Antwort­
schreiben der Bürgermeisterei Bettingen vom 20. Oktober 1855 informiert um­
fassend über die Verhältnisse der ehemaligen jüdischen Mitbürger in der Mitte 
des vergangenen Jahrhunderts. 

In der Bürgermeisterei Bettingen verteilten sich 1847 die jüdischen Einwohner 
wie folgt: 
Bettingen 13 darunter 2 Familienhäupter 
Hüttersdorf 14 darunter 4 Familienhäupter 
Buprich 8 darunter 2 Familienhäupter 

Aus der Antwort geht weiter hervor, daß seit August 1855 in Hüttersdorf eine 
Synagoge im Bau sei. Damit steht das Jahr 1855 als Baujahr der Hüttersdorfer 
Synagoge fest. Die Kosten für den Synagogenbau wurden einmal von den Ju­
den selbst aufgebracht, anderenteils stellte die Gemeinde Hüttersdorf etwa 70 
Reichstaler zur Verfügung, und zwar als den Anteil der jüdischen Bürger am 
Hüttersdorf-Bupricher Gemeindewald, auf den auch sie Anspruch hätten, da 
vorher beim Bau der katholischen Kirche von Hüttersdorf entsprechender 
Holzerlös zur Bestreitung der Kirchbaukosten benutzt wurde. 

Auch hier ein Beispiel dafür, wie die jüdischen Mitbürger völlig normal in die 
Zivilgemeinde integriert waren und so bei ihrem Synagogenbau gleichen An­
spruch an die Gemeindewaldungen hatten wie die Christen. 

Weiter geht aus der Antwort hervor, daß die verstorbenen Juden in Diefflen 
beerdigt wurden und die Kinder die Schulen zu Hüttersdorf und Bettingen be­
suchten. 

Für den Religionsunterricht stand der jüdische Lehrer und Vorsänger Jonas 
Braunschweig aus Rehlingen zur Verfügung, der von den Juden selbst entlohnt 
wurde. Vorbeter in der Zeit vor dem Bau der Synagoge war Moses Cahn. Die­
ser Moses Cahn war 1826 in Hüttersdorf zur Welt gekommen, wurde wie sein 
Vater Abraham Cahn, der aus Wallerfangen stammte, sich aber in Hüttersdorf 
niedergelassen hatte, Handelsmann und war vorwiegend im Getreidehandel tä­
tig. Seine Frau hieß Barbara Lohnsbach und stammte aus Winnweiler. Nach ei-
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Vorder- und Rückansicht des Wohn- und Ökonomiegebäudes in der späteren Pater-Werny-Straße, 
das der jüdische Getreidehändler Abraham Cahn, aus WaUerfangen stammend, Anfang des ver­
gangenen Jahrhunderts in Hütterdorf erbaute. Zusammen mit seinem Sohn Moses Cahn, geb. 1826, 
war er damals der größte Steuerzahler der jüdischen Gemeinde. Nachdem Moses Cahn und seine 
Frau Barbara Lohnsbach nach Saarlouis verzogen, erwarb Nikolaus Herrmann, verheiratet in 
1. Ehe mit Katharina Oster dieses Anwesen und betrieb eine Landwirtschaft und einen Fuhr­
betrieb. Auf Grund der engen Zusammenarbeit mit den Juden wurde er auch "Juden-Klos" 
genannt; er ist der Stammvater der Hüttersdorfer "Pitten-Sippe". Von seinen Erben erwarb der 
italienische Einwanderer Italo Zanardi und seine Frau Magdalena das Gebäude und handelte 
hier mit Baustoffen und Kohlen. Seine Tochter Olga verheiratete sich mit Peter Puffay aus 
Nalbach, der den Betrieb fortführte. Im Jahre 1979/80 fiel das Gebäude der Spitzhacke zum Opfer. 



ner erhalten gebliebenen Steuerliste zahlten Moses Cahn und sein Vater die 
höchsten Steuern. Sie allein zahlten über 86 Prozent der für alle Hüttersdorfer 
Juden anfallenden Grundsteuer, ähnlich verhielt es sich bei der Klassensteuer 
wo von Vater und Sohn über 82 % der gesamten jüdischen Klassensteuer ent~ 
richtet wurden. 

Nathan Moses, ein Bupricher Jude, war wegen Blindheit von der Steuer befreit 
und erhielt eine laufende Unterstützung vom Landarmenhaus-Fonds. Moses 
Cahn war der eigentliche Erbauer der Hüttersdorfer Synagoge. Er wohnte mit 
seiner Familie im Anwesen, das bei seinem Wegzug nach Saarlouis von der Fa­
milie Herrmann, genannt »Pitten« erworben wurde. Es handelte sich um Niko­
laus Herrmann-Oster, der schon vorher mit seinem Fuhr- und Transportge­
schäft eng mit den Juden zusammenarbeitete und deshalb »Juden-Klos« ge­
nannt wurde. 

Von »Pitten« - so der Hausname - ging das Anwesen später über auf Italo Za­
nardi, der, wie auch später sein Schwiegersohn Peter Puffay, mit Baumateria­
lien handelte. 

Jüdisches Leben vor der Verfolgung4 

»Bei einem Rückblick quf jüdisches Leben an der Saar in rund sieben Jahrhun­
derten (für das späte 13. Jahrhundert ist erstmals in Berus ein Jude bezeugt) er­
scheinen zumindest aus der Sicht der Nicht juden, die zwanziger Jahre unseres 
Jahrhunderts als die beste Zeit. Die Juden waren auf dem besten Wege, im po­
litischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben die Gleichberechti­
gung zu verwirklichen, die dem Buchstaben nach die Gesetzgebung des 19. 
Jahrhunderts verfügt hatte.« 

Mit ihrer Tüchtigkeit und ihrem Geschick konkurrierten sie mit ihren christli­
chen Mitbürgern um die Besetzung von einflußreichen Positionen. 

»Die ihnen als religiöse Minderheit gegenüber lange Zeit bestehenden Ressen­
timents waren zwar noch vorhanden, aber im Abbau begriffen.« 

Im Saarrevier gab es 1910 3.749 Juden, deren Zahl bis Herbst 1933 auf 4.638 
anstieg. Das waren 0,56 % der Bevölkerung. In der preußischen Rheinprovinz 
betrug der Anteil 9,9 %. Die Wohnorte mit der stärksten jüdischen Bevölke­
rung waren Homburg, Saarlouis, Dillingen, Blieskastel, Merzig, Ottweiler, 
Saarwellingen und Neunkirchen. 

Jüdische Mitbürger dienten im I. Weltkrieg 1914 - 18 genau so wie alle ande­
ren. So auch Rudolf Marx, geb. 1882, Sohn des früheren Bupricher Metzgers 
Jacob Marx, später in Bettingen wohnhaft, der sogar mit dem Eisernen Kreuz 
ausgezeichnet war. 
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Der Versailler Vertrag garantierte die religiösen Freiheiten der Saareinwohner 
und verfügte, daß die am 11. November 1918 im Saargebiet gültigen Gesetze 
und Verordnungen in Kraft blieben. Die vom Völkerbund eingesetzte interna­
tionale Regierungskommission für das Saargebiet ließ die Rechtsverhältnisse 
der israelitischen Kultusgemeinden im wesentlichen unverändert. Ab 1925 
konnten die Synagogengemeinden sogar in gleicher Weise wie die katholischen 
und evangelischen Kirchensteuer einziehen lassen. Im Juni 1921 gab es in Saar­
brücken erstmals einen Rabbiner. Die anderen Gemeinden hatten ihre eigenen 
Kultusbeamten, meist Religionslehrer, Kantor, Vorbeter und Schächter in ei­
ner Person. Die vom Völkerbund eingesetzte internationale Regierungskom­
mission bemühte sich, wenn auch nicht immer erfolgreich, im Zuge von Gleich­
schaltungstendenzen auftretende antisemitische Vorfälle zu unterbinden, so 
daß die jüdischen Gemeinden an der Saar bis Februar 1935 noch nicht der Ver­
folgung ausgesetzt waren. 

Bis 1933 stand für die an der Saar lebenden Juden die Bejahung der Rückkehr 
des Saargebietes in das Deutsche Reich nach Ablauf der Mandatsverwaltung 
durch den Völkerbund außer Frage. 

Der Reichsbund jüdischer Frontkämpfer aus dem ersten Weltkrieg hielt sogar 
1928 seine Jahresversammlung in Saarbrücken ab, um so wie andere Verbände 
durch die Wahl einer Stadt an der Saar die Verbundenheit zwischen dem deut­
schen Mutterland und dem abgetrennten Saargebiet herauszustreichen. 

Die saarländischen Juden gehörten zum überwiegenden Teil dem Mittelstand 
an. Wie das Beispiel der Hüttersdorfer und Bettinger Juden belegt, waren sie 
Handelsleute (Vieh, Häute, Textil) oder im Handwerk, hier überwiegend als 
Metzger und Schlächter tätig. 

In Hüttersdorf waren die Juden v011 in die Dorfgemeinschaft integriert. Außer 
kleineren Lästerungen zwischente~~I). Schulkindern galten gute Nachbarschafts-
verhältnisse. ' 
Nathan Cahn und Moritz Mayet gehörten der Hüttersdorfer Feuerwehr an. 
Nathan Cahn war sogar Feuerwehr-Leutnant und seit 1900 über viele Jahre im 
Vorstand tätig. 

Niemals hat man von Hüttersdorfer Juden Nachteiliges über Wuchermethoden 
oder Unkorrektheiten im Viehhandel und dergleichen gehört. Im Gegenteil, 
bei Befragungen wurde dem Verfasser stets über das gute Verhältnis der Hüt­
tersdorfer zu den jüdischen Familien berichtet. (Zitat: »Manches Mal besser als 
die Christen«.) 
Alfred Cahn, gebürtiger Hüttersdorfer, und seine Ehefrau Hilde, später in 
Saarbrücken lebend, bestätigten 1972 bzw. 1988 gegenüber dem Verfasser, daß 
sie von der Mehrzahl der Hüttersdorfer Bürger nichts befürchteten. Angst 
machten ihnen einige Angehörige der NSD AP, die andere gegen die Juden 
aufhetzten. 
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Nathan Cahn in Feuerwehruniform. Er war Feuerwehr-Leutnant und gehörte seit 1900 über viele 
Jahre dem Vorstand der Hüttersdorfer Feuerwehr an. Nathan Cahn war verheiratet mit Helena Löb 
gen. "Juden-Lenchen". Ihr Haus stand in Hüttersdorf "Auf dem Wasem" (späteres Anwesen vo~ 
"Wanersch Tilla" - Frau Mathilde Herold, geb. Schmitt). N. Cahn starb 1938 im Exil in Pantin 
bei Paris. 
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Jüdische Feste im Laufe des Jahres 
Das jüdische Kalenderjahr beginnt - variierend - etwa im Herbst/Oktober un­
seres Kalenders. 
Zur Zeit schreibt man im jüdischen Kalender das Jahr 5750. Das Neujahrsfest 
heißt Rosch Haschana. Danach folgen zehn Tage im Frühherbst, die man »die 
furchtbaren Tage« nennt. Es waren und sind Tage, an denen man sich in beson­
derer Weise an den heiligen, gnädigen, furchtbaren Gott erinnerte. 

Kurz danach feiern die Juden ihren höchsten Feiertag: Das Versöhnungsfest­
jüdisch: Jom-Kippur, im Volksmund auch »der lange Tag« genannt. 

Das Versöhnungsfest, das fromme Juden sogar schon am Tag vorher begannen 
und der Kolnidre-Abend genannt wurde, ist ein großer Fasttag. Die Juden 
selbst sprechen auch vom »Sabbat der Sabbate«. Es war ein Fest der morali­
schen Aufrüstung; beispielsweise wurden an diesem Abend alle Gelübde, die 
man vor dem Ewigen abgelegt und aus Schwäche, Leichtsinn oder Bosheit 
nicht hatte halten können oder wollen, annulliert. Dazu gehörte ein bußfertiges 
Herz. Nachdem offiziell durch laute Verkündigung die Ungültigkeitserklärung 
der Gelübde gewissermaßen vor Gott rechtskräftig geworden war, stieg es wie 
ein Chor befreiter Gefangener aus den Herzen der Anwesenden »Aschamnu«­
»Wir haben gesündigt«, indem man sich mit der Faust an die Brust schlug. (Wie 
c" i a auch bei uns Christen üblich ist.) 
Im Festgottesdienst wurde die Thora-Rolle umhergetragen, es gab Lesungen, 
Rezitationen und laute Gebete. Der Jom-Kippur dauerte fünfundzwanzig 
Stunden, während denen nicht gegessen und getrunken werden durfte. Das war 
erst wieder erlaubt, wenn der erste Stern am Himmel aufleuchtete, d.h. mit 
Anbruch der Nacht. 
Im jüdischen Festkalender folgt dann das Laubhüttenfest - Sukkot - genannt. 
Es ist eine Art fröhliches ErnteianJdest, das im siebten Monat des jüdischen 
Jahres gefeiert wird. Fromme Juden errichten im Freien eine Laubhütte, wo 
während der Feiertage auch draußen gegessen wird. Die Laubhütte, meist 2 x 
2 m im Geviert, heißt Sukkot. Oft wird sie mit bunten Bändern noch ge­
schmückt, oder die Kinder hängen Äpfel in die Laubzweige. (Noch heute wird 
in Saarbrücken eine neben der Synagoge befindliche Garage an diesem Fest 
mit Zweigen zu einer »Laubhütte« umfunktioniert.) Das Fest hat seinen Ur­
sprung im alten Testament, wo es heißt: »Am fünfzehnten Tag des Monats Ti­
schri sollt ihr von den Früchten des Landes einsammeln und ein Fest des Herrn 
feiern, sieben Tage lang, und sieben Tage fröhlich sein vor dem Herrn, eurem 
Gott. Sieben Tage sollt ihr in Laubhütten wohnen, damit eure Nachkommen 
erfahren, daß ich die Israeliten in Zelten habe wohnen lassen, als ich sie aus 
dem Lande Ägypten herausführte.« Weil es hier die vorgeschriebenen Schöß­
linge einer Dattelpalme und Myrtenzweige nicht gab, band man die Laubhüt­
tensträuße aus Obstbaumschößlingen und drei Buchsbaumzweigen und Bach­
weidenreisern . 
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Nach dem Gottesdienst feiern die Juden mit Essen und Trinken in ihren Laub­
hütten, es wird auch gesungen, so daß das Fest unserer Kirmes zu vergleichen 
war. 

Um die Osterzeit feiern die Juden ihr achttägiges Pessach, das uns aus der Bi­
bel bekannte Passah-Fest mit den ungesäuerten Broten, die man hier Matzen 
nennt. 

Sechs Wochen danach, also anstelle unseres Pfingstfestes (man beachte die 
zeitliche Übereinstimmung mit unserem, aus der jüdischen Tradition hervorge­
gangenen Festkalender) begehen die Juden Chowouros. 

Um die Weihnachtszeit folgt bei den Juden das Hanuka-Fest. Acht Tage lang 
wird in den Familien oder auch in der Synagoge jeden Abend eine Kerze mehr 
angezündet, in den Wohnungen soviel wie Männer im Hause sind. 

(Frau Hilde Cahn erzählte dem Verfasser, wie schön solche Abende in den Fa­
milien waren, insbesondere wo mehrere Männer dazugehörten, weil es jeden 
Abend mehr Lichter gab. Im Hause des Hüttersdorfer Nathan Cahn mit seinen 
drei Söhnen waren es am Hanuka-Abend dann 32 Kerzen, die aufleuchteten 
und für eine besondere Atmosphäre sorgten.) 

Die Hüttersdorfer Synagoge 
Die Juden von Hüttersdorf, Buprich, Bettingen und Lebach bildeten die jüdi­
sche Synagogengemeinde. In ihrem Besitz befand sich das 1855 erbaute Syn­
agogengebäude, das dort stand, wo sich heute in der Pater-Werny-Straße das 
Motorradlager der Firma Blug befindet. Später war der Synagogenverein, der 
seinen Sitz in Hüttersdorf hatte, Eigentümer des Gebäudes. Die Titulierung 
»Synagogenverein« läßt erkennen, daß die israelitische Gemeinde Hüttersdorf 
nicht den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft hatte, sondern pri­
vatrechtlich organisiert war. Das preußische Judengesetz \ron 1847 ließ beide 
Rechtsformen zu. Als Faustregel galt, daß größere Synagogengemeinden den 
Status der öffentlich-rechtlichen Körperschaft wählten. 

1903 wurde das Grundstück der Synagoge auf Heinrich Mayer, Gastwirt in Bu­
prich und Nathan Cahn, Handelsmann in Hüttersdorf, überschrieben. 

Das Gebäude war ein einfacher Bau mit drei Fenstern zur Straßenseite und 
zwei Fenstern auf der gegenüberliegenden Seite. Die Fenster waren mit Draht­
gittern geschützt. Der Eingangsbereich befand sich neben dem Anwesen War­
ken. Nach Schilderungen älterer Mitbürger unseres Ortes gab es in der Synago­
ge eine Empore. Im vorderen Bereich befand sich der Thora-Schrein auf dem 

. Altar, in dem fünf Thora-Rollen in eigenen Thoramänteln aufbewahrt wurden. 
Leuchter und Vasen ergänzten den Schmuck. 
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Detail aus einer Luftaufnahme von Hüttersdorf, die Vorderansicht der jüdischen Synagoge 
darstellend. Im Vordergrund das Friseurgeschäft von "Pitten-losef" (losef Herrmann). 
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Ein Gottesdienst in der Synagoge konnte nur dann gefeiert werden, wenn zehn 
männliche Juden anwesend waren. Frauen zählen bei den Juden in der Ge­
meinde noch weniger als bei den Christen. 

Einen Rabbi hatte die Hüttersdorfer Gemeinde nicht, lediglich einen Vorbe­
ter. Das war Joseph Hanau, ein Jude aus Lebach, der samstags mit seinen jüdi­
schen Glaubensbrüdern mit der Bahn nach Hüttersdorf kam. Es waren die Fa­
milien Stern (aus dieser Familie stammte die später in Paris als naive Malerin 
zu Ruhm gelangte Frau Stern) Neumark, Daniel und Hanau. Joseph Hanau 
war 1859 in Brotdorf geboren, war Handelsmann, der auch vorübergehend in 
Metz tätig war und ließ sich um 1883 in Hüttersdorf nieder. Zusammen mit sei­
ner Frau Carolina Marx, aus Bettingen stammend, wohnten sie im späteren 
Baltes-Haus, ehe sie dann nach Lebach verzogen. 

Nachdem Joseph Hanau aufgrund seines Alters den Vorbeterdienst nicht mehr 
ausüben konnte, folgte Herr Uko aus Saarwellingen. Seine Söhne leben heute 
in Thionville und sind im Häutehandel tätig. 

Aus Bettingen kamen die jüdischen Familien Herz, Liffmann, Marx und Na­
than. Aus Buprich gehörten die Familien Mayer, Hanau und aus Hüttersdorf 
die vier Familien Cahn (Nathan, Ludwig, Friedrich, Hermann) zur israeliti­
schen Gemeinde. Die jüdischen Kinder besuchten den normalen Volksschul­
unterricht am Ort, soweit sie nicht fortbildende Schulen aufsuchten. Der Reli­
gionsunterricht wurde ihnen einmal in der Woche, abwechselnd in Hüttersdorf 
oder Bettingen in den Schulräumen von einem jüdischen Lehrer namens Jonas 
aus Illingen erteilt. 

Die Juden feiern bekanntlich ihren Sabbat am Samstag - »Chawwes«. Wie die 
älteren Hüttersdorfer erzählen, war es immer ein interessantes Bild, wenn die 
Bettinger Juden samstags, wo doch hier alles am Arbeiten war, in ihren elegan­
ten Kleidern, die Frauen mit Hüten, die Männer mit ihren Kopfbedeckungen, 
oft Zylindern, meist zu Fuß zur Synagoge kamen. 

Es gab Feste, an denen so lange gefastet werden mußte, bis ein bestimmtes Ge­
bet gesprochen war. Danach wurden Pausen eingelegt, und in »Heinzen« (heu­
tiges Gasthaus Staudt-Scherer) traf man sich mit mitgebrachtem Kuchen oder 
anderen Speisen, um zu frühstücken. 

1927 lebten in Hüttersdorf-Buprich 23 jüdische Personen, 1935 noch 20. 

Wenn ein Mitglied der israelitischen Gemeinde starb, wie z.B. Ludwig Cahn 
vom Krämer, im Dezember 1934, oder vor ihm der »Hirsch«, wurden sie in ein­
fachen Holzkisten bestattet und auf dem Judenfriedhof in Diefflen beerdigt. 

. Angeblich durfte die jüdische Trauergemeinde dem Sarg nur bis zum »ersten 
Wasser« folgen, so daß man an der Prims bei der Primsweiler Brücke zurück­
kehrte. 
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Ausschnitt aus dem jüdischen Friedhof in Diefflen, wo früher auch die Hüttersdorfer Juden zur 
letzten Ruhe gebettet wurden. 

Der jüdische Friedhof von Diefflen mit 89,48 ar wird heute noch benutzt. Lei­
der läßt sich wegen des schlechten Zustandes der Gräber und der meist unleser­
lichen Beschriftungen kaum feststellen, aus welchem Jahr die ältesten Gräber 
stammen. Die älteren sind meist i~ hebräischer, die neueren fast alle in deut­
scher, nur ganz wenige in franziisischer Sprache beschriftet. Aus einer Bele­
gungsliste vom 27. Februar 1882 bis(~ium 1. September 1936 geht hervor, daß in 
dieser Zeit 345 Personen auf dem jüdischen Friedhof bestattet worden sind. 
Davon stammen aus Buprich 4, aus Hüttersdorf 10, aus Bettingen 13 Personen. 
Zur Geschichte dieses Judenfriedhofs ist folgende Tatsache interessant: Herr 
Tailfumyr de Cussigny hatte am 3. März 1746 die Baronie Dillingen von seinem 
Schwager erworben. Er war verheiratet mit Marie Susanne de Viray aus einem 
alten hochadligen Lothringer Geschlecht. Seine judenfreundliche Haltung be­
kundete er dadurch, daß er im Jahre 1755 den Israeliten Hayem und Cerf 
Worms und Elias Reutlinger gestattete, gegen einen jährlichen Zins von 2510-
thringischen Franken einen Judenfriedhof im Dillinger Wald an der Dieffler 
Grenze anzulegen. 

Ältere Mitbürger berichteten dem Verfasser weitere Einzelheiten jüdischer Sit­
ten und Gebräuche. An gewissen Feiertagen durften die Juden überhaupt kei­
ne Arbeit verrichten; sogar die Lichter in der Synagoge wurden von den Nach-
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barkindern oder Erwachsenen angezündet und gelöscht. Bei Beerdigungen 
kennt man keine Blumen. Man wirft einen Stein ins Grab statt einer Schaufel 
Sand. In den Häusern unterscheidet man streng das Geschirr für Milch- oder 
Fleischspeisen. Je nach Gesetzestreue gab man sich konservativ oder schon li­
beral. Auch Hochzeiten wurden in der Synagoge geschlossen, so im Mai 1935 
die von Alfred Cahn (Sohn von Nathan) und Hilde Marx aus Bettingen. 

Das Leben in der Hüttersdorfer Synagoge verlief ungestört. Laut Aussage von 
Frau Hilde Cahn geb. Marx, heute in Saarbrücken lebend, flogen im Jahre 
1935 nach der Abstimmung während einer Feier in der Synagoge erstmals Stei­
ne durch die Fenster. Sie stand mit mehreren Frauen auf der Empore und erin­
nert sich sehr genau daran, weil die Steine sehr leicht hätten jemand verletzen 
können. 

1935 ist auch das Jahr, in dem die meisten Hüttersdorfer Juden den Ort verlie­
ßen. 

Durch die Auswanderung war die nach dem jüdischen Kultus vorgeschriebene 
Mindestzahl von zehn männlichen Gemeindemitgliedern nicht mehr gegeben, 
so daß die Synagoge leer aber verschlossen stand. Mindestens eine der fünf 
Thora-Rollen hat die Bettinger Familie Moritz Marx - und Paula Salomon (El­
tern von Hilde Cahn) zur Sicherheit mit auf die Flucht genommen. Als sie, die 
sich zunächst in Luxemburg niedergelassen hatten, wo sie eine kleine Land­
wirtschaft betrieben, später ebenfalls von der Gestapo verfolgt wurden, ver­
steckte man die Thora-Rolle im Heu, was ein zuverlässiger Knecht für die Ehe­
leute Marx besorgte. 

Auch auf der späteren Flucht durch Frankreich: Bretagne, Paris, Südfrank­
reich, wurde die Hüttersdorfer Thora-Rolle sorgfältig verwahrt und beschützt. 
So gelang es, sie durch alle Kriegs- und Fluchtwirrnisse zu behüten, und sie 
konnte nach dem H. Weltkrieg der Synagogengemeinde Saarbrücken überge­
ben werden. Noch heute wird sie in der Saarbrücker Synagoge aufbewahrt und 
benutzt. Es ist anzunehmen, daß die übrigen vier Thora-Rollen ebenfalls von 
jüdischen Familien mitgenommen wurden, über ihr Schicksal ist dem Verfasser 
nichts bekannt. 

In der eigentlichen »Reichskristallnacht« (9. Nov. 1938), in der die meisten 
saarländischen Synagogen in Flammen aufgingen, passierte an der Hüttersdor­
fer Synagoge nichts. 

Erst Anfang 1940 gab es an dem leerstehenden Gebäude mutwillige Zerstörun­
gen durch drei SA-Leute. Ein unsinniges nächtliches Unterfangen: Die Folge 
war ein zerstörtes Dach, zerbrochene Fenster. Die Fenstergitter des herrenlo­
sen Gebäudes wurden irgendwann als Sandsiebe genutzt. Durch die unge­
schützten Fenster flogen Steine von Kindern und Jugendlichen, und durch wei-

. te re mutwillige Zerstörungen wurde das Gebäude immer mehr zu einer Ruine 
und zu einem Schandfleck. 12 Jahre nach Kriegsende, am 27. November 1957 
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verkaufte die Treuhandstelle für jüdische Vermögen in Saarbrücken die Parzel­
le Flur 24 Nr. 274/42 in der Größe von 1,22 ar an Herrn Mathias Blug, Kauf­
mann in Hüttersdorf, zum Preis von 225.000 Francs. Nach dem Abriß der Rui­
ne durch die Firma Blug wurde dort ein Lagergebäude errichtet. 

Am Mittwoch, dem 9. November 1988, wurde anläßlich des 50. Jahrestages der 
sog. »Reichskristallnacht« vom »Oekumenischen Arbeitskreis Lebach für Ge­
rechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung« in Zusammenarbeit mit der 
Kath. Pfarrgemeinde Hüttersdorf und der Evangelischen Kirchengemeinde Le­
bach in der Hüttersdorfer Pfarrkirche eine eindrucksvolle Gedenkstunde ver­
anstaltet. Die ca. 200 Teilnehmer zogen anschließend schweigend in einer 
Lichtprozession zum Standort der ehemaligen Synagoge, wo symbolisch der Ju­
denstern und ein Kreuz in den Boden gelassen wurden. Gleichzeitig wurde ne­
ben Sühnegebeten des Schicksals Hüttersdorfer und Bupricher Juden gedacht. 
Der Bürgermeister der Zivilgemeinde, Konrad Steffen, der mit Ortsvorsteher 
Franz-Josef Thome an der Gedenkfeier teilnahm, versprach die Errichtung ei­
nes Gedenksteins am Platz der ehemaligen Synagoge zur Erinnerung an die 
ehemaligen jüdischen Mitbürger. 

An Stelle der ehemaligen Synagoge, in der heutigen Pater-Werny-Straße steht ein Lagergebäude 
der Firma Blug mit dem Hinweis "Paradies für alte Motorräder". Der Kaufmann Mathias Blug hatte 
1957 das Anwesen von der Treuhandstelle für jüdische Vermögen käuflich erworben und das zur 
Ruine gewordene Gebäude abreißen lassen. 
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Die Entwicklung der Dreißiger Jahre im Saargebiet 
Die damaligen politischen Verhältnisse im Saargebiet wären Stoff für einen ei­
genen Artikel. 

Die Entwicklung der NSDAP in der »katholischen proletarischen Provinz«, 
nämlich deren Ablehnung in der ersten Zeit sowohl von Seiten der Kirche, des 
Zentrums und der Arbeiterschaft bis zum Wandel nach der Machtergreifung 
Hitlers 1933, wurde zwischenzeitlich aufgearbeitet. Damals wandelte sich in­
nerhalb kürzester Zeit schlagartig das Negativimage der Partei. Ab 1933 konn­
te sie mit der Seriosität staatlicher Autorität auftreten, und ein wahrer Mitglie­
derboom setzte ein. Die taktisch motivierte Kehrtwendung der Kirche und des 
Zentrums verhalfen ihr dazu, Massenpartei zu werden. Viele sahen in Hitler 
denjenigen, der sie von den »Ketten des Versailler Vertrags« und auch von der 
Arbeitslosigkeit befreien würde. Gerhard Paul, ein Historiker, schreibt wört­
lich: »Die Popularisierung Hitlers, seine propagandistische Darstellung als na­
tionaler Heros, die zunehmende massenmediale Durchdringung der Region 
durch Goebbels Propaganda·, zerstörten die bisherige Qualität der Provinz als 
Abseits und sicheren Ort. Sie rissen die »verspätete« Region (an der Saar) in 
den gleichzeitigen Sog der allgemeinen politischen Entwicklung«. 

Der Völkerbund hatte am 4. Juni 1934 den 13. Januar 1935 als Tag der Volks­
abstimmung über die Zukunft des Saargebiets festgelegt. 

Die konservativen und rechtsgerichteten Parteien - einschließlich des mächti­
gen katholischen Zentrums - schlossen sich zur »Deutschen Front« zusammen, 
die für die Rückgliederung des Saargebietes eintrat. Sozialdemokraten und 
Kommunisten waren gegen die Rückgliederung an Hitlerdeutschland, also für 
den »Status quo«. Auf Grund der bereits in Hitlerdeutschland gegen die Juden 
angelaufenen Propaganda wußten natürlich auch die Hüttersdorfer Juden, was 
sie bei einem Mißerfolg des Status-quo-Programms erwarten würde. 

Vielleicht ist zu wenig bekannt, daß sich einen Tag vor der Rückgliederung des 
Saargebiets am 1.3.1935 die Gestapo demonstrativ in der Saarbrücker Brauer­
straße niederließ. Aber schon ab 1933 operierte sie unter der Leitung des Juri­
sten und späteren Ministerpräsidenten Heinrich Welsch von Trier aus im Saar­
gebiet. Schon damals wurden Listen oppositioneller Kräfte (Katholiken, Kom­
munisten, Frankophile, Sozialdemokraten usw.) angelegt. Nach und nach ver­
fügte die Gestapo über ein riesiges Netz zusätzlicher Überwacher und Spitzel. 
Die Überwachung und das Denunziantenturn führte zu einem allgemeinen 
Mißtrauen untereinander und zu einer starken Einschüchterung der Bevölke­
rung. Auch staatliche und kommunale Dienststellen leisteten der Gestapo 
ebenfalls Hilfsdienste. So ermittelten die saarländischen Landratsämter die 
Adressen der noch an der Saar gebliebenen jüdischen Bevölkerung und kon­
trollierten die Postämter und den Briefverkehr. 
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Im Nordflügel des Saarbrücker Schlosses hatte sich die Gestapo eingerichtet. 
Durch deren Mühlen gingen bis 1936 allein ca. 5.000 Saarländer, über 1.000 ka­
men bis dahin bereits in Haft, teilweise schon in KZ's. 

Nochmals zur Abstimmung vom 13. Januar 1935. Das Ergebnis ist bekannt: 
90,8 Prozent pro Deutschland, 8,8 Prozent für den Status quo. 

Die Saar sollte offiziell zum 1. März 1935 politisch an Deutschland angegliedert 
werden. Berlin hatte Schutzgarantien für den potentiell gefährdeten Personen­
kreis unterschrieben, die von einem in Saarlouis installierten Internationalen 
Gerichtshof ein Jahr lang überwacht werden sollten. 

Es ist bekannt, daß schon in den ersten Tagen nach der Abstimmung viele 
Saarländer in die Emigration gingen. Doch die Hüttersdorfer und Bettinger Ju­
den konnten zunächst noch auf das Garantiejahr rechnen und nutzten die Zeit, 
ihre Häuser, Möbel und Ländereien zu verkaufen. Ob unter diesen Umständen 
noch von einem »freien Verkauf« geredet werden kann, wo die Käufer schon 
wußten, daß man verkaufen mußte, daß man unter einem gewissen Druck 
stand, kann der Verfasser nicht beurteilen. 

Nachbarn rieten den Juden zu bleiben: »Euch geschieht doch nichts!« Das war 
damals noch vorstellbar. Doch zwischen Januar und Mai 1935 flogen in Hüt­
tersdorf während einer Sabbatfeier Steine in die Synagoge. (Zeugnis von Frau 
Hilde Cahn geb. Marx. Sie hatte im Mai 1935 in der Hüttersdorfer Synagoge 
Alfred Cahn geheiratet, den Sohn des Hüttersdorfer Handelsmannes Nathan 
Cahn). 

Diese Steine waren »Alarmzeichen« für die Hüttersdorfer Judengemeinde, die 
ihr signalisierten: »Jetzt wird es Zeit, Deutschland bzw. das Saargebiet zu ver­
lassen«. 

Die durch die »völkische Bewegqpg<~ und den Nationalsozialismus einmal an­
gelaufenen Agitationen gegen die Juden »im Reich« konnten nicht mehr ge­
stoppt werden. Nach und nach traf~n sie auf einen latenten Antisemitismus und 
breiteten sich immer mehr aus. Noch blieb die Glut unter der Oberfläche, es 
sollte jedoch nicht schwer sein, sie bei einzelnen zu lodernden Flammen anzu­
fachen. 

Hilde Cahn berichtet, wie schlimm und bedrohend sie und ihre Familie die 
abendlichen Märsche der Partei durch Bettingen an ihrem Haus vorbei, unter­
halb der Kirche, empfunden haben. Die Kampflieder und Parolen hätten ihnen 
von Tag zu Tag mehr Schrecken eingejagt. Die Diffamierung und Verfolgung 
der jüdischen Bevölkerung verstärkte sich. 

Es wird von Parteimitgliedern berichtet, die sich vor der Bupricher Wirtschaft 
Raffael Hanau aufstellten und den Bürgern verbieten wollten, ihren Schoppen 
dort zu trinken. Ferner wird von Drohungen an ein Hüttersdorfer Gasthaus be­
richtet, weil die Juden weiterhin dort verkehrten (Androhung der Kino-Schlie-
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Diese Luftaufnahme zeigt das Zentrum von Hüttersdorf um 1930.Die alte Pfarrkirche, umgeben von 
alten Friedhofskreuzen; an der noch wenig befahrenen Hauptstraße die alte Schule, deren Rückseite 
vom Schulhof aus sichtbar ist und -etwas links von der Mitte- die jüdische Synagoge. Es war ein 
schlichter Bau mit 3 Fenstern zur Straßenseite, neben dem Anwesen von "Warken-Pitt", vor 
"Bausen"-Haus. Gegenüber erkennt man die Dächer des Anwesens von Italo Zanardi, das dieser 
von den Erben des Nikolaus Herrmann, genannt "luden-Klos", erworben hatte. Ursprünglich 
wohnte dort die jüdische Familie Moses Cahn (geb. 1826 in Hüttersdorf), die Wesentliches zum Bau 
der Synagoge gestiftet hat. Dazu verhalf ihr ein ertragreicher Getreidehandel. 1855 wird Moses 
Cahn als Vorbeter der Synagoge genannt. 
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ßung.) In einer' Hüttersdorfer Parteiversammlung wurde gerügt, daß Parteimit­
glieder weiterhin bei Hüttersdorfer Juden einkauften und außerdem regelmä­
ßig die Kirche hesuchten. 

Rudolf Marx aus Bettingen, Träger des Eisernen Kreuzes, wurde aus einem 
Beerdigungszug für den verunglückten jungen Scherz von der Schattermühle 
vom damaligen Ortsgruppenleiter entfernt mit dei Begründung, ein Jude habe 
bei der Beerdigung eines Mitglieds des NSKK (Nationalsozialistisches Kraft­
fahrer-Korps) nichts zu suchen. Bei den Beerdigungsteilnehmern soll es Unmut 
gegeben haben, weil Rudolf Marx doch immerhin 1. Weltkriegsteilnehmer und 
EK-Träger war. 

Einer Hüttersdorfer Metzgerfamilie, die auf Grund ihrer früheren guten Ge­
schäftsverbindung die nach Luxemburg ausgewanderte Familie Moritz Marx 
(Eltern von Hilde Cahn-Marx) besuchen wollte, verwehrte man den Passier­
schein über die Grenze und drohte damit, daß man ihnen ihre Judenfreundlich­
keit schon noch austreiben werde. Weitere Beispiele für Drohungen seitens der 
Parteioberen sind dem Verfasser von Zeitzeugen berichtet worden. 

Bis Januar 1938 stieg die Zahl der Saar-Emigranten auf rund 8.000, die meisten 
von ihnen waren Juden. Frankreich, der Nachbar im Westen, bot sich als ein 
Zufluchtsland an, aber auch das benachbarte Luxemburg. 

Schicksale jüdischer Familien aus Hüttersdorf-Buprich. 

Nathan Cahn-Löb verkaufte sein Haus, Möbel und Land in Hüttersdorf, »Auf 
dem Wasern«, und wand~rte im September 1935 nach Paris aus. Er starb be­
reits im Februar 1938 in·Pantin, einem Vorort von Paris, wo er auch bestattet 
ist. ~ 'r.::. 
Nachdem die Deutschen Paris besetzt hatten, tauchte französische SS bei sei­
ner Frau Helena Cahn, geb. Löb, auf. Man wollte sie deportieren. Die resolute 
Frau Cahn verlangte zunächst deutsch-sprechende Polizei oder SS. Als diese 
dann erschien, verwies sie auf ihr hohes Alter. (»Was wollt ihr noch mit einer 
alten Frau anfangen, mit der man doch nur Arbeit hätte.«) Sie war damals ca. 
~O Jahre alt. Bei dieser Gelegenheit sah die Gestapo den Hüttersdorfer Feuer­
wehrhelm, dem Nathan Cahn in seiner Wohnung in Erinnerung an seine Hüt­
tersdorfer Feuerwehrzeit einen Ehrenplatz eingeräumt hatte. Frau Cahn ver­
wies darauf und sagte: »Da könnt ihr sehen, wie wir zeitlebens eingestellt wa­
ren und uns zu unserem Deutschtum bekannten.« 

Dieser Feuerwehrhelm hat Frau Helena Cahn vermutlich das Leben gerettet. 
Man ließ von ihr ab. Sie konnte nach dem Krieg zurückkehren und starb in 
Saarbrücken bei ihrer Tochter Frieda im gesegneten Alter von 100 Jahren und 
3 Monaten. 
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Allerdings mußte Frau Cahn miterleben, daß ihre Tochter Ella, 1901 in Hüt­
tersdorf geboren, von Paris aus von den Deutschen deportiert wurde und in ei­
nem Lager umkam, ebenfalls ihre Schwester Auguste, 1894 in Hüttersdorf ge­
boren; sie wurde von Revesalt/Frankreich aus mit ihrem Mann deportiert. Bei­
de kamen um. Ihre Tochter Margot konnte sich in die USA retten, wo sie heute 
noch lebt. Frieda Cahn, ebenfalls eine Tochter von Nathan, überlebte Flucht 
und Krieg. Sie kehrte nach Saarbrücken zurück, wo sie ihre Mutter zu sich hol­
te. Die Söhne Max, Alfred und Willy konnten sich durch Flucht dem Zugriff 
der Gestapo entziehen. 

Willy Cahn, 1905 in Hüttersdorf geboren, lebte später in Paris und starb 1985 
an der Cöte d' Azur in Südfrankreich. 

Sein ältester Bruder Max, 1892 in Hüttersdorf geboren, konnte sich durch 
Flucht retten; er starb 1968 in Saarbrücken. 

Alfred Cahn, Jahrgang 1900, heiratete noch im Mai 1935 in Bettingen bzw. der 
Synagoge in Hüttersdorf Hilde Marx, Tochter der Eheleute Moritz Marx und 
Paula Salomon aus Bettingen, die früher als Bankangestellte in Dillingen tätig 
war. Im September 1935 verließen sie Hüttersdorf/Bettingen und gingen zu­
nächst in die Bretagne. 1936 wurde dort ihr einziger Sohn Roger geboren, der 
heute in Dinan bei Rennes als Augenarzt wirkt. Er ist mit Marie-Pol Tregoat 
verheiratet und hat vier Kinder. Dann zogen Alfred und Hilde Cahn nach Pa­
ris, wo aber die Situation immer gefährlicher wurde. Sie hatten schon die Auf­
forderung der Pretecture, den Judenstern abzuholen, der sichtbar auf der lin­
ken Brust getragen werden sollte. Sie weigerten sich und flohen nach Südfrank­
reich in die Gegend von Toulouse. Alfred verdingte sich als Knecht bei einem 
Bauern. Hilde Cahn schildert diese Jahre der Emigration und der ständigen 
Angst vor Verfolgung als grauenvoll. Bei jedem Auftauchen eines fremden Ge­
sichts im kleinen Dorf verbarg man sich, weil man Gestapoleute vermutete. In 
Weinbergen, Strohlagern, Ställen und Scheunen versuchte man, sich und das 
zweijährige Kind zu verbergen. 

Als Alfred einmal, von starkem Zahnweh geplagt, in der Nacht heimlich einen 
dort lebenden lothringischen Zahnarzt zur Hilfe aufsuchte, war anderntags Ge­
stapo beim Zahnarzt, weil man ihn beobachtet hatte. Eines Tages wurde er 
dennoch aufgegriffen und war schon zur Deportation in ein Lager gebracht, 
was damals gleichbedeutend mit Tod war. 

Hilde Cahn, die zwischenzeitlich die französische Staatsangehörigkeit ange­
nommen hatte, verschaffte sich Zutritt beim Judenkommissar; unter Verweis 

. auf ihre französische Staatsangehörigkeit und das Kind konnte sie aufgrund ei­
ner damals geltenden Bestimmung ihren Mann Alfred Cahn aus dem Lager be­
freien, buchstäblich in letzter Minute. 
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Kurt Cahn (rechts), geb. 1904 in Hüttersdorf, Sohn von Ludwig Cahn und Hedwig Berlowitz. 
Das Foto zeigt ihn zusammen mit einem Freund in Berlin im September 1930. Auch Kurt Cahn 
kam ~ie seine Schwester Else und ihre Mutter Hedwig von Berlin aus in ein Konzentrationslager, 
wo SIe den Tod fanden. Auf der Rückseite der Fotografie ist zu lesen: "Zum Andenken für 
Wahnersch Gret vom Juden Kuurt. Berlin, Im September 1930". 
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N ach dem Krieg kehrten Alfred und Hilde Cahn ins Saarland zurück. Sie lie­
ßen sich in der Saarbrücker Bismarckstraße 14 nieder. Alfred war wieder im 
Vieh- bzw. Fleischhandel tätig. Am 26. Oktober 1979 verstarb er nach 8mona­
tiger Krankheit und wurde auf dem israelitischen Friedhof in Saarbrücken 
(Goldene Bremm, Grab Nr. 451) neben den Eltern der Frau Cahn-Marx be­
stattet. 

Hedwig Cahn, geb. Berlowitz, war die Frau des am 1. November 1934 verstor­
benen Ludwig Cahn (ein Bruder von Nathan C.). Ihr Haus, das sie 1924 bezo­
gen, stand am Krämer. Vorher wohnten sie in »Wanersch«, bei Familie Weber 
in der heutigen Primsstraße. Im Haus am Krämer wohnten später die Familien 
Leis bzw. Hübschen. Es stand etwa dort, wo sich heute das Wohnhaus des 
Apothekers Dr. Hemmerling befindet. Das Haus war einstöckig und stand mit 
der Front zur Krämerstraße. 

Hedwig Cahn stammte aus Berlin, war gebürtige Stettinerin, Tochter eines 
Lehrers. Die Älteren berichten, daß es sich um eine große, stattliche Frau han­
delte, die ihren Mann durch Annoncen kennengelernt hatte. Sie kehrte mit ih­
ren Kindern Kurt, 1904 in Hüttersdorf geboren, und Else, Jahrgang 1907, nach 
Berlin zurück, wo die beiden Kinder 1936 bzw. 1938 heirateten. 

Im Schmelzer Standesamtsregister ist neben dem Geburtsakt der beiden im 
Jahre 1939 folgendes eingetragen: 
bei Kurt Cahn: 
»gemäß § 2 der 2. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Ände­
rung von Familien- und Vornamen vom 17. August 1939 hat Nebenstehender 
mit Wirkung vom 1. Januar 1939 den Vornamen Israel angenommen.« 

bei Else Cahn: 
»gemäß § 2 der 2. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Ände-
rung von Familien- oder Vornamen vom 17. August 1939 hat Nebenstehende 
den Vornamen Sara angenommen. 

Dazu wurden die Juden damals gezwungen, damit aus jeder zukünftigen Ur­
kunde eindeutig ihr Judentum hervorgehen sollte. 

1946 wurden diese Vermerke in den Standesamtsbüchern gestrichen. 

Die gesamte Familie wurde von Berlin aus deportiert. Sie sind alle umgekom­
men und laut Urteil des Amtsgerichts Lebach zum 31. Dezember 1945 für tot 
erklärt worden. Hinter dieser dürren Verwaltungssprache verbergen sich un­
sägliches Leid und Tod in den Konzentrationslagern. 

Friedrich Cahn-Rothschild 
Im heutigen Haus Ziegler, in der Pastor-Schill-Straße, wohnte die Familie ?es 
»Juden Friedrich«. Friedrich Cahn, verheiratet mit Philipina geb. RothschIld, 
war ein Bruder vom »Juden Hermann« (H. Cahn) und im Textilhandel tätig. 
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Das Ehepaar verstarb noch in Hüttersdorf. Die beiden fanden auf dem Dieffler 
Friedhof ihre letzte Ruhestätte. Über die Kinder des Ehepaares Cahn-Roth­
schild konnte der Verfasser folgendes in Erfahrung bringen: 

Die älteste Tochter Mcth:1 \\:11' J ~N6 geboren. Sie wanderte nach USA aus. 

Der Sohn Ernst, 1898 geboren, war mit einer kath. Frau verheiratet, mit der er 
nach Südafrika auswanderte, wo heide verstorben sind. 

Leo, 1901 geboren, hatte 1927 geheiratet. Er betrieb im elterlichen Haus einen 
kleinen Textilladen. Er wanderte mit seiner Familie zunächst nach Luxemburg 
aus. Dort gab es in den ersten Jahren bei der Echternacher Wallfahrt sogar 
noch Begegnungen an der Grenzbrücke mit Hüttersdorfer Nachbarn (Theisen/ 
Engstler/Groß). Als die Deutschen Luxemburg besetzten, floh er mit seiner 
Familie weiter nach Holland. Dort fiel er den Nazis in die Hände und wurde 
mit seiner ganzen Familie deportiert. Alle sind umgekommen. Auch sie hat das 
Amtsgericht Lebach seit dem 8. Mai 1945 für tot erklärt. 

Sein jüngster Bruder Karl-Josef, 1907 in Hüttersdorf geboren, hat die Flucht 
überlebt; bis zu seinem Tod lebte er in Paris im Exil. 

Hermann Kahn-Schwarz 
Hermann Kahn, gen. »Juden Hermann« war der Sohn von Samue1 Kahn und 
Eva Joseph. 

Dieser Samuel Cahn (Kahn) besorgte das rituelle Schächten (Das Schlachten 
von Tieren ohne vorausgegangene Betäubung, wobei mit einem breiten, lan­
gen, sorgfältig geschärften Messer der Hals der gefesselten, niedergeschnürten 
Tiere bis zur Wirbelsäule durchschnitten wird. Im Falle seiner Verhinderung 
war Joseph Bonn aus Theley zum Schächten berechtigt.) 
Herrmann Kahn war mit Henrietta Schwarz verheiratet, besser bekannt unter 
ihrem Haus-Namen »Juden Jettcbtn«. Sie stammte aus Illingen. Ihr Haus stand 
in der Kirchenstraße (heute: He'rrn.~nn-Busch). »Juden Hermann« verlor sein 
Leben durch ein Zugunglück. Er wurde bei Körprich vom Zug überfahren. 

Die Familie hatte 4 Töchter, von denen eine als junges Mädchen starb. Den 
Hüttersdorfern sind neben der ältesten Tochter Emma (geb. 1885) insbesonde­
re Selma und Paula bekannt. 

Selma, verh. Bloch, deshalb, weil sie noch nach dem 11. Weltkrieg als einzige 
der früheren Juden öfters nach Hüttersdorf kam. Ihren Wohnsitz hatte sie in 
Saargemünd. Hier lebte sie in enger Freundschaft mit dem Nicht juden, Herrn 
Epple, dem sie insbesondere aus der Verfolgungszeit viel zu verdanken hatte. 

Nachdem das Hüttersdorfer Haus in der Kirchenstraße an Fräulein Zimmer, 
eine ledige Näherin, für 7.000 Mark verkauft war, lebte Paula Cahn, verheira­
tet mit Julius Marx, aus Oberwesel stammend, in Bettingen und nahm ihre 
Mutter »Jettchin« zu sich. Über beider Schicksal wird im Abschnitt über die 
»Reichskristallnacht« 1938 berichtet. 
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Die Schülerin Else Cahn, geb. 1907, Tochter von Ludwig Cahn und Hedwig, geb. Berlowitz. Ihr 
Elternhaus stand in Hüttersdorf am Fuß des Krämers. Sie wurde von Berlin aus mit ihrer Mutter 
und ihrem Bruder Kurt in ein Konzentrationslager deportiert, wo sie den Tod fand. Das Foto ist 
ein Ausschnitt aus einem Klassenbild der Volksschule Hüttersdorf. 
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Aus den Zwanziger-J ahren stammt diese Aufnahme aus der Bengelwiese. Rechts ist "J uden-Paula", 
Paula Marx, geb. Kahn aus Hüttersdorf zu sehen mit "Schouhmachersch Wäs" ihren Enkel­
kindern Adele (spätere Frau Henz) und Anni (spätere Frau Weber) und ihrem Sohn Peter. Es ist 
anzunehmen, daß Julius Marx aus Bettingen, der Mann von" Juden-Paula", das Foto geschossen hat. 

Fröhliches und unbeschwertes Badeleben an der Prims. Im Vordergrund "Juden-Selma" 
(Selma Kahn) mit ihren Freundinnen "Rabersch Paula", "Wanersch-Tilla" und "Zeh-Kättchin" 
die auf ihren Schultern die Tochter von" J uden-Paula", Ruth Marx, trägt.Sie lebt heute in Amerika: 
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Bernhard Hanau-Mayer 
Am Bielenberg in Buprich (heutiges Haus Closen) wohnte die Familie des 
Bernhard Hanau, verh. mit Berta Mayer. Das Haus war von ihm erbaut. Er 
handelte mit Vieh. Deswegen war hinter dem Haus ein Stallgebäude angebaut. 
Die Familie hatte 4 Kinder: 
Sibilla, geboren 1907 
Else, geboren 1908 
Frieda und Herbert. 

Von Sibilla ist bekannt, daß sie im Februar 1944 in Auschwitz umgebracht wur­
de (1t. Standesamt Forbach). 

Else ging schon vor dem Krieg nach Paris. 

Frieda soll ebenfalls mit ihren Eltern in einem Lager umgekommen sein. 

Herbert, der jüngste, überlebte und betrieb später in Saargemünd ein Schuhge­
schäft. Er war schon vor dem Krieg im Schuhgeschäft »Welthaus« beschäftigt. 
Herbert Hanau war einer der wenigen Hüttersdorf-Bupricher Juden, die auch 
nach dem Krieg öfters in den Ort zurückkehrten. 

Von einer Nachbarin wurde berichtet: »Seine Schwester Else aus Paris hatte 
sich geschworen, nie mehr deutschen Boden zu betreten, wo ihren Eltern und 
Geschwistern solches Schicksal bestimmt war. Doch das Heimweh nach dem 
Bupricher Bielenberg hat sie eines Tages doch gepackt. Zusammen mit ihrem 
französischen Mann und ihrer Tochter saß sie tränenüberströmt in ihrem Auto 
am Bielenberg, wo sie sich ihrer Jugendjahre erinnerte. Wie sie sich gegenüber 
einer Nachbarin äußerte, hätte sie Paris mit allen Vorteilen einer Großstadt ge­
gen die Heimeligkeit des Bielenbergs getauscht, wenn es wieder hätte so sein 
können wie früher. «5 

Herbert Hanau, der sich ebenfalls bereits in einem Lager befand, wo er seine 
aus Fremersdorf stammende Frau kennenlernte, erlitt vor einigen Jahren auf 
dem Sportplatz in Saargemünd einen Herzinfarkt, an dessen Folgen er ver­
starb. Er hinterließ Frau und Tochter. Über das Nachbarschaftsverhältnis der 
Hanaus, ihre Hilfsbereitschaft, ihr Zuvorkommen, wurde dem Verfasser von 
allen Befragten nur das Beste berichtet. (»Besser als mancher Christ.«) 

Raffael Hanau-Mayer 
In der Gaststätte Ecke Höchst/Brückenstraße (heute Frank-Scherer) wohnte 
und wirkte zum damaligen Zeitpunkt Raffael Hanau, ein Bruder von Bern­
hard, und wie dieser aus Fürweiler stammend, verheiratet mit Mathilde Mayer, 
einer Schwester von Berta Hanau-Mayer. Zwei Brüder hatten zwei Schwestern 
geheiratet, Raffael hatte einen Sohn namens Max. 

Auch diese Familie bekam schon vor ihrer Auswanderung den Druck der 
NSDAP zu spüren, als sich NSDAP-Leute in Uniform vor der Wirtschaft pos-
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Sibilla Hanau, genannt "Billa", geb. 1907, Tochter der Eheleute Bernhard Hanau-Meyer, 
Schwester von Else Hanau. Das Foto stellt einen Ausschnitt aus einem Klassenbild der 
Hüttersdorfer Jugendzeit dar. 
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tierten und Bupricher Männer, die ihren Schoppen dort trinken wollten, am 
Eintritt hindern wollten, gemäß dem damaligen Motto »Ein anständiger Deut­
scher kauft nicht bei Juden« und hat folglich auch nichts in einer von einem Ju­
den betriebenen Wirtschaft zu suchen. 

Über das Schicksal der ebenfalls nach Frankreich ausgewanderten Familie Ha­
nau konnte der Verfasser noch nichts in Erfahrung bringen. 

Die Eltern von Bernhard und Raffael Hanau lebten in ihrem Alter in Buprich 
und sind auch hier gestorben. Auch von diesen Beerdigungen wird erzählt, daß 
die Juden den Leichnam nur bis zum ersten Wasser begleitet hätten, also an der 
Primsbrücke umkehrten, während die Bupricher Nachbarschaft, wie damals 
üblich, auf Wagen bis nach Diefflen mitfuhr, wo sich der jüdische Friedhof be­
findet. 

Moritz Mayer-Löb 
Moritz Mayer-Löb, ein Bruder der Hanau-Frauen, war verheiratet mit Mathil­
de Löb. Die Frau war eine Schwester der Frau Nathan Cahn-Löb, die aus Lau­
terecken in der Pfalz stammte. Er war Metzger in Buprich. 

Mathilde Löb war schon als ledige Person Eigentümerin des Hauses, in der 
Bettinger Straße, ein einstöckiges Gebäude, wo sich später die Metzgerei Joh. 
Paulus, heute Klinkner, befindet. Moritz Mayer, Jahrgang 1874, heiratete im 
März 1898 diese Mathilde Löb und betrieb dort eine kleine Metzgerei. Im Ja­
nuar 1904 kaufte Johann Paulus, genannt »Metzjer Johann«, der Vater von 
Emil Paulus, das Anwesen, das 1944 in dessen Besitz und 1973 in den Besitz 
von Familie Klinkner überging. Die jüdische Familie Moritz Mayer-Löb mit 4 
Kindern verzog zunächst nach Eisen bei St. Wendel. Später soll sie über Frank­
furt nach Amerika ausgewandert sein. 

Vor Raffae1 Hanau war die besagte Bupricher Gastwirtschaft im Besitz von 
Heinrich Mayer, der allgemein nur »Hirsch« oder »Juden-Hirsch« genannt 
wurde. Seine Frau nannte man Babett. 
Für das gute Nachbarschaftsverhältnis der Bupricher mit den Juden spricht fol­
gende Begebenheit: Als »Juden Hirsch« auf dem Sterbebett lag, rief seine 
Tochter Thilla aus der Nachbarschaft Frau Marg. Brill vom Bie1enberg und 
Frau Anna Grosch zum Totengebet. »Sie mögen so beten, wie es bei Christen 
Brauch sei .. « Zusätzlich waren Nathan und Friedrich Cahn anwesend, die die 
jüdischen Sterbegebete für den alten »Hirsch« verrichteten. Ist das nicht ein 
schönes Beispiel eines christlich-jüdischen Miteinanders vor der unseligen Zeit 
des »1000jährigen Reiches« - das immerhin 10 Jahre bestand? 

USA, Südafrika, Frankreich, Israel, Luxemburg, Holland, Fluchtpunkte von 
Hüttersdorfer, Bupricher und Bettinger Bürgern, die sich lediglich durch ihre 
Religion von ihren Mitbürgern unterschieden, die an den gleichen Gott wie die 
Christen glauben und ihn verehren. 
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Else Hanau, geb. 1908, als Schülerin. Sie war die Tochter der Eheleute Bernhard Hanau-Meyer, 
deren Haus am Bielenberg stand. 
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»Reichskristallnacht« 1938 

Ein 17jähriger Jude hatte am 7. November 1938 in Paris einen deutschen Di­
plomaten aus Verzweiflung über die Ausweisung seiner Eltern aus Deutsch­
land erschossen. Die Nationalsozialisten behaupteten nun, die in der Nacht 
vom 9. auf den 10. November 1938 geschehenen Ausschreitungen gegen jüdi­
sche Einrichtungen und Menschen seien eine aus der Erregung des Augen­
blicks heraus entstandene Antwort der Deutschen Bevölkerung auf das Atten­
tat. 

Doch diese Darstellung ist falsch. Aus vorliegenden Dokumenten geht eindeu­
tig hervor, daß es sich um eine von langer Hand geplante Aktion handelte. Das 
Attentat wurde nur als willkommener Vorwand genommen, um mit Hilfe orga­
nisierter Nazi-Trupps loszuschlagen. Die Ausschreitungen waren keineswegs 
auf eine Nacht beschränkt, sondern begannen zum Teil schon am 8. November 
und dauerten vereinzelt bis zum 13. November. 

Das Ergebnis: 119 jüdische Gotteshäuser in ganz Deutschland und Österreich 
wurden angezündet, weitere 76 vollständig verwüstet, 7500 jüdische Geschäfte 
geplündert und zerstört und mehr als 25.000 jüdische Männer in sogenannte 
Konzentrationslager gebracht, wo sie schweren Quälereien ausgesetzt waren. 
Darüber hinaus mußten Juden auch noch eine »Sühneleistung« von einer Mil­
liarde Reichsmark aufbringen - für einen Schaden, der ihnen zugefügt worden 
war! Auch die Gelder, die die Versicherungen an Juden zu zahlen hatten, wur­
den vom Staat vereinnahmt. Für das alles erfand die Propaganda die verharm­
losende Bezeichnung »Reichskristallnacht« - als ob es nur Glasscherben gege­
ben hätte. Auf Anordnung der Reichsregierung schrieben die Zeitungen, die 
Opfer seien selbst an allem schuld. Ein Aufschrei des Volkes blieb aus. Verein­
zelte Proteste wurden schnell unterdrückt. Auch die Kirchen, die damals als 
einzige der staatlichen Kontrolle noch nicht völlig unterworfen waren, schwie­
gen, von Ausnahmen abgesehen. 

Im Landesarchiv Saarbrücken sind die nachfolgenden Unterlagen öffentlich 
zugänglich6 : 

»Bald nach der Rückgliederung des Saargebietes am 1. Mai 1935 setzte eine 
stärkere Abwanderung von Juden ein, die aufgrund der zwischen dem Völker­
bund und der Reichsleitung ausgehandelten Garantien mit einjähriger Gel­
tungsdauer Erleichterungen bei der Auswanderung und der Mitnahme von 
Vermögen hatten. Aus Bettingen zog Rudolf Marx am 6. Januar 1936 nach 
Saargemünd. Etwa in der gleichen Zeit verzog Selma Kahn, verehelichte 
Bloch, bisher in Hüttersdorf wohnhaft, ebenfalls nach Saargemünd. In Bettin­
gen zurück blieb 
- Jenny Nathan, die mit einem Christen namens Zieth verehelicht war, zwei 

Kinder hatte und in der Primsstraße 7 wohnte. 
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, 
- Julius Marx, Inhaber eines Konfektionsgeschäftes, mit Ehefrau Paula, 

Schwester der obengenannten Selma Kahn, der Tochter Ruth Marx und der 
83jährigen Mutter bzw. Schwiegermutter Henriette Kahn, geb. Schwarz. 
Alfred Liffmann, Alteisensammler, mit Ehefrau Resi, geb. Marx und Toch­
ter Clerni, geboren 1921. 

Die Familie Marx wurde zu einem mir nicht bekannten Zeitpunkt veranlaßt, 
ihr Haus in der Lindenstraße zu verkaufen. Es wurde vorübergehend vom 
Reichsarbeitsdienst genutzt, später wurde die Berufsschule dort untergebracht. 
Das Haus wurde anscheinend nicht beschlagnahmt, sondern von der Gemeinde 
Schmelz gekauft. Die Familie Marx zog in das Haus der Familie Liffmann. 

Nach Aussage des Ortsgruppenleiters von Hüttersdorf, zu dessen Zuständig­
keitsbereich auch Bettingen gehörte, wurden am 8. November 1938 einige 
Ortsgruppenleiter von der Kreisleitung Saarlouis angewiesen, in der kommen­
den Nacht gegen die Juden etwas zu unternehmen. Präzise Angaben sollen 
nicht gemacht worden sein. Am Abend des 8. November 1938 fand in Hütters­
dorf eine Parteiversammlung statt. Im Anschluß daran traf sich der Ortsgrup­
penleiter mit einigen anderen an der Primsbrücke und zog gegen Mitternacht 
nach Bettingen, wo zunächst am Wohnhaus der Eheleute Zieth-Nathan Fen­
sterscheiben eingeworfen wurden, dann in ähnlicher Weise das Wohnhaus der 
bei den Familien Liffmann und Marx mit Backsteinen und Wacken beworfen 
wurde, nachdem vorher die Läden ausgehängt worden waren. Bei dem Bewurf 
wurden auch Vorhänge beschädigt und Blumentöpfe zerstört. Die Außenwän­
rle des Hauses wurden beschmiert »Auf nach Palästina«, »Die Teufel in Men­
schengestalt«. 

Am folgenden Morgen wurden die Männer J ulius Marx und Alfred Liffmann 
von dem Ortspolizisten verhaftet .und der Saarbrücker Gestapo zugeführt. Sie 
wurden weitergeleitet in das Ko~e1)trationslager Dachau, wo sie ca. 4 Wochen 
in Haft blieben. Der Polizist son Si~h entschuldigt haben, daß er nicht anders 
handeln könne. Als der Ortsgruppenleiter der Kreisleitung über die »Aktion in 
Bettingen« berichtete, wurde ihm gesagt, er soll »in der kommenden Nacht die 
Sache gründlicher erledigen«. Daraufhin begab er sich wiederum nach Ein­
bruch der Dunkelheit mit einem runden Dutzend anderer Männer zu dem 
Wohnhaus der beiden jüdischen Familien. Er stieß dort auf den SA-Mann Fritz 
B., der sich zum Schutz der jüdischen Familien dorthin begeben hatte. B. wur­
de verprügelt und hinausgeworfen. Dann wurden den im Haus verbliebenen 
Frauen, mit Ausnahme der 83jährigen Frau Henriette Kahn, Rizinusöl mehr 
oder weniger gewaltsam eingeflößt, nach jüdischen Büchern gesucht, diese und 
andere nicht jüdische Literatur mitgenommen in einer Art und Weise, daß die 
Wohnung mehr oder weniger durchwühlt zurückgelassen wurde und auch Ge­
schirr zertrümmert wurde. Nach dem Abzug der Nazis fehlte eine Schmuckkas­
sette, wer diese mitgenommen hatte, ließ sich auch bei dem Prozeß später nicht 
klären. Am folgenden Morgen (10. November) veranlaßte der Ortsgruppenlei-
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ter die jüdischen Frauen, Bettingen zu verlassen; auf dem Bahnhof wurden sie 
noch fotographiert, das Bild soll im »Stürmer« abgebildet worden sein. Die 
Frauen begaben sich zu einem Cousin der Frau Marx nach Saarbrücken. Die 
Abmeldung laut Melderegister Schmelz erfolgte erst im Laufe des Jahres 1939, 
und zwar der Eheleute Liffmann am 15.6.1939 nach Sinzenich bei Euskirchen, 
der Clemi Liffmann am 2.5.1939 nach Köln-Lindenthal, der Ruth Marx am 
17.2.1939 nach Bad Nauheim, der Eheleute Julius Marx am 2.5.1939 nach 
Saarbrücken. 

Auch Frau Zieth, geborene Nathan, verließ unmittelbar nach den Vorfällen, 
also im November, mit ihren beiden Kindern Bettingen, kehrte dann aber noch 
vor Kriegsausbruch wieder zurück und blieb dort bis zu ihrem Tode wohnen; 
ihr Mann war während des Krieges zur Wehrmacht einberufen. Über das 
Schicksal der übrigen Bettinger Juden gaben die Prozeßakten keine volle Auf­
klärung. Die beiden Männer sollen im Konzentrationslager umgebracht, Frau 
Marx soll in Oberwesel erschossen worden sein. Ruth Marx lebte nach dem 
Kriege in Kanada, Clemi Liffmann in Haarlem/Niederlande, jetzt in Israel.« 

Nachwort 

Vorstehender Artikel basiert auf einem Vortrag, der am 16. November 1988 
vor ca. 250 Zuhörern im Kulturhaus Staudt-Scherer, Hüttersdorf, gehalten 
wurde. 

Ich danke allen Personen, die mir bereitwillig Auskünfte für diesen Artikel 
bzw. Vortrag erteilten, stellvertretend möchte ich ganz besonders Frau Hilde 
Cahn, geb. Marx, aus Saarbrücken danken, deren Haltung trotz ihrer schlim­
men Schicksalsjahre von großartiger Toleranz geprägt ist. 

Weiteren Auskunftspersonen bin ich zu Dank verpflichtet: 
Frau Marie Brill, Jahrgang 1900, Hüttersdorf, Bielenberg 
Frau Mina Staudt-Heinz, Jahrgang 1908, Hüttersdorf, Berliner Straße 
Frau Berta Schmitt-Herrmann, Jahrgang 1901, Hüttersdorf, Bettinger Straße 
Frau Marg. Schwinn-Eisenbarth, Jahrgang 1908, Hüttersdorf, Bettinger Straße 
Frau Olga Braun, geb. Weber, Frau Irene Trouvain-Stürmer, Frau Agnes 
Poth, Frau Maria Rahsier, Frau Gertrud Britz, Herrn Adolf Warken, Herrn 
Emil Paulus, Herrn Edgar Groß und vielen anderen. 
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Ein Zinsfuß von 30 bis 60 % war ihnen schon im zwölften Jahrhundert nichts Ungewöhnliches 
In einzelnen Städten betrug das zulässige Zinsmaß sogar 86213 '% im Jahr. Es war -eine besonde­
re Vergünstigung Ludwigs des Bayern 1314 - 1347 für die Bürger der Reichsstadt Frankfurt. als 
er in dieser Stadt die Judenzinsen auf 32 1/2 'j;, einschränkte. 

2 Quelle: Schaumburger Notariat. Bd. I. Seite 814. Verwahrstelle Saarländisches Landesarchiv. 
Text leicht modernisiert. 

3 »Schutzjude«, d.h. die Juden mußten der jeweiligen Herrschaft, bei uns damals den Herren von 
Hagen zur Motten bzw. der Familie von Hunolstein verschiedene Steuern zahlen wie: 
- Aufnahmegeld 
- Schutzgeld 
- Zungengeld oder 
- Erbzins, und zwar als Einwohner mit geringeren Rechten als die übrigen Vollbürger mit 
Grundbesitz. 

4 Quelle: Herrmann, Hans-WaIter, Jüdisches Leben vor der Verfolgung, in: »Richtig daheim wa­
ren wir nie«. Herausgeber: Mallmann, Pau!, Schock, Klimmt. BerlinlBonn 1987. S. 134 ff. 

5 Freundliche Mitteilung von Frau Maria BrilI, Jahrgang 1900. 
6 Freundliche Mitteilung von Prof. Dr. Herrmann. Landesarchiv Saarbrücken. 
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